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Abstract 

Als eine der energie- und ressourcenintensivsten 
Industrien in Deutschland steht die Chemieindust-
rie vor der Herausforderung, ihre Produktionssys-
teme und Geschäftsmodelle klimaneutral auszu-
richten. Gegenwärtige Studien legen nahe, dass 
dieses Ziel – infrastrukturelle und technologische 
Veränderungen vorausgesetzt – innerhalb der 
staatlich vorgegebenen Zeiträume tatsächlich ge-
lingen kann. Zugute kommt der Chemieindustrie 
hierbei das hohe Qualifikationsniveau ihrer Be-
schäftigten, überdurchschnittliche Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung (FuE) sowie die che-
mietypische Produktion in Verbundstandorten. 
Der Klimawandel und die daraus resultierenden 
Maßnahmen bieten sogar Chancen für die Ge-
schäftsmodelle der Chemie (insbesondere im Hin-
blick auf die Produktion von Wasserstoff, klimare-
levante Vorprodukte für andere Industrien sowie 
auf Dienstleistungen rund um eine zu etablierende 
Kreislaufwirtschaft). Die größten Herausforderun-
gen für das Gelingen der sozial-ökologischen 
Transformation stellen unter anderem der zuneh-
mende globale Wettbewerb, hohe Energie- und 
Rohstoffpreise sowie langwierige Planungs- und 
Genehmigungsverfahren dar. Der Verlust von Ar-
beitsplätzen im Rahmen der Transformation wird 
nach aktueller Studienlage moderat ausfallen. 
Gleichwohl ist die (Weiter-)Qualifizierung der Che- 
miebeschäftigten von größter Bedeutung. 

 

 

 

Die Verbände von Kapital und Arbeit bilden inzwi-
schen eine wichtige Triebkraft des Wandels. Dies 
gilt sowohl für die Unterstützung von Unterneh-
men und Betriebsräten als auch für die Gestaltung 
der politischen Rahmenbedingungen der sozial-
ökologischen Transformation. Vor einigen Jahren 
haben sowohl der Wirtschaftsverband der chemi-
schen Industrie (VCI) als auch die Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) ihre 
skeptischen Orientierungen gegenüber der Trans-
formation und ihre vormals auf Vermeidung poli-
tischer Maßnahmen ausgerichteten Handlungs-
strategien beendet. Seitdem setzen sich die Ver-
bände aktiv für neue industriepolitische Strate-
gien, die öffentliche Förderung ökologischer Inves-
titionen und eine Stärkung der Mitbestimmung 
ein. Auch der Diskurs mit den Umweltverbänden 
wurde intensiviert. Offene Fragen beziehen sich 
vor allem auf die Finanzierung der Transformation 
und die Rolle des Staates. 

Die Untersuchung ist Teil des von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung geförderten Projektes «Sozial-ökolo-
gische Transformation der deutschen Industrie», 
in dessen Rahmen weitere Studien entstanden 
sind, die mit der vorliegenden Studie in Zusam-
menhang stehen. Hierzu gehören etwa Untersu-
chungen zur deutschen Auto- und Stahlindustrie 
sowie zu allgemeinen klimapolitischen Rahmenbe-
dingungen oder zum EU-Emissionshandel und ei-
nem möglichen CO₂-Grenzausgleich.
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1 Einleitung 

Gegenwärtig befindet sich die deutsche Industrie in 
einem tiefgreifenden Umbruch. Vor dem Hinter-
grund des Klimawandels und dadurch bedingter – 
überwiegend politisch forcierter – Maßnahmen der 
Dekarbonisierung sehen sich die Unternehmen der 
(deutschen) Industriebranchen mit der Notwendig-
keit konfrontiert, ihre Produktionssysteme und Ge-
schäftsmodelle zu transformieren. Dies gilt nicht zu-
letzt für die Chemieindustrie als einer der energie- 
und ressourcenintensivsten Industrien in Deutsch-
land überhaupt. Dabei haben die Transformations-
prozesse nicht nur technologische Implikationen, 
sondern wirken sich auch auf die Arbeits- und Be-
schäftigungssysteme sowie auf die Strategien der je-
weiligen Akteure im Feld (wie Gewerkschaften und 
Unternehmensverbände) aus – und werden zugleich 
von diesen Akteuren aktiv mitgestaltet.  

In der vorliegenden Studie verfolgen wir das Ziel, 
den gegenwärtigen Forschungsstand zur sozial-öko-
logischen Transformation in der deutschen Chemie-
industrie aufzubereiten und darzustellen. Hierfür 
skizzieren wir im zweiten Kapitel die allgemeinen 
Charakteristika der Branche (Struktur, Beschäftig-
tenzahl und -qualifikation). Anschließend erfolgt im 
dritten Kapitel ein Überblick über die Treiber und 
Rahmenbedingungen der sozial-ökologischen Trans-
formation in der chemischen Industrie. Es wird her-
ausgearbeitet, dass die sozial-ökologische Transfor-
mation von weiteren Veränderungsprozessen inner-
halb der Branche gerahmt und beeinflusst wird (Glo-
balisierung, Digitalisierung sowie sich verändernde 
Wertschöpfungsketten und Geschäftsmodelle). Im 
vierten Kapitel benennen wir Instrumente, mit de-
ren Hilfe die sozial-ökologische Transformation in 
der Chemieindustrie möglicherweise erfolgreich ge-
staltet werden kann bzw. soll. Der Fokus liegt dabei 
auf der Beschreibung technologischer Veränderun-
gen, infrastruktureller Voraussetzungen und damit 
in Verbindung stehender staatlicher Programme. 
Anschließend gehen wir im fünften Kapitel auf ab-
sehbare Konsequenzen der sozial-ökologischen 
Transformation für die Arbeit ein: Betrachtet wer-
den quantitative und qualitative Beschäftigungsef-
fekte sowie mögliche Auswirkungen auf die Arbeits-
organisation der Unternehmen. Im sechsten Kapitel 
arbeiten wir schließlich heraus, welche Strategien 

_ 
1 An der Studie hat Gwendolyn Barthe vom Institut Arbeit und Qualifika-
tion (IAQ) der Universität Duisburg-Essen als wissenschaftliche Hilfskraft 
mitgewirkt. Wir danken ihr für ihre hilfreiche Unterstützung. 

und Ziele unterschiedliche Akteure im Feld der Che-
mieindustrie vor dem Hintergrund der Transforma-
tion verfolgen. Neben den Unternehmensverbänden 
und Gewerkschaften wird auch auf diesbezügliche 
Positionen von Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) eingegangen. Die Studie endet mit einer Zu-
sammenfassung der Ergebnisse und der Formulie-
rung weiterer, derzeit noch offener Fragen.1  

Die Untersuchung ist Teil des von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung geförderten Projekts «Sozial-ökologi-
sche Transformation der deutschen Industrie», in 
dessen Rahmen sieben weitere Studien entstanden 
sind, die mit der vorliegenden Studie in Zusammen-
hang stehen. Hierzu gehören etwa Untersuchungen 
zur deutschen Auto- und Stahlindustrie sowie zu all-
gemeinen klimapolitischen Rahmenbedingungen o-
der zum EU-Emissionshandel und einem möglichen 
CO₂-Grenzausgleich. 

2 Allgemeine Branchencharakteristika 

Mit einem Umsatz von 198,3 Milliarden Euro im Jahr 
2019 ist die deutsche Chemie- und Pharmaindustrie 
nach der Automobilindustrie und dem Maschinen-
bau die drittgrößte Industrie in Deutschland und ge-
hört damit zu den deutschen Schlüsselindustrien 
(VCI 2020b: 1). Mehr als 80 Prozent der Produkte der 
deutschen Chemie gehen an industrielle Kunden 
(VCI 2017: 6). Dementsprechend ist diese Branche 
Teil zahlreicher Wertschöpfungsketten im In- und 
Ausland. Chemische Stoffe werden unter anderem 
in der Automobilindustrie, im Maschinenbau, in der 
Elektroindustrie oder der Bauwirtschaft verwendet. 

2.1 Branchenstruktur 

Die chemisch-pharmazeutische Industrie besteht 
aus zahlreichen Teilbranchen, die sich je nach Ord-
nungskriterium unterschiedlich beschreiben lassen. 
Das Statistische Bundesamt (Destatis 2008) orien-
tiert sich in seiner Klassifikation der Wirtschafts-
zweige an dem jeweils erzeugten Produkt. Auf dieser 
Grundlage wird die Chemie- und Pharmaindustrie in 
folgende Teilbranchen untergliedert: 
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• chemische Erzeugnisse: 

o chemische Grundstoffe, Düngemittel und 
Stickstoffverbindungen, Kunststoffe in Pri-
märformen und synthetischer Kautschuk 
in Primärform 

o Schädlingsbekämpfungs-, Pflanzenschutz- 
und Desinfektionsmittel 

o Anstrichmittel, Druckfarben und Kitte 

o Seifen, Wasch-, Reinigungs- und Körper-
pflegemittel sowie Duftstoffe 

o sonstige chemische Erzeugnisse (z. B. Py-
rotechnik und Klebstoffe) 

o Chemiefasern 

• pharmazeutische Erzeugnisse: 

o pharmazeutische Grundstoffe 

o pharmazeutische Spezialitäten und sons-
tige pharmazeutische Erzeugnisse  

Der VCI (2020b: 1) unterscheidet die jeweiligen Teil-
branchen etwas gröber: Neben den anorganischen 
Grundchemikalien stehen hier die Petrochemikalien, 
die Polymere, die Spezialchemikalien, die Wasch- 
und Körperpflegemittel sowie die Pharmazeutika. 
Vielfach wird die Chemieindustrie noch einfacher in 
Grundchemie (oder Basischemie), die Ausgangstoffe 
für nachfolgende Industrien herstellt, sowie in Fein- 
und Spezialchemie unterschieden (Diekmann/Jäger 
2014; Gehrke/Weilage 2018; VCI 2017). Laut VCI 
(2017: 6) entfällt rund ein Drittel der deutschen Che-
mieproduktion auf die Grundchemikalien, während 
die Fein- und Spezialchemie mit einem Anteil von 
rund 40 Prozent den größten Anteil an der Chemie-
produktion ausmacht und etwa ein Viertel auf die 
Pharmaindustrie zurückgeht. 

Die Chemie- und Pharmaindustrie ist geprägt von ei-
ner vergleichsweise hohen Zahl an kleinen und mit-
telständischen Unternehmen: Etwa 45 Prozent aller 
Unternehmen dieser Branche haben 49 oder weni-
ger Beschäftigte, 47 Prozent bis zu 499 Beschäftigte 
und nur acht Prozent mehr als 500 Beschäftigte (VCI 
2020b: 2). Die großen Betriebe finden sich insbeson-
dere in der Grundchemie wieder. Typisch für den 
deutschen Standort ist die Verbundproduktion der 
Chemie- und Pharmaunternehmen in sogenannten 
Industrieparks (oder Chemieparks), die nicht zuletzt 
auch aus Auslagerungen der großen Chemieunter-
nehmen entstanden sind. Diese Struktur ermöglicht 
den dort wirtschaftenden Betrieben, Wertschöp-

fungsketten zu vernetzen und eine gemeinsame Inf-
rastruktur zu nutzen (Baumhauer et al. 2019: 4). Dar-
über hinaus bieten diese Verbundstandorte den Vor-
teil effizienterer und damit auch umweltschonende-
rer Produktionsprozesse (Gehrke/Weilage 2018: 77; 
VCI 2017: 22). Beispiele für solche Verbundstandorte 
sind der Industriepark Höchst, der Chempark Lever-
kusen oder der Chemiepark Bitterfeld-Wolfen (siehe 
auch Abschnitt 3.2). 

2.2 Beschäftigtenzahlen 

In der chemisch-pharmazeutischen Industrie arbei-
teten im Jahr 2020 laut VCI (2021a) insgesamt 
464.437 Beschäftigte, davon 348.918 in der chemi-
schen und 115.519 in der pharmazeutischen Bran-
che. Innerhalb der chemischen Industrie arbeiten 
die meisten Beschäftigten im Bereich der chemi-
schen Grundstoffe (182.772), gefolgt vom Bereich 
der Fein- und Spezialchemikalien (121.908) und den 
Petrochemikalien (94.042) (ebd.). Die Zahl der Be-
schäftigten war in den letzten Jahren relativ kon-
stant (VCI 2020a: 55). Gemessen an der Beschäftig-
tenzahl liegt die Chemie- und Pharmaindustrie auf 
Platz 6 im Industriebranchenvergleich (nach Maschi-
nenbau, Auto- und Elektroindustrie, Metall sowie Er-
nährung) (VCI 2020b: 1). Etwa 40 Prozent aller Be-
schäftigten der chemisch-pharmazeutischen Indust-
rie arbeiten in kleinen und mittleren Unternehmen, 
wohingegen die Mehrheit der Beschäftigten (etwa 
60 Prozent) in großen Unternehmen ab 500 Mitar-
beiter*innen arbeitet (VCI 2018a: 8). Zu den größten 
Arbeitgebern in der deutschen Chemie- und Phar-
maindustrie gehörten im Jahr 2016 BASF (113.830 
Beschäftigte), Bayer (115.200 Beschäftigte) und 
Fresenius (232.873 Beschäftigte) (ebd.: 9). 

Die Alterung der Beschäftigten in der Chemie- und 
Pharmaindustrie schreitet kontinuierlich voran. Wa-
ren im Jahr 2007 bspw. 13,7 Prozent der Mitarbei-
tenden in der Chemie 55 Jahre und älter, so waren 
es im Jahr 2016 bereits 20,5 Prozent. Dieser Trend 
könnte zukünftig in Personalengpässen resultieren 
(Gehrke/Weilage 2018: 43).  

Die Verdienstmöglichkeiten in der Chemie- und 
Pharmaindustrie sind überdurchschnittlich hoch: 
Während die monatlichen Bruttoverdienste vollzeit-
beschäftigter Arbeitnehmer*innen in der chemi-
schen Industrie im Jahr 2019 4.980 Euro und in der 
pharmazeutischen Industrie 5.031 Euro betrugen, 
waren es im selben Jahr im gesamten verarbeiten-
den Gewerbe lediglich 4.215 Euro (VCI 2020a: 71). 
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2.3 Qualifikation der Beschäftigten 

Im Vergleich zu den anderen Branchen des verarbei-
tenden Gewerbes ist das Qualifikationsniveau in der 
Chemie- und Pharmaindustrie relativ hoch. Wie 
Gehrke und Weilage (2018: 44) auf Grundlage der 
Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Ar-
beit berechnet haben, hatten im Jahr 2016 16,9 Pro-
zent aller Beschäftigten in der Chemieindustrie ei-
nen Hochschul- und 68,7 Prozent einen Berufsbil-
dungsabschluss (im Vergleich zu 13,2 Prozent bzw. 
67,9 Prozent im gesamten verarbeitenden Ge-
werbe). Demgegenüber hatten im selben Jahr nur 
zehn Prozent der Chemiebeschäftigten keine Berufs-
ausbildung (im Vergleich zu zwölf Prozent im verar-
beitenden Gewerbe) (ebd.). Auch in Bezug auf das 
Anforderungsniveau der Beschäftigten lassen sich 
Unterschiede zwischen der Chemieindustrie und 
dem sonstigen verarbeitenden Gewerbe ausma-
chen: Während 2016 in der Chemie 13 Prozent der 
Beschäftigten eine Expertentätigkeit und 19 Prozent 
eine Spezialistentätigkeit ausführten, traf dies im 
verarbeitenden Gewerbe insgesamt nur auf zwölf 
Prozent bzw. 15 Prozent der Beschäftigten zu (ebd.: 
46). Baumhauer et al. (2019: 15) weisen darauf hin, 
dass kaum noch an- oder ungelernte Arbeitneh-
mer*innen in der chemischen Industrie tätig sind. 
Insbesondere in der Spezialchemie sind die Beschäf-
tigten überdurchschnittlich hoch qualifiziert, wäh-
rend im Vergleich dazu der Anteil an Angelernten in 
der Grundchemie höher ist (Diekmann/Jäger 2014: 
7). 

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund alternder Beleg-
schaften und Engpässen bei der Fachkräftegewin-
nung ist die Ausbildung in der Chemie- und Pharma-
industrie von besonderer Bedeutung. Laut Bundes-
arbeitgeberverband Chemie (BAVC) werden in der 
Branche jährlich etwa 9.000 Ausbildungsplätze in 
über 50 verschiedenen Berufen angeboten, wobei 
zu den typischen Berufsbildern die*der Chemi-
kant*in, die*der Chemielaborant*in und die*der In-
dustriemechaniker*in gehören (BAVC 2020). Derzeit 
haben etwa 20.000 Personen einen Ausbildungs-
platz in der chemisch-pharmazeutischen Industrie 
(VCI 2020b: 2). Insbesondere der BAVC wirbt offen-
siv für eine Ausbildung in der Chemieindustrie. 
Exemplarisch hierfür ist die BAVC-Ausbildungsinitia-
tive «Elementare Vielfalt (ElVi)»,2 die Interessierten 

_ 
2 Weitere Informationen auf der ElVi-Webseite unter: www.elementare-
vielfalt.de. 
3 Vgl. den diesbezüglichen Aufruf der IG BCE unter: https://igbce.de/ig-
bce/wir-machen-uns-stark-fuer-die-zukunft-der-ausbildung-191362. 

unter anderem eine Stellenbörse und einen Ausbil-
dungsfinder bietet. Gleichwohl kritisierte die IG BCE 
zuletzt einen «historischen Tiefstand» bei der Anzahl 
der angebotenen Ausbildungsplätze und forderte 
die Arbeitgeber auf, mehr Ausbildungsplätze anzu-
bieten und diese auch zu besetzen.3 Handlungsbe-
darf besteht an dieser Stelle vor allem deshalb, weil 
die Auszubildendenquote bezogen auf ältere Be-
schäftigte in der Chemieindustrie gering ist: Jeder 
bzw. jedem Beschäftigten ab 55 Jahren stehen nur 
0,2 Auszubildende gegenüber (Stiftung Arbeit und 
Umwelt der IG BCE 2021a: 26). 

Auch die Weiterbildung hat in der chemisch-phar-
mazeutischen Industrie einen vergleichsweisen ho-
hen Stellenwert. Zwar ist der Anteil der Unterneh-
men dieser Branche, die Weiterbildung praktizieren, 
von 93,4 Prozent im Jahr 2016 auf 87,8 Prozent im 
Jahr 2019 gesunken, allerdings liegt man damit im-
mer noch über dem Gesamtdurchschnitt des verar-
beitenden Gewerbes (80,2 Prozent) (Seyda 2020: 4 
f.). Gemeinsam haben sich die Sozialpartner IG BCE 
und BAVC in ihren Tarifverhandlungen 2019 auf die 
«Qualifizierungsoffensive Chemie (QOC)» verstän-
digt, die aus drei Elementen besteht: einem Future 
Skills Report,4 einem Qualifikationsanalysetool so-
wie einem Weiterbildungsberatungsprogramm, das 
unter anderem in Kooperation mit der Bundesagen-
tur für Arbeit angeboten wird. 

In Bezug auf das Qualifikationsniveau in der Chemie- 
und Pharmaindustrie kommen Gehrke und Weilage 
zu folgender Einschätzung: 

«Als weiterer klarer Vorteil des Standor-
tes Deutschland wird die gute Qualifika-
tion des Personals geschätzt. Entschei-
dend dazu tragen die hohe Ausbildungs-
quote und das qualifizierte Fachperso-
nal gerade im Ingenieurwesen bei. Das 
duale Ausbildungssystem ist eine der 
tragenden Säulen des Standortes, auch 
im Vergleich zum europäischen Aus-
land.» (Gehrke/Weilage 2018: 83)  

4 Weitere Informationen zum Report unter: https://future-skills-che-
mie.de. 

https://www.elementare-vielfalt.de/
https://www.elementare-vielfalt.de/
https://igbce.de/igbce/wir-machen-uns-stark-fuer-die-zukunft-der-ausbildung-191362
https://igbce.de/igbce/wir-machen-uns-stark-fuer-die-zukunft-der-ausbildung-191362
https://future-skills-chemie.de/
https://future-skills-chemie.de/
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3 Treiber und Rahmenbedingungen der 
Transformation 

3.1 CO₂-Ziele und gesetzliche Vorgaben  

Insbesondere bei der Grundchemie handelt es sich 
um eine rohstoff- und energieintensive Industrie – 
zum einen, weil die meisten chemischen Reaktionen 
hohe Temperaturen voraussetzen, und zum ande-
ren, weil die Produktionsanlagen viel Strom benöti-
gen. Folglich lag der Anteil des Energieverbrauchs 
der Chemie am gesamten verarbeitenden Gewerbe 
im Jahr 2019 bei 21,9 Prozent (VCI 2021c: 7). Die je-
weiligen Anteile am Erdgas- und Stromverbrauch 
waren im selben Jahr sogar noch etwas höher (29,9 
Prozent respektive 23,6 Prozent) (ebd.). Erdgas mit 
42 Prozent und Strom mit 26,3 Prozent waren die 
wichtigsten Energieträger in der Chemie- und Phar-
maindustrie (ebd.: 6). Danach folgten Mineralölpro-
dukte (6,0 Prozent), Steinkohle (1,5 Prozent), Braun-
kohle (1,2 Prozent) und sonstige Energieträger (23,0 
Prozent) (ebd.). Bei den verbrauchten Rohstoffen 
machte Naphta (Rohbenzin) mit 14,0 Millionen Ton-
nen im Jahr 2018 den größten Anteil aus, gefolgt von 
Erdgas (2,7 Millionen Tonnen), nachwachsenden 
Rohstoffen (2,6 Millionen Tonnen) und Kohle (0,3 
Millionen Tonnen) (ebd.: 11). Im Jahr 2019 hat die 
chemisch-pharmazeutische Industrie 16,9 Millionen 
Tonnen Kohlenstoffdioxid -Äquivalent (CO₂-Äq) 
emittiert (DEHSt 2020: 3). Dies waren 14 Prozent al-
ler Gesamtemissionen des deutschen Industriesek-
tors (ebd.). Zum Vergleich: Im selben Jahr emittierte 
die Eisen- und Stahlindustrie 35,6 Millionen Tonnen 
CO₂-Äq (30 Prozent aller Emissionen im Industriesek-
tor), die Raffinerien 32,2 Millionen Tonnen CO₂-Äq 
(19 Prozent) und die Zementindustrie 20,0 Millionen 
Tonnen CO₂-Äq (17 Prozent) (ebd.). 

Vor dem Hintergrund des hohen Energie- und Roh-
stoffverbrauchs ist die Verbesserung der Anlagen- 
und Prozesseffizienz seit jeher Ziel der chemisch-
pharmazeutischen Industrie. So konnte die chemi-
sche Industrie beispielsweise zwischen 2010 und 
2018 die inländische Verwendung von Rohstoffäqui-
valenten sowie von Gummi- und Kunststoffwaren 
um 23 Prozent senken – bei einem gleichzeitig ge-
stiegenen Gesamtproduktionsvolumen (Stiftung Ar-
beit und Umwelt der IG BCE 2021a: 49, zit. n. Desta-
tis 2020). Neben dieser intrinsischen Motivation zur 
Einsparung von Energie, Rohstoffen und damit auch 
Emissionen stellen aber in erster Linie die nationalen 
und internationalen Verpflichtungen zur Emissions-

reduzierung den entscheidenden Treiber hin zu ei-
ner klimaneutralen Produktion dar. So hat sich 
Deutschland vor dem Hintergrund des Pariser Klima-
schutzabkommens im Jahr 2015 verpflichtet, die Er-
derwärmung gegenüber dem vorindustriellen Ni-
veau auf unter zwei Grad Celsius zu begrenzen. Nach 
dem novellierten Klimaschutzgesetz von 2021 erfor-
dert dies für Deutschland eine weitgehende Kli-
maneutralität bis zum Jahr 2045, wobei die Treib-
hausgasemissionen schrittweise bis zum Jahr 2030 
um 65 Prozent und bis zum Jahr 2040 um 88 Prozent 
unter das Niveau von 1990 gesenkt werden sollen. 
Auch die Europäische Union hat sich im Rahmen des 
Paktes «Fit für 55» das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 
2050 Klimaneutralität zu erreichen. Als Zwischenziel 
sollen die Treibhausgasemissionen in der EU bis zum 
Jahr 2030 um mindestens 55 Prozent im Vergleich 
zum Jahr 1990 reduziert werden. 

«In der Konsequenz bedeuten diese na-
tionalen und internationalen Ziele, dass 
bereits in den nächsten Jahren deutliche 
Emissionssenkungen im Industriesektor 
notwendig sein werden und eine voll-
ständig treibhausgasneutrale Industrie-
produktion bis spätestens 2050 reali-
siert werden muss.» (Agora Energie-
wende 2020: 26) 

3.2 Weitere Transformationsprozesse 

Globalisierung/internationaler Wettbewerb 

Die Globalisierung ist eine zentrale Rahmenbedin-
gung der sozial-ökologischen Transformation in der 
chemisch-pharmazeutischen Industrie. Dies äußert 
sich unter anderem darin, dass die deutschen Che-
mieunternehmen etwa 60 Prozent ihres Umsatzes 
im Ausland erwirtschaften (Gehrke/Weilage 2018: 
53). Zwar ist Deutschland mit einem Weltmarktan-
teil von 4,1 Prozent am Chemieumsatz im Jahr 2019 
immer noch die viertgrößte Chemienation der Welt 
(hinter China mit 38,9 Prozent, den USA mit 15,0 
Prozent und Japan mit 4,3 Prozent) (VCI 2020b: 1), 
doch verschieben sich Produktion und Nachfrage im-
mer mehr in Richtung Schwellenländer, vor allem 
nach China. Die massive Nachfrage nach chemischen 
Erzeugnissen in China geht mit dem zunehmenden 
Aufbau eigener Produktionskapazitäten und einem 
größer werdenden Anteil an der globalen Chemie-
produktion einher. Es ist allerdings weiterhin davon 
auszugehen, dass die Schwellenländer ihre Chemie-
nachfrage nicht gänzlich aus eigener Produktion 
werden decken können, was Wachstumschancen für 
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die deutsche Chemieindustrie bedeutet. Dement-
sprechend wird sich die deutsche Chemie weiter in-
ternationalisieren – sowohl im Hinblick auf den Auf- 
und Ausbau von Auslandsstandorten als auch im 
Hinblick auf zusätzliche Exportmöglichkeiten. Den 
größten Teil ihrer Auslandsumsätze erwirtschaften 
die deutschen Chemieunternehmen in Europa (87,3 
Milliarden Euro im Jahr 2018), gefolgt von Asien 
(19,4 Milliarden Euro) und Nordamerika (13,6 Milli-
arden Euro) (ebd.: 4). Im Jahr 2019 betrug die Ex-
portquote der chemisch-pharmazeutischen Indus-
trie 102 Prozent5 (VCI 2020a: 85). 

Die Globalisierung zeigt sich auch am Aufbau globa-
ler Produktions- und Wertschöpfungsstrukturen der 
deutschen Unternehmen. Seit dem Jahr 2012 über-
steigen die Auslandsinvestitionen der deutschen 
Chemie- und Pharmaunternehmen die Inlandsinves-
titionen (VCI 2020d: 1). Die ausländischen Direktin-
vestitionen der deutschen Chemie- und Pharmain-
dustrie beliefen sich im Jahr 2018 auf etwa 81 Milli-
arden Euro (VCI 2020a: 105). Damit findet ein wach-
sender Anteil der Produktion deutscher Chemieun-
ternehmen außerhalb des deutschen Regulations-
rahmens statt. Für die sozial-ökologische Transfor-
mation geht damit die Herausforderung einher, dass 
die Unternehmen ihre Auslandsproduktion weiter 
steigern könnten, um den nationalen Klimaschutz-
vorgaben zu entfliehen.  

Während weltweit die Nachfrage nach Chemieer-
zeugnissen insgesamt wächst, findet in den Indust-
rieländern eine Nachfrageverschiebung hin zu hö-
herwertigen, innovativen und kleinvolumigen Spezi-
alchemikalien sowie zu Pharmaprodukten statt (VCI 
2017: 20 ff.). Dies liegt auch daran, dass die deutsche 
bzw. europäische Basischemie nicht zuletzt auf-
grund hoher Rohstoffkosten an Wettbewerbsfähig-
keit eingebüßt hat. Deshalb ist eine stärkere Fokus-
sierung der deutschen Chemie- und Pharmaindust-
rie auf Spezialchemikalien und Pharmaprodukte zu 
erwarten (ebd.). Gehrke und Weilage fassen dies wie 
folgt zusammen: 

«Die Hersteller von Grundstoffchemika-
lien in Europa sind zudem zunehmen-
dem Wettbewerbsdruck amerikani-
scher Produzenten ausgesetzt, die 
durch die niedrigen Rohstoffkosten 
(Schiefergas) viele Basischemikalien 

_ 
5 Die Exportquote kann den Gesamtumsatz einer Industrie auch über-
steigen: Der Gesamtumsatz erfasst lediglich die Wertschöpfung im In-
land, sodass es vorkommen kann, dass eine Industrie mehr exportiert 

selbst unter Berücksichtigung der 
Transportkosten deutlich günstiger pro-
duzieren können als hiesige Unterneh-
men. In jüngerer Zeit ist dieser Druck 
durch den niedrigen Ölpreis und die 
gleichzeitig steigende Nachfrage in Eu-
ropa zwar weniger spürbar. Längerfris-
tig dürfte die Grundstoffchemie in 
Deutschland aber tendenziell weiter an 
Gewicht verlieren.» (Gehrke/Weilage 
2018, S. 11) 

Digitalisierung 

Die Chemie- und Pharmaindustrie ist eine hochdigi-
talisierte Branche, die einen hohen Automatisie-
rungs- und Vernetzungsgrad aufweist und in der die 
Verwendung computergestützter Systeme weit ver-
breitet ist (siehe z.B. Gehrke & Weilage 2018; Mala-
nowski et al. 2017). Dies gilt insbesondere für den 
Produktionsbereich.  

„Computergestützte, mit feinsten, »in-
telligenten« Sensoren ausgestattete 
Prozessmess- und Leitsysteme, die sich 
über mehrere chemische Prozess-
schritte (und mitunter ganze Produkti-
onsverbünde) erstrecken, prägen seit 
Langem das Bild der chemischen Pro-
duktion. Auch in den Verwaltungsberei-
chen haben sich digitale Techniken für 
die (externe) Kommunikation, das Con-
trolling, den Einkauf, den Vertrieb, das 
Personalwesen oder das Informations- 
und Wissensmanagement gewisserma-
ßen mehr und mehr als Standardwerk-
zeuge etabliert.» (Malanowski et al. 
2017: 146 f.) 

Trotz einer längeren Tradition der Digitalisierung ist 
die digitale Transformation der chemisch-pharma-
zeutischen Industrie nach wie vor in vollem Gange. 
In vielen Unternehmen wird eine digitale und zirku-
läre Produktion avisiert, die mit anderen Industrien, 
denen die Chemie als Zulieferer dient, verflochten ist 
(«Chemie 4.0») (Matuschek et al. 2018: 33). Neue 
technologische Entwicklungen in der Chemie betref-
fen insbesondere den Einsatz von Big-Data-Anwen-
dungen (v. a. in der FuE und in der Instandhaltung) 
sowie von neuer Sensorik (Malanowski et al. 2017: 
147). Darüber hinaus werden Automatisierungs- und 

als sie produziert (wenn Vor- und/oder Zwischenprodukte importiert, 
weiterverarbeitet und wieder exportiert werden). 
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Digitalisierungsprozesse stärker in die Gesamtstra-
tegie der Unternehmen integriert, als dies früher der 
Fall war (ebd.). Um einen störungsfreien Produkti-
onsprozess zu gewährleisten, werden für die Be-
schäftigten Monitoringaufgaben, also die Analyse 
und Auswertung von Anlagendaten, wichtiger 
(Baumhauer et al. 2019: 5). In den chemisch-phar-
mazeutischen Unternehmen wird durch die Digitali-
sierung zudem die Entwicklung neuer Geschäftsmo-
delle erwartet bzw. erhofft (z. B. durch die Nutzung 
von externen Daten der Kunden und Zulieferer) 
(Matuschek et al. 2018: 33). Insbesondere Konzerne 
würden ihre Verwaltungs- und IT-Bereiche darüber 
hinaus auf der Grundlage digitaler Technologien 
bündeln und als «Shared Service Center» zentral im 
Ausland zu niedrigeren Personalkosten betreiben 
(Gehrke/Weilage 2018: 11). «Dies geschieht teil-
weise als klassisches Outsourcing, teilweise jedoch 
auch in Form von Auslagerungen in neue Firmen in-
nerhalb desselben Konzerns.» (ebd.: 71) 

Die angesprochenen digitalen Innovationen befin-
den sich gegenwärtig vielfach erst in Pilotphasen 
und sind noch nicht flächendeckend etabliert 
(Baumhauer et al. 2019: 13–14). Insbesondere im 
Hinblick auf die Etablierung digitaler Geschäftsmo-
delle (im Unterschied zu bereits vorhandenen digita-
len Prozessen und Betriebsmodellen) habe die Che-
mieindustrie noch viel Spielraum (Stiftung Arbeit 
und Umwelt der IG BCE 2021a: 42). Hindernisse bei 
der Implementierung digitaler Lösungen bestehen 
oftmals in hohen Pflegekosten und einem großen 
Altbestand von nicht oder nur unzureichend digitali-
sierten Anlagen (Gehrke/Weilage 2018: 93). Nichts-
destotrotz oder gerade deswegen sind zukünftig di-
gitalisierungsbedingte Investitionen im Milliarden-
bereich zu erwarten (Deloitte/VCI 2017). Auch im 
Hinblick auf die Dekarbonisierung und die Energie-
wende wird der Digitalisierung Potenzial beschei-
nigt: Mithilfe intelligenter Produktionsweisen könne 
die Ressourcen- und Energieeffizienz der Chemie- 
und Pharmaindustrie verbessert werden (siehe z. B. 
ebd.; Gehrke/Weilage 2018; Malanowski et al. 
2017). 

Wertschöpfungsketten 

Die deutsche Chemie ist Ausgangspunkt zahlreicher 
Wertschöpfungsketten. Dies gilt sowohl innerhalb 
der chemischen Industrie als auch in Verbindung mit 
zahlreichen anderen Industrien (wie z. B. der Auto-
mobilindustrie, dem Maschinenbau oder der Elekt-
roindustrie). Die Kooperation zwischen den Unter-
nehmen dieser Wertschöpfungsketten ist relativ 

eng. Insbesondere die Produktion und Weiterverar-
beitung zahlreicher chemischer Stoffe findet oftmals 
in Arbeitsteilung an Verbundstandorten statt. Der 
Vorteil für die kooperierenden, aber rechtlich vonei-
nander unabhängigen Betriebe an diesen Standor-
ten besteht unter anderem in der Nutzung einer ge-
meinsamen Infrastruktur (z. B. Kraftwerke oder Ent-
sorgung). Darüber hinaus fördert «die besondere 
Organisationsform des Industrieparks […] die Dyna-
misierung von Produktionsprozessen, die wiederum 
auf eine Steigerung der Effizienz zielt» (Baumhauer 
et al. 2019: 4). Ähnlich schätzt dies auch der VCI 
(2017: 6) ein, wenn er betont, dass die jeweiligen 
Standortbetreiber sich in den Industrieparks um Um-
weltschutzeinrichtungen kümmern und ihre Dienst-
leistungen eine hohe Energie- und Rohstoffeffizienz 
sicherstellen würden. Vor dem Hintergrund von De-
karbonisierung und Energiewende liege hierin ein 
entscheidender Standortvorteil der deutschen Che-
mie- und Pharmaindustrie.  

«Die Integration der Chemiesparten un-
tereinander ist dabei als eine deutsche 
Besonderheit und als zentraler Wettbe-
werbsvorteil zu begreifen. Deutschland 
bleibt bis 2030 eines der wenigen Län-
der, die sowohl eine starke Basischemie 
als auch eine große Spezialchemie ha-
ben. Dies ermöglicht eine enge Abstim-
mung und Zusammenarbeit der Che-
miesparten untereinander. Begünstigt 
wird diese Entwicklung durch Chemie-
parks und Verbundstandorte, in denen 
unterschiedliche Unternehmen bzw. Be-
triebe kooperieren und Verbundeffekte 
nutzen können.» (Ebd.: 28) 

Gerade in den deutschen Industrieparks bietet es 
sich an, eine Kreislaufwirtschaft zu etablieren. Hier-
bei sollen Materialen und Stoffe innerhalb der Wert-
schöpfungsketten kontinuierlich zurückgeführt und 
wiederverwendet werden. Im Hinblick auf die Che-
mie geht es vor allem um eine zirkuläre Verwendung 
von Kohlenstoff, um die CO₂-Emissionen zu senken. 
Ansatzpunkte für die Chemie- und Pharmaunterneh-
men sind hierbei das Entwickeln von chemischen 
Stoffen, die bestimmte Materialen recyceln können 
(«Additive), und von Stoffen, durch die die Kunden 
ihren Ressourcenverbrauch reduzieren, sowie Rück-
nahmemodelle für Chemikalien oder die Nutzung 
von Abfall als Rohstoff. Der VCI (2015a) geht derzeit 
von 35 Chemieparks in ganz Deutschland aus und 
wirbt offensiv mit dem Konzept des Industrieparks 
um Investoren. 
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Im Hinblick auf die Wertschöpfungsketten der Che-
mie- und Pharmaindustrie ist zudem das im Jahr 
2021 verabschiedete Lieferkettensorgfaltspflichten-
gesetz (LkSG) relevant. Das Gesetz gilt ab dem Jahr 
2023 für Unternehmen mit mindestens 3.000 und ab 
2024 für Unternehmen mit mindestens 1.000 Be-
schäftigten an deutschen Standorten. Da nur acht 
Prozent der Unternehmen in der deutschen Chemie-
industrie mehr als 500 Beschäftigte haben, betrifft 
das Gesetz die Branche allerdings eingeschränkt (VCI 
2020b: 2). Neben der Verpflichtung, grundsätzlich 
menschenrechtlichen Risiken entlang der Liefer-
kette vorzubeugen oder diese zu beheben, sind für 
die Chemieindustrie besonders die damit in Zusam-
menhang stehenden Aspekte des Gesetzes bedeut-
sam, die sich auf Umweltschäden beziehen. Laut den 
Interessenverbänden der chemisch-pharmazeuti-
schen Industrie VCI und BAVC stellt das Lieferketten-
gesetz durch die Einbeziehung umweltbezogener 
Aspekte «hohe Anforderungen an die deutsche 
Wirtschaft» (VCI/BAVC 2021). Umweltbezogene Ri-
siken ergeben sich dem Gesetz nach aus Verstößen 
gegen das Übereinkommen von Minamata, das 
Stockholmer sowie das Basler Übereinkommen 
(LkSG §2 Abs. 3: 1–8), in denen jeweils internationale 
Begrenzungen zu verschiedenen Schadstoffen be-
schlossen worden sind. Diese bereits bestehenden 
internationalen Verträge stellen für deutsche Unter-
nehmen insofern eine Neuerung dar, als sie nun 
auch ihre Lieferketten auf deren Einhaltung über-
prüfen müssen. Zudem sind die «Herbeiführung ei-
ner schädlichen Bodenveränderung, Gewässerver-
unreinigung, Luftverunreinigung, schädliche[r] 
Lärmemission oder eines übermäßigen Wasserver-
brauchs» laut Gesetz dann ein zu vermeidendes 
menschenrechtliches Risiko, wenn durch sie «die na-
türlichen Grundlagen zum Erhalt und der Produktion 
von Nahrung erheblich beeinträchtigt, einer Person 
der Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser verwehrt, 
der Zugang zu Sanitäranlagen erschwert oder zer-
stört oder die Gesundheit einer Person [ge]schä-
digt» werden (LkSG §2 Abs. 2: 9). Der Gesetzeswort-
laut verdeutlich, dass Umweltaspekte nur dann be-
rücksichtigt werden, wenn sie in einem gewissen Zu-
sammenhang zu einer Menschenrechtsverletzung 
stehen. BAVC und VCI betonen letztlich die Notwen-
digkeit, die Regelungen des Lieferkettengesetzes auf 

_ 
6 Weitere Informationen zum «Forum Startup Chemie» unter: 
https://forum-startup-chemie.de/. 

europäischer Ebene zu verankern, um die Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Unternehmen nicht zu ge-
fährden (VCI 2021e). 

Über die traditionellen Wertschöpfungsketten hin-
aus sieht der VCI großes Potenzial in der Zusammen-
arbeit von Chemieunternehmen mit Start-ups, zum 
Beispiel bei der Entwicklung neuer Materialien zur 
Realisierung der Energiewende. Die Chemieunter-
nehmen würden diese Möglichkeit jedoch bisher 
nicht ausreichend berücksichtigen. Um dem entge-
genzuwirken, hat der VCI 2018 mit fünf anderen Or-
ganisationen das «Forum Startup Chemie» gegrün-
det (VCI 2018b). Das Forum will den Zugang für Start-
ups zu etablierten Unternehmen, Infrastruktur und 
Investoren verbessern. Dazu wirbt es zum Beispiel 
bei Chemieunternehmen mit den Innovationen der 
Start-ups, die es über alle Entwicklungsphasen un-
terstützend begleitet, und veranstaltet «Matchma-
king Events».6 

Wandel der Geschäftsmodelle 

Wie bereits beschrieben, ist eine stärkere Fokussie-
rung der deutschen Chemieindustrie auf Spezial- 
und Feinchemikalien zu erwarten. Damit verliert die 
Herstellung von Basischemikalien relativ gesehen an 
Bedeutung. Die Gründe hierfür liegen vor allem da-
rin, dass die US-amerikanischen und asiatischen Mit-
bewerber Basischemikalien aufgrund niedrigerer 
Energie- und Rohstoffkosten günstiger produzieren 
können. Gleichwohl wird die Herstellung von Basi-
schemikalien in Deutschland nicht gänzlich überflüs-
sig:  

«Die Basischemie in Deutschland spielt 
für weiterverarbeitende Chemie- und 
Industriezweige aber eine große Rolle. 
Sie versorgt eine große Bandbreite an 
Branchen mit den für ihre Produktion 
notwendigen Grundstoffen – und zwar 
in räumlicher Nähe zur Weiterverarbei-
tung. Eine Substitution der Basische-
mieproduktion in Deutschland oder Eu-
ropa durch außereuropäische Importe 
ist zum heutigen Zeitpunkt nur schwer 
vorstellbar.» (VCI 2017: 30) 

In Deutschland hergestellte Basischemikalien wer-
den letztlich vor allem in Deutschland selbst und Eu-
ropa verkauft, außereuropäische Exporte werden 
zukünftig weiter abnehmen. Im Gegensatz dazu 

https://forum-startup-chemie.de/
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birgt die Produktion von Spezial- und Feinchemika-
lien Wachstumspotenziale. In der Regel ist die Her-
stellung dieser Produkte kleinvolumiger und for-
schungsintensiver. In diesem Bereich hat Deutsch-
land aufgrund hoher FuE-Ausgaben im globalen 
Wettbewerb Vorteile. So hatte die deutsche Che-
mie- und Pharmaindustrie im Jahr 2019 beispiels-
weise FuE-Ausgaben in Höhe von zehn Milliarden 
Euro und belegte damit Platz 4 der wichtigsten welt-
weiten Forschungsstandorte in dieser Branche (nach 
den USA, China und Japan) (VCI 2021d: 15). Neben 
den Spezial- und Feinchemikalien haben auch die 
deutschen Pharmaunternehmen gute Wachstums-
aussichten: Eine größer und älter werdende Weltbe-
völkerung sorgt für eine zunehmende Nachfrage an 
Pharmaprodukten.  

Berücksichtigt man, dass die deutschen Chemiepro-
duzenten sowohl Vorleistungen für andere Chemie-
unternehmen als auch für andere Industrien erbrin-
gen, kann eine gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
hin zu mehr Nachhaltigkeit Chancen für die Chemie 
bieten. Um zum Beispiel Gebäude energieeffizient 
zu bauen, benötigt man bestimmte Dämmstoffe, für 
die wiederum die Chemie wichtige Komponenten 
herstellt. Die Chemie spielt außerdem für die Foto-
voltaik (z. B. leitfähige Klebstoffe oder Dichtstoffe), 
die Windenergie (z. B. Kunststoffe für Rotoren oder 
Kabelummantelungen) oder eine nachhaltige Auto-
mobilindustrie (z. B. Gewichtsreduzierung durch 
Kunststoffe oder länger haltbare LED-Scheinwerfer) 
eine nicht unwesentliche Rolle. Mit anderen Wor-
ten: Neben vielen Herausforderungen geht die De-
karbonisierung der Wirtschaft auch mit vielen 
Wachstumsmöglichkeiten für die Chemie- und Phar-
maindustrie einher. 

«Insofern sind die vordergründigen Wir-
kungen der Energiewende, die sich u. a. 
in steigenden Energiepreisen und stren-
geren Regulierungen im Umweltschutz-
bereich niederschlagen, nicht nur als 
Kostenfaktor, sondern vor allem als 
Chance für neue Anwendungsfelder und 
damit zusammenhängende Prozess- 
und Produktinnovationen zu sehen.» 
(Gehrke/Weilage 2018: 19) 

Vor dem Hintergrund von Dekarbonisierung und 
Energiewende bietet darüber hinaus die Herstellung 
von Wasserstoff vielversprechende Absatzmöglich-
keiten für die Chemieindustrie. Wasserstoff bildet 
den Ausgangstoff einer Vielzahl an Wertschöpfungs-

ketten in der Chemie (v. a. für jene, die auf Ammo-
niak und Methanol aufbauen). Mit einem Verbrauch 
von 12,5 Milliarden Kubikmeter Wasserstoff ist die 
Chemie der größte Nutzer von Wasserstoff in 
Deutschland (VCI 2020f). Für das Gelingen der De-
karbonisierung ist deshalb eine emissionsfreie Her-
stellung von Wasserstoff zentral, was mithilfe von 
Strom aus erneuerbaren Energien in Power-to-Gas-
Anlagen möglich ist. Derart produzierter grüner 
Wasserstoff wäre dann nicht nur in der Chemie 
selbst verwendbar (z. B. als Ersatz für Rohöl), son-
dern in weit mehr Bereichen: Hiermit lassen sich 
etwa synthetischer Kraftstoff für Automobile her-
stellen, in Brennstoffzellen Strom erzeugen oder Ge-
bäude beheizen. Zudem kann Wasserstoff als Spei-
cher für volatilen Strom aus erneuerbaren Energien 
dienen. Kurzum: Grüner Wasserstoff stellt insbeson-
dere im Hinblick auf Dekarbonisierung und Energie-
wende ein zukunftsträchtiges Produkt dar, das sich 
in zahlreiche Branchen verkaufen ließe. Eine solche 
Wasserstoffwirtschaft bedarf allerdings hoher Inves-
titionen in die Produktionsinfrastruktur heimischer 
Chemieunternehmen und den Ausbau der erneuer-
baren Energien in Deutschland (vgl. etwa IG BCE/VCI 
2020; Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 2021b; 
VCI 2020f).  

Ein weiteres durch Dekarbonisierung und Energie-
wende induziertes Geschäftsfeld sind Produkte und 
Dienstleistungen im Rahmen von Modellen der 
Kreislaufwirtschaft. So könnten Chemieunterneh-
men einerseits spezielle Stoffe entwickeln, die für 
das Recyclen von Drittmaterialen benötigt werden, 
oder selbst Rücknahmesysteme und Recycledienst-
leistungen für andere Unternehmen anbieten (vgl. 
Deloitte/VCI 2017: 58 ff.). 

4 Instrumente, Felder und Erfolgsbedin-
gungen der Transformation  

4.1 Technologieinnovationen und damit ver-
bundene Kosten 

Um den Herausforderungen der Dekarbonisierung 
gerecht zu werden, wird es nötig sein, energie- und 
ressourcenschonendere Produktionssysteme in der 
Chemie- und Pharmaindustrie zu etablieren. In der 
Agora-Studie «Klimaneutrale Industrie» (Agora 
Energiewende 2020) werden diesbezüglich für drei 
der CO₂-intensivsten (Produktions-)Prozesse der 
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Grundstoffchemie CO₂-neutrale Alternativen be-
schrieben.7 Bei den Prozessen handelt es sich um die 
Strom- und Dampferzeugung aus erdgasbasierten 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK), um die Am-
moniaksynthese und um Plastikwertschöpfungsket-
ten. Im Hinblick auf die Erzeugung von Strom und 
Dampf werden in der Studie zwei CO₂-neutrale Ver-
fahren als Alternative zum herkömmlichen Prozess 
benannt: 

• Dampferzeugung aus Power-to-Heat-Anlagen: 
Hierbei wird Strom aus erneuerbaren Energien 
direkt für die Wärme- und Dampferzeugung ge-
nutzt. 

• CO₂-Abscheidung in KWK-Anlagen: Hierbei 
werden bis zu 90 Prozent des anfallenden CO₂ in 
nachgerüsteten KWK-Anlagen abgeschieden und 
gespeichert. 

Für die wasserstoffintensive Synthese von Ammo-
niak schlagen die Autor*innen der Studie vor, elekt-
rolysebasierten Wasserstoff zu verwenden (als Al-
ternative für Wasserstoff, der mithilfe von Erdgas 
gewonnen wurde). Wird der zur Wasserelektrolyse 
benötigte Strom aus erneuerbaren Energien gewon-
nen, ließe sich Ammoniak CO₂-neutral synthetisie-
ren. 

In Bezug auf die Plastikwertschöpfungsketten der 
chemischen Industrie weisen die Autor*innen der 
Studie darauf hin, dass auch in einer treibhausgas-
neutralen Industrie weiterhin Kohlenstoff für die 
Herstellung von Kunststoffen benötigt würde. Für 
die bisherige emissionsreiche Herstellung und Ent-
sorgung der Kohlenstoffe schlagen sie folgende Al-
ternativen vor: 

• Methanol-to-Olefin-/Aromaten-Route 
(MTO/MTA): Hierbei verwendet man grünes Me-
thanol (gewonnen aus klimafreundlichem Was-
serstoff und CO₂ aus einer nicht fossilen Quelle) 
als Rohstoff in sogenannten MTO-/MTA-Anlagen, 
die wiederum Olefine und Aromaten, also Koh-
lenwasserstoffe, produzieren (als Ersatz für die 
Spaltung von fossilem Naphta im Steamcracker).  

• Chemisches Recycling von Altplastik: Hierbei 
wird Altplastik in neuerliche Rohstoffe (Naphta, 
Methnaol) umgewandelt. Auf diese Weise lässt 
sich die CO₂-intensive Verbrennung von Altplastik 
vermeiden. 

_ 
7 Die folgenden Ausführungen basieren auf Agora Energiewende 
(2020: 177 ff.). 

• Elektrifizierung der Steamcracker: Hierbei wer-
den die Steamcracker aus grünem Strom betrie-
ben, um die Bereitstellung von hohen Tempera-
turen zur Gewinnung von Kohlenwasserstoffen 
zu ermöglichen. 

Auf Basis der vorgeschlagenen Technologien wird 
das Potenzial für CO₂-Minderungen in der Chemie 
als groß eingeschätzt. Diese Minderungen ließen 
sich bereits bis zum Jahr 2030 erreichen.  

«Insgesamt kann die CO₂-¬Minderung 
in der chemischen Industrie im Jahr 
2030 durch neue Schlüsseltechnologien 
unseren Berechnungen zufolge zwi-
schen 1,8 Millionen Tonnen CO₂/Jahr 
(bei einer konservativen Abschätzung 
der rein nationalen Potenziale) und 10,5 
Millionen Tonnen CO₂/Jahr (bei signifi-
kantem Import von klimafreundlichem 
Wasserstoff) betragen.» (Agora Ener-
giewende 2020: 197) 

In der «Roadmap Chemie 2050» (Geres et al. 2019) 
werden emissionsarme Herstellungsverfahren für 
die chemischen Grundstoffe Chlor, Ammoniak, 
Harnstoff, Methanol sowie für Olefine und Aroma-
ten präsentiert. Damit geht man hier also über das 
Spektrum der in der Agora-Studie benannten Pro-
zesse hinaus. Für einen Technoliegereferenzpfad, in 
dem die Autor*innen szenarienartig davon ausge-
hen, dass die beschriebenen Technologien ohne 
Restriktionen zum Einsatz kommen und folglich tat-
sächlich Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050 
erreicht wird, geht die Roadmap von einem zusätzli-
chen Investitionsbedarf in die Produktionsanlagen 
der Chemie von 68 Milliarden Euro bis zum Jahr 2050 
aus (ebd.: 77). Vor dem Hintergrund, dass die Strom-
kosten der wichtigste Einflussfaktor zur Erreichung 
der Wirtschaftlichkeit der alternativen Technologien 
sind, werden als politische Instrumente die Verbilli-
gung von alternativen Rohstoffen sowie eine CO₂-
Bepreisung fossiler Brennstoffe vorgeschlagen 
(ebd.: 78). Unter diesen Bedingungen attestiert die 
Studie das Potenzial für einen langfristigen Erhalt 
der Produktion der Chemie- und Pharmaindustrie 
am Standort Deutschland. 

Eine weitere beforschte Technologie, die klima-
freundliches Produzieren unterstützen soll, stellen 
CCU-Verfahren dar (Carbon Capture and Utilization). 
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Hierbei wird CO₂, das im Rahmen von Fertigungspro-
zessen entsteht, abgefangen und als Rohstoff zum 
Beispiel für Kunst- oder Kraftstoffe genutzt. Haupt-
abnehmer für derartig gewonnenen Kohlenstoff 
wäre die Chemieindustrie. Derzeit wird das Verfah-
ren im Projekt «Carbon2Chem» getestet, an dem ne-
ben 16 weiteren Partnern vor allem der Stahlherstel-
ler Thyssenkrupp beteiligt ist. 

4.2  (Infrastruktur-)Voraussetzungen 

Die Autor*innen der bereits angeführten Studie 
«Roadmap Chemie 2050» sehen die Wirtschaftlich-
keit der jeweils betroffenen Unternehmen als 
Grundvoraussetzung für die Einführung der im vor-
herigen Abschnitt behandelten klimafreundlichen 
Technologien (DECHEMA/FutureCamp 2019b: 8). 
Die investestitionsintensiven Anlagen könnten an-
fangs nicht mit bereits abgeschriebenen Anlagen 
konkurrieren und die anfallenden Mehrkosten auf-
grund niedriger Weltmarktpreise nicht an die Kun-
den weitergegeben werden (ebd.). Grundbedingung 
für die Wirtschaftlichkeit der Produktion ist der Stu-
die zufolge die Verfügbarmachung großer Mengen 
erneuerbaren Stroms zu Kosten von vier Cent pro Ki-
lowattstunde, ohne die sich die Einführung neuer 
Technologien nicht lohne (ebd.). In der Chemiein-
dustrie würden ab dem Jahr 2040 600 Terrawatt-
stunden (TWh) Grünstrom pro Jahr benötigt – das ist 
mehr als der aktuelle Gesamtstromverbrauch in 
Deutschland8 (ebd.: 72). Eine weitere Bedingung zur 
Erreichung der Klimaneutralität in der Chemie bis 
2050 sei demnach, dass der Staat die Entwicklungs-
phase und die Markteinführung klimaschonender 
Technologien finanziell fördere (ebd.: 9). Weitere 
politische Rahmenbedingungen, um klimafreundli-
che Technologien einzuführen, seien (ebd.: 11): 

• Einwirken der Politik auf günstige Rohstoffe (z. 
B. im Hinblick auf die Bereitstellung emissionsar-
men Wasserstoffs), 

• keine regulatorischen Hürden für neue Techno-
logien, 

• vergleichbare globale Wettbewerbsbedingun-
gen durch internationale Klimaschutzvereinba-
rungen sowie 

• keine Hürden für die Nutzung und Eigenerzeu-
gung von erneuerbaren Energien in den Indust-
rien. 

_ 
8  2019 lag der Stromverbauch bei etwa 540 TWh. 

Auch die Autor*innen der Agora-Studie «Klimaneut-
rale Industrie» betonen die Zusicherung internatio-
nal konkurrenzfähiger Energiekosten für die Indust-
rie als notwendige Voraussetzung für die Einführung 
emissionsarmer Produktionstechnologien (Agora-
Energiewende 2020: 13). Darüber hinaus empfehlen 
sie, die Neufassung der EU-Beihilferichtlinien auf Kli-
maneutralität auszurichten sowie notwendige Infra-
strukturen wie Stromleitungen, Wasserstoffpipe-
lines und Carbon-Capture-and Storage-¬Infrastruk-
turen (Pipelines, Häfen und sichere CO₂-¬Lagerstät-
ten) zu schaffen (ebd.). Hierfür wiederum seien zü-
gige Planungsverfahren und Anpassungen im Ge-
nehmigungsrecht und bei Einspruchsmöglichkeiten 
nötig (ebd.). Die Empfehlungen dieser Studie bezie-
hen sich allerdings allgemein auf die Transformation 
der Industrie, nicht spezifisch auf die in der che-
misch-pharmazeutischen Industrie. 

Im Hinblick auf den für das Gelingen der Dekarboni-
sierung der Industrie wichtigen grünen Wasserstoff 
argumentiert der VCI für eine Technologieoffenheit, 
die den Einsatz auch von blauem oder türkisem Was-
serstoff ermöglicht (2020f). Bei diesen sei der CO₂-
Fußabdruck gering, womit sie einen Beitrag zum Kli-
maschutz leisten könnten (ebd.). Außerdem hält es 
der VCI für nötig, wie im Falle von regenerativ er-
zeugtem Strom, EU-weite Nachweise für treibhaus-
gasarme Gase (wie Wasserstoff) einzuführen, wobei 
in derartigen Zertifikaten vor allem der jeweilige 
CO₂-Fußabdruck ausgewiesen sein sollte (ebd.). 
Letztlich sei eine zukünftige Wasserstoffwirtschaft 
zudem auf eine entsprechende länderübergreifende 
Infrastruktur angewiesen: Sinnvoll seien hierbei ge-
trennte Leitungen für methanartige Gase und Was-
serstoff, um die Nutzung von reinem Wasserstoff zu 
ermöglichen (ebd.). In Bezug auf lokale Verteilnetze 
könnte in Wasserstoff in einigen Fällen Erdgas beige-
mischt und die vorhandene Erdgasinfrastruktur ge-
nutzt werden (ebd.) 

Im «Handlungspakt Chemie- und Pharmastandort 
Deutschland» werden zu initiierende Erprobungs- 
und Demonstrationsprojekte benannt, um entspre-
chende klimafreundliche Technologien unter Praxis-
bedingungen testen zu können (BMWi et al. 2021: 
2). Im Hinblick auf solche und andere Forschungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen müssten neue Wege 
bei Planungs- und Genehmigungsverfahren gegan-
gen werden: Hierzu zählen beispielsweise, die Büro-
kratie insbesondere für kleine und mittelständische 
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Unternehmen abzubauen, Genehmigungsverfahren 
zu beschleunigen oder den Personal- und Ressour-
ceneinsatz auf Behördenseite bei Projekten von 
übergeordneten nationalen und übernationalen In-
teresse zu stärken (ebd.: 1). 

Sollten die angesprochenen infrastrukturellen Vo-
raussetzungen nicht geschaffen werden, könne ein 
«Green Leakage» drohen: Chemieunternehmen 
würden sich dann an Standorten ansiedeln, die bei-
spielsweise näher an Quellen erneuerbarer Energien 
liegen (Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 
2021a: 64). 

Angemerkt werden muss, dass die benannten Ana-
lysen zwar den Transformationsbedarf der Industrie 
aufzeigen. Dabei konzentrieren sie sich allerdings 
auf technologische Trends und ökonomische Bedin-
gungen. Eine Verbindung zu gesellschafts- oder ar-
beitspolitischen Fragen wird kaum hergestellt. 

4.3 Staatliche Programme 

Im Hinblick auf Klimaschutzmaßnahmen entlastet 
der Staat die Chemieindustrie, wie eine Reihe ande-
rer Industrien auch, in vielerlei Hinsicht. Begründet 
wird dies mit dem Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit. 
Hierzu zählt etwa die «Besondere Ausgleichsrege-
lung», nach der stromkostenintensive und im inter-
nationalen Wettbewerb stehende Unternehmen nur 
eine reduzierte EEG-Umlage zahlen müssen oder die 
Befreiung von der EEG-Belastung für eigenstromer-
zeugende Betriebe. Die mindestens erforderliche 
Stromkostenintensität, um von einer reduzierten 
EEG-Umlage zu profitieren, liegt – gemessen anhand 
des Anteils der Stromkosten an der Bruttowert-
schöpfung des Unternehmens – bei 14 Prozent. Der 
VCI kritisiert, dass diese Mindestwerte sehr hoch an-
gesetzt seien und das Gesetz weniger als zehn Pro-
zent der Unternehmen in der Chemieindustrie ent-
lasten würde (VCI 2020c). Für bestimmte Wirt-
schaftszweige, darunter große Teile der Chemiein-
dustrie, wird der Grenzwert der Stromkostenintensi-
tät auf 13 Prozent im Jahr 2022, auf zwölf Prozent im 
Jahr 2023 und auf elf Prozent im Jahr 2024 abge-
senkt. In Zukunft sollten also mehr Chemieunterneh-
men von einer reduzierten EEG-Umlage profitieren.  

Zu solchen staatlichen Ausnahmeregelungen zählt 
auch die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifi-
katen. So erhielten in der 3. Handelsperiode zwi-
schen 2013 und 2020 zum Beispiel 167 Chemieanla-
gen eine kostenfreie Zertifikatszuteilung (DEHSt 
2014: 52). Die chemische Industrie profitiert darüber 
hinaus von der Strompreiskompensation, mit der 

Stromkosten für besonders energieintensive Pro-
duktionsprozesse teilweise kompensiert werden 
können (vor dem Hintergrund der Annahme, dass 
höhere Stromkosten durch Emissionszertifikate auf 
Verbraucher*innen abgewälzt werden). Im Jahr 
2019 erhielt die Chemieindustrie beispielsweise 
circa 218 Millionen Euro an Strompreiskompensati-
onen (DHST 2021: 3). Weiterhin relevant für die Che-
mieindustrie sind die Energie- und Stromsteuerent-
lastungen sowie die Förderung der Kraft-Wärme-
Kopplung. 

Neben diesen finanzpolitischen staatlichen Maßnah-
men ist die Bundesrepublik an verschiedenen klima-
schutzbezogenen Förderprogrammen und Initiati-
ven beteiligt. Hierzu zählt etwa das Programm «De-
karbonisierung der Industrie» des Bundesumweltmi-
nisteriums, mit dem Technologieprojekte in energie-
intensiven Industrien gefördert werden. Das Bun-
desumweltministerium fördert ebenso die Dialog-
plattform «Chemistry4Climate» in deren Rahmen 
der Wissens- und Erfahrungsaustausch zwischen der 
Chemischen Industrie, der Energiewirtschaft, Netz-
betreibern, der Entsorgungs- und Recyclingwirt-
schaft, dem Maschinen- und Anlagenbau sowie zwi-
schen Forschungseinrichtungen und der Zivilgesell-
schaft ermöglicht werden soll. Das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie wiederum hat ge-
meinsam mit VCI, IG BCE und BAVC den bereits er-
wähnten «Handlungspakt Chemie- und Phar-
mastandort Deutschland» auf den Weg gebracht. 

Auf EU-Ebene hat Deutschland die Möglichkeit, Mit-
tel aus dem Recovery and Resilience Funds (RRF) und 
der Important Projects of Common European Inte-
rest (IPCEI) (hier insbesondere im Hinblick auf das 
Themenfeld Wasserstoff) für die Investitionsunter-
stützung bei klimafreundlichen Technologien zu nut-
zen. 

Zwei weitere mögliche Instrumente, die im Zuge der 
sozial-ökologischen Transformation der (chemi-
schen) Industrie oftmals genannt werden, aber noch 
nicht konkret umgesetzt sind, sind Carbon Contracts 
for Difference (CCfD) und Grenzausgleichsmechanis-
men (Carbon Border Adjustment Mechanism, 
CBAM). CCfDs sollen die Risiken von schwankenden 
CO₂-Zertifikatspreisen reduzieren, indem der Staat 
und Unternehmen Verträge über einen festgelegten 
Preis des vermiedenen CO₂ für einen bestimmen 
Zeitraum abschließen: Steigt der Marktpreis für CO₂-
Zertifikate über den vereinbarten Preis, zahlen die 
Unternehmen die Differenz an den Staat zurück; 
liegt der Marktpreis unterhalb des vereinbarten 
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Preises, erstattet der Staat den Differenzbetrag an 
die Unternehmen. Mithilfe des CBAM plant die EU 
andererseits die Einführung einer zollähnlichen Ab-
gabe auf CO₂-intensive EU-Importe, um Nachteile 
für heimische Produzenten, die dem Europäischen 
Emissionshandelssystem (European Union Emissi-
ons Trading System, EU ETS) unterliegen, gegenüber 
Industrien, die dem EU ETS nicht unterliegen, zu 
kompensieren.  

5 Absehbare Konsequenzen für die Ar-
beit  

5.1 Quantitative Beschäftigungseffekte 

Die durch Dekarbonisierung und Energiewende her-
vorgerufenen Effekte auf die Gesamtbeschäftigten-
zahl in der Chemie- und Pharmaindustrie sind nur 
mithilfe bestimmter Szenariorechnungen annähe-
rungsweise abzuschätzen. Vielfach beziehen sich 
Studien und Analysen zu den durch Dekarbonisie-
rung und Energiewende ausgelösten Beschäfti-
gungseffekten global auf die Gesamtwirtschaft, 
ohne dabei genauer auf einzelne Branchen einzuge-
hen (siehe z. B. BMWi 2021; DIW Econ 2015). Für die 
chemisch-pharmazeutische Industrie existieren 
diesbezüglich nur wenige Untersuchungen.  

Basierend auf dem G95-Szenario aus der Studie «Kli-
mapfade für Deutschland», die im Jahr 2018 von der 
Boston Consulting Group und Prognos im Auftrag 
des Bundesverbands für Deutsche Industrie (BDI) 
veröffentlicht wurde (Gerbert et al. 2018), berech-
neten Hoch et al. (2019) die zukünftige Beschäfti-
gungsentwicklung aufgrund von Dekarbonisierung 
und Energiewende bis zum Jahr 2050 differenziert 
nach Branchen. In dem G95-Szenario wird davon 
ausgegangen, dass eine Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen um 95 Prozent bis zum Jahr 2050 er-
folgt (im Vergleich zum Jahr 1990). Das Szenario ba-
siert unter anderem auf folgenden Maßnahmen: 

• Elektrifizierung des Verkehrs, 

• umfassende energetische Sanierung des Ge-
bäudebestands, 

• Anwendung sämtlicher Energieeffizienztechno-
logien in allen Industrieprozessen, 

• Konzentration von national verfügbarer Bio-
masse zur Erzeugung von Prozesswärme, 

• vollständige Deckung des Strombedarfs aus er-
neuerbaren Energien, 

• Reduzierung von Emissionen im Tierbestand. 

In ihren Berechnungen gehen Hoch et al. außerdem 
davon aus, dass im Laufe der nächsten Jahre eine 
länderübergreifende Kooperation beim Klimaschutz, 
ein globaler CO₂-Handel mit funktionierender Preis-
bildung sowie eine ambitionierte Technologieent-
wicklung in internationaler Arbeitsteilung initiiert 
werden. Letztlich kommen die Autor*innen zu dem 
Ergebnis, dass die Zahl der Erwerbstätigen in der 
Chemie- und Pharmaindustrie von 497.000 im Jahr 
2018 auf 455.000 im Jahr 2050 sinken wird (Hoch et 
al. 2019: 25).  

Eine ähnliche Entwicklung prognostizieren die Au-
tor*innen der von der Stiftung Arbeit und Umwelt 
der IG BCE in Auftrag gegebenen Studie «Beschäfti-
gungseffekte der BDI-Klimapfade» (Kirchner et al. 
2019). Ebenfalls auf Basis der Szenarien in der BDI-
Studie «Klimapfade für Deutschland» gehen sie hier 
auf der Grundlage eines Referenzszenarios davon 
aus, dass die Zahl der Erwerbstätigen in der Chemie-
industrie (ohne die Pharmaindustrie) von 366.000 
im Jahr 2020 auf 326.000 im Jahr 2050 sinken wird 
(ebd.: 39). Im Referenzszenario werden im Unter-
schied zum G95-Szenario die aktuellen energie- und 
klimapolitischen Maßnahmen bis ins Jahr 2050 fort-
geschrieben. 

Insbesondere Verbands- und Unternehmensvertre-
ter*innen in der Chemie bemängeln den Standort-
nachteil, den die heimische Industrie vor dem Hin-
tergrund von Dekarbonisierung und Energiewende 
hat. Sie kritisieren vor allem die im Vergleich zu den 
USA und China hohen Energie- und Rohstoffpreise in 
Verbindung mit kurzfristigen politischen Entschei-
dungen, die langfristige Investitionen verunmögli-
chen. Zwar befürchten sie weniger, dass deutsche 
Standorte geschlossen, vielmehr aber, dass keine 
neuen, zukunftsträchtigen Standorte in Deutschland 
geschaffen werden. Wie bereits in Abschnitt 3.2 dar-
gestellt, übersteigen die Auslandsinvestitionen der 
deutschen Chemie- und Pharmaindustrie schon 
heute die Inlandsinvestitionen. Beispielhaft hierfür 
steht das BASF-Investment von über zehn Milliarden 
US-Dollar in China: In Zhanjiang sollen Produktions-
anlagen gebaut werden, die komplett mit erneuer-
baren Energien betrieben werden. Derartige Pro-
jekte hätten auch in Deutschland das Potenzial, Ar-
beitsplatzverluste im Zuge des Klimawandels zu 
kompensieren. 

Blickt man auf die nähere Vergangenheit und die Ge-
genwart, die ja beide bereits von den Auswirkungen 
von Dekarbonisierung und Energiewende geprägt 
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waren bzw. sind, muss konstatiert werden, dass die 
Beschäftigtenzahl konstant geblieben ist (vgl. 
Gehrke/Weilage 2018: 9). 

Vor dem Hintergrund der Alterung der Beschäftigten 
in der Chemie- und Pharmaindustrie kommt der Aus-
bildung und Rekrutierung von neuen Mitarbeiten-
den eine besondere Bedeutung zu. Inwiefern der Kli-
mawandel Auswirkungen auf die Aus- und Weiterbil-
dungssysteme in der Chemie hat, ist weitgehend un-
erforscht. Erste, explorative Ergebnisse aus dem For-
schungsprojekt «Doppelte Transformation – Auswir-
kungen des ökologischen und digitalen Wandels auf 
Produktionsbetriebe energieintensiver Industrie-
branchen» (DoTrans), das die Verfasser der hier vor-
liegenden Studie derzeit im Auftrag der Stiftung Ar-
beit und Umwelt der IG BCE durchführen, deuten da-
rauf hin, dass der Klimawandel noch vergleichsweise 
wenig Auswirkungen auf die konkreten Aus- und 
Weiterbildungsinhalte und damit die Berufsbilder in 
der Chemie hat. Im Vergleich dazu haben Entwick-
lungen wie die Digitalisierung einen deutlich größe-
ren Einfluss auf die Qualifizierung der Beschäftigten 
der chemisch-pharmazeutischen Industrie. Im Rah-
men ihrer gemeinsamen Initiative «Chemie³» haben 
VCI, IG BCE und BAVC allerdings bereits einen Leitfa-
den veröffentlicht, in dem sie in Bezug auf die Imple-
mentierung von Nachhaltigkeitsthemen in die Aus-
bildung Handlungsempfehlungen für Ausbildende 
und Auszubildende der Chemie geben (VCI et al. 
2019). So stellen sie beispielsweise Qualifizierungs-
konzepte vor, in die Lernmodule zu Nachhaltigkeits-
themen integriert sind (ebd.: 23), oder geben Emp-
fehlungen zur Gestaltung nachhaltiger Lernorte in 
der beruflichen Bildung (ebd.: 19). Sie empfehlen 
hierbei unter anderem, Daten über die betriebliche 
Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen für Bil-
dungszwecke zur Verfügung zu stellen (ebd.) (siehe 
hierzu auch Abschnitt 6.3). 

Wie Gehrke und Weilage (2018: 111) darlegen, 
könnte ein verstärktes Engagement im Bereich der 
Energie- und Ressourceneffizienz eine positive Wir-
kung auf das Unternehmensimage haben und die 
Chemie- und Pharmabetriebe dadurch attraktiver 
für potenzielle Beschäftigte werden lassen. Eine Auf-
nahme entsprechender Themen in die Curricula der 

_ 
9 Digitalen Technologien werden im Umgang mit der Energiewende ver-
schiedene Potenziale zugeschrieben (siehe z. B. Malanowski et al. 2017; 
Deloitte/VCI 2017; Gehrke/Weilage 2018). So geht man beispielsweise 
davon aus, dass eine Ausweitung des Prozessmonitorings und die Aus-

Aus- und Weiterbildung hätte somit über die eigent-
liche Qualifizierung hinaus noch einen zusätzlichen 
Rekrutierungseffekt. 

5.2 Qualitative Beschäftigungseffekte 

Noch schwieriger als die quantitativen sind die qua-
litativen Beschäftigungseffekte (also z. B. Auswir-
kungen auf die Anforderungs- und Belastungssitua-
tion), die in der Chemie- und Pharmaindustrie durch 
Dekarbonisierung und Energiewende ausgelöst wer-
den, abzuschätzen. Studien, in denen dieser Zusam-
menhang explizit untersucht wird, liegen bis dato 
nicht vor; es handelt sich hierbei folglich um ein For-
schungsdesiderat. Lediglich in dem bereits erwähn-
ten DoTrans-Projekt ist diese Fragestellung Teil des 
Untersuchungsdesigns. Im Rahmen dieses Vorha-
bens werden auch Fallstudien in der chemisch-phar-
mazeutischen Industrie durchgeführt. 

Erste, bisher noch nicht veröffentlichte Zwischener-
gebnisse des DoTrans-Projektes legen nahe, dass die 
Frage, welche Auswirkungen der Klimawandel auf 
die Anforderungs- und Belastungssituation der Be-
schäftigten in der Chemie hat, auch von den betrieb-
lichen Akteur*innen (sowohl auf Management-
ebene als auch aufseiten des Betriebsrates) wenig 
Beachtung erfährt. Geht man allerdings davon aus, 
dass Dekarbonisierung und Energiewende weitere 
Digitalisierungsmaßnahmen in den Chemiebetrie-
ben zur Folge haben,9 lassen sich indirekt – nämlich 
auf Grundlage der bisher bekannten digitalisierungs-
bedingten qualitativen Beschäftigungseffekte – 
Rückschlüsse auf die durch den Klimawandel voran-
getriebenen Auswirkungen ziehen.  

So beschreiben etwa Malanowski et al. (2017: 154), 
dass die originären chemischen Fachkompetenzen 
IT-bedingt zunehmend ergänzt werden durch ver-
fahrenstechnische und Automatisierungskennt-
nisse. Ähnlich schätzen dies auch Gehrke und Wei-
lage ein und berichten von einem schon in der Ver-
gangenheit nicht zuletzt durch die Digitalisierung an-
gewachsenen Qualifikationsniveau der Chemiebe-
legschaften (Gehrke/Weilage 2018: 16 f.). Während 
es in der Produktion damit zu einem qualitativen Zu-
wachs an Aufgaben kommt, könnten in den nicht 
produktionsbezogenen Arbeitsbereichen allerdings 

wertung hierbei anfallender Datenbestände ein flexibleres Energiema-
nagement ermöglichen können. Ebenso könnte die digitale Vernetzung 
ganzer Wertschöpfungsketten die Ressourcen- und Energieeffizienz in 
der Industrie verbessern. 
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neo-tayloristische Entwicklungen beobachtet wer-
den:  

«In den Tätigkeitsfeldern der Prozess- 
und Messleitwarten ist eine Tendenz 
der qualitativen Aufgabenanreicherung 
erkennbar, die sich am Beispiel der Pro-
zessleitwarten in Form eines steigenden 
Umgangs und der Analyse von Messda-
ten und aggregierten Informationen äu-
ßert. Insbesondere Chemikanten sind 
Adressaten dieser Entwicklung. Im Be-
reich des Controllings lässt sich ein ge-
gensätzlicher Trend beobachten. Dort 
werden mithilfe von Softwaresystemen 
Buchungsvorgänge standardisiert und 
fragmentiert, die zuvor von den Be-
schäftigten von der Rechnungsstellung 
bis zur Freigabe vollständig übernom-
men wurden. Die Folge dieser digitalen 
Automatisierung ist, dass vor allem ein-
faches Vergleichen, Abhaken, Freigeben 
auf der Ebene der kaufmännischen An-
gestellten verbleiben. Bei Abweichun-
gen werden die Buchungsvorgänge un-
mittelbar an Führungskräfte in den Ver-
waltungszentralen weitergeleitet und 
dort abgeschlossen. Solche Entwicklun-
gen strahlen in der Regel auch auf an-
dere Bereiche wie den Vertrieb und die 
Auftragsverwaltung aus.» (Malanowksi 
et al. 2017: 153) 

Wie insbesondere die Betriebsrät*innen in dem be-
reits erwähnten Forschungsprojekt «DoTrans» be-
richten, träfen die veränderten Tätigkeitsanforde-
rungen im Produktionsbereich der Chemie auf Ar-
beitsbedingungen, die durch einen hohen Automati-
sierungsgrad und eine vergleichsweise dünne Perso-
naldecke gekennzeichnet seien. Demnach müssten 
immer weniger Produktionsmitarbeiter*innen im-
mer mehr Aufgaben erledigen. Zwar könne man be-
obachten, dass die klassischen physischen Belastun-
gen in der Chemieproduktion im Laufe der letzten 
Jahrzehnte stetig zurückgegangen seien, an ihre 
Stelle aber neue psychische Belastungen getreten 
seien. Bedingt durch eine zunehmende Arbeitsver-
dichtung, eine höhere Selbstverantwortung und 
Aufgaben, die weniger ausführenden, vielmehr aber 
überwachenden und steuernden Charakter haben, 
ließen sich mehr psychosoziale Stressoren beobach-
ten. Erschwerend komme hinzu, dass bestimmte 
Kompetenzen zwar an Bedeutung verlieren würden, 

prinzipiell aber, insbesondere in Notfallsituationen, 
abrufbar sein müssten:  

«Die Automatisierung der chemischen 
Produktionsanlagen führt zu veränder-
ten Aufgabenbereichen der Fachkräfte, 
sodass diese den Anlagenprozess am 
Computer (hier Leitstand als zentrale 
Schaltwarte) überwachen und steuern. 
Diese Verschiebung von ehemals manu-
eller Arbeit an der Anlage zu kognitiver 
Arbeit im Leitstand führt zu dem Prob-
lem, dass Fachkräfte Produktionsanla-
gen kaum noch ‹händisch› an- und ab-
fahren müssen. Das Wissen und die 
Kompetenzen hierfür sind jedoch erfor-
derlich, um z. B. bei einer Störung des 
Systems oder dem Ausfall einer Anlage 
handlungsfähig zu bleiben.» (Baum-
hauer et al. 2019: 16) 

Wie in vielen anderen Branchen auch werden die Be-
schäftigten der Chemie- und Pharmaindustrie zu-
nehmend mit der Anforderung des lebenslangen 
Lernens konfrontiert sein. Wissensbestände müssen 
insbesondere aufgrund immer kurzzyklischerer 
technologischer Neuerungen permanent aktualisiert 
werden. Die Berufsbilder unterliegen damit über die 
gesamte Erwerbsbiografie hinweg einem steten 
Wandlungsprozess. 

Letztlich ist davon auszugehen, dass zumindest die 
Entscheidungsträger*innen in der Chemie- und 
Pharmaindustrie zunehmend über die sogenannten 
green skills (also sowohl fachliche und überfachliche 
Kenntnisse als auch Werte und Visionen, die im Zu-
sammenhang mit nachhaltiger Arbeit stehen) verfü-
gen werden müssen (ILO 2011). Inwiefern hiervon 
beispielsweise auch Produktionsfacharbeiter*innen 
betroffen sein werden, ist Stand heute noch nicht 
abzuschätzen und bedarf weiterer wissenschaftli-
cher Untersuchungen. Im «Future Skills Report Che-
mie» geht man zumindest davon aus, dass Kennt-
nisse der Arbeitssicherheit und des Umweltschutzes 
sowohl für Chemikant*innen als auch für Chemiela-
borant*innen in Zukunft von größerer Bedeutung 
sein werden (HRForecast 2021: 44 ff.). Wie Grimm et 
al. (2021) in einer Auswertung von Online-Stellenan-
zeigen ermittelt haben, werden in der Chemie dar-
über hinaus verstärkt Kompetenzen für Wasserstoff-
technologien nachgefragt. Im «Handlungspakt Che-
mie- und Pharmastandort Deutschland», den das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ge-
meinsam mit den Chemieakteuren BAVC, IG BCE und 
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VCI geschlossen hat, wird grundsätzlich eine Bil-
dungs- und Qualifizierungsoffensive gefordert, um 
den Bedarf an hoch qualifizierten Fachkräften zu de-
cken (BMWi et al. 2021: 1). 

5.3 Arbeitsorganisation 

Bisher existieren keine Studien, in denen mögliche 
Auswirkungen der ökologischen Transformation auf 
die Arbeitsorganisation der Unternehmen unter-
sucht wurden. Treten Lernanforderungen an die Be-
schäftigten allerdings tatsächlich, wie im vorherigen 
Abschnitt beschrieben, immer kurzzyklischer auf, 
kann erwartet werden, dass sie sich diese nicht mehr 
allein über formales (Aus- und Weiterbildung) und 
non-formales (Schulungen, Trainings etc.) Lernen 
aneignen werden können. Vielmehr bedarf es For-
men des informellen bzw. arbeitsintegrierten Ler-
nens, die bei der Ausführung der Arbeitstätigkeit 
selbst stattfinden. Arbeitsintegriertes Lernen ge-
schieht oftmals nicht intentional und wird von 
der*dem Lernenden nicht als solches wahrgenom-
men. Um derartiges Lernen zu initiieren, bedarf es 
einer lernförderlichen Arbeitsgestaltung (vgl. z. B. 
Dehnbostel 2007; 2008; Frieling et al. 2006). Ziel ei-
ner lernförderlichen Arbeitsgestaltung ist in der Re-
gel nicht die Vermittlung bestimmter Lerninhalte, 
sondern die Schaffung einer Arbeitsumgebung, die 
die Beschäftigten stetig zu Lernprozessen anregt und 
damit die Persönlichkeitsentwicklung fördert. Eine 
lernförderliche Arbeitsumgebung trägt insofern al-
lerdings auch zu formalen und nicht formalen Lern-
erfolgen bei, als sie die Beschäftigten in die Lage ver-
setzt, überhaupt bereit und fähig zu sein, etwas 
Neues zu lernen. Elemente einer lernförderlichen 
Arbeitsgestaltung sind zum Beispiel (in Anlehnung 
an Dehnbostel 2008: 6): 

• Arbeitsaufgaben mit möglichst vielen zusam-
menhängenden Einzelhandlungen im Sinne der 
vollständigen Handlung (und damit eine Abkehr 
von monotonen, repetitiven und zerstückelten 
Arbeitstätigkeiten), 

• Freiheits- und Entscheidungsgrade in der Ar-
beit, 

• sozial unterstützte Arbeit (zum Beispiel in 
Gruppen oder Teams) oder 

• Reflexions- und Feedbackmöglichkeiten. 

Eine Arbeitsorganisation, die die Prinzipien einer 
lernförderlichen Arbeitsgestaltung berücksich-
tigt, kann dabei helfen, auch Lernanforderungen, 

die durch die sozial-ökologische Transformation 
bedingt werden, zu genügen. 

6 Herangehen der Akteure 

Den Diskurs über ökologische und soziale Transfor-
mationsstrategien in der Chemischen Industrie tra-
gen vor allem starke Verbände. Dies gilt auf der Ar-
beitnehmerseite zum einen für die IG BCE, die als 
Branchengewerkschaft auch den Bergbau und Teile 
des Energiesektors organisiert. Die IG BCE weist ei-
nen im Vergleich zu anderen Branchengewerkschaf-
ten überdurchschnittlich hohen Organisationsgrad 
von über 50 Prozent auf und ist mit ihren 620.000 
Mitgliedern die drittgrößte Einzelgewerkschaft im 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB). Bereits An-
fang der 1990er-Jahre gründete die IG BCE die Stif-
tung Arbeit und Umwelt als erste Umweltstiftung ei-
ner europäischen Gewerkschaft, die sich im Laufe 
des letzten Jahrzehnts mit Analysen und Positionen 
zu Fragen der sozial-ökologischen Transformation 
als wichtiger Thinktank der Gewerkschaft profilierte.  

Auf der Arbeitgeberseite ist auch der BAVC einer der 
bestorganisierten Arbeitgeberverbände mit einem 
Organisationsgrad von gut 50 Prozent nach Betrie-
ben. Dementsprechend hoch ist die Tarifbindung in 
der Branche mit etwa 70 Prozent nach Beschäftig-
ten, zumal Mitgliedschaften ohne Tarifbindung hier 
keine nennenswerte Rolle spielen. Beide Verbände 
pflegen eine explizite Austauschkultur der Sozial-
partnerschaft, die auf Dialog und Kompromiss auch 
in Tarifauseinandersetzungen beruht und die durch 
eine Reihe von Sozialpartnerschaftsvereinbarungen 
unterfüttert wird, in denen die Akteure Impulse für 
die Entwicklung ihrer Beziehungen zu setzen versu-
chen. Wichtiger als der BAVC für die Entwicklung des 
Transformationsdiskurses in der Branche ist aber der 
VCI, der als Wirtschaftsverband die Brancheninte-
ressen der Unternehmen vertritt. Der VCI organisiert 
nach eigenen Angaben über 90 Prozent der Unter-
nehmen der chemischen Industrie. Vor allem er ent-
wickelt Analysen und Position zur sozial-ökologi-
schen Transformation. Wir stellen die Handlungsori-
entierungen und -strategien der Akteure zunächst 
aus Sicht der Arbeitgeberseite vor und wechseln 
dann zur Gewerkschaftsperspektive. Abschließend 
beschreiben wir gemeinsame Initiativen der Ak-
teure. 
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6.1 Unternehmensverbände 

Das Thema Klimaschutz und Energie bearbeitet auf 
der Arbeitgeberseite der Chemischen Industrie maß-
geblich der Wirtschaftsverband VCI. Der BAVC als Ar-
beitgeberverband ist zwar in sozialpartnerschaftli-
chen Projekten zum Thema, die im nächsten Ab-
schnitt beleuchtet werden, aktiv, doch liegen die 
fachliche Expertise und die politische Interessenver-
tretung in den Händen des VCI. 

«Was die eigentliche Arbeit betrifft, ha-
ben wir Arbeitsteilung. Zwar haben wir 
mit dem BAVC auch eine enge Koopera-
tion, die auch von mehreren Themen 
unterstützt wird… Wir haben da auch 
einen regelmäßigen Austausch. Wenn 
auf der tarifpolitischen oder arbeits-
rechtlichen Seite entsprechende Ge-
spräche geführt werden, werden unsere 
Positionen auch mitgenommen. Aber 
die eigentliche politische Arbeit dazu 
machen wir im VCI, während sich der 
BAVC auf die Sozialthemen kon-
zentriert.» (Expert*in VCI10) 

Das Thema Klimaschutz wurde für den VCI seit den 
frühen 1990er-Jahren relevant. Eine Initialzündung 
dafür war die UN-Konferenz über Umwelt und Ent-
wicklung 1992 in Rio de Janeiro, die erstmals eine 
breite öffentliche Debatte über Klimaschutz und 
Umweltpolitik auslöste. Allerdings blieb in dieser 
Diskussion der Klimaschutz noch eine eher abstrakte 
Herausforderung für den VCI. Dies änderte sich mit 
dem Berlin-Gipfel im Jahr 1995, auf dem Deutsch-
land das Versprechen abgab, die nationalen Emissi-
onen bis 2005 um 25 Prozent gegenüber dem Jahr 
1990 zu reduzieren. Hier wurde erstmals der Klima-
schutz mit konkreten politischen Zielen verbunden 
und damit auch für den VCI zu einem konkreten 
Thema. Der Verband entwickelte als zentrale Ant-
wort darauf die Strategie der proaktiven Selbstver-
pflichtung der Industrie. Das zentrale Ziel des Ver-
bands lautete, staatliche Regulierungen der Unter-
nehmen zu vermeiden.  

«Als wir damals um 1996 das Thema 
aufgegriffen haben, sagten wir: ‹[…] be-
vor jetzt ein Regelungswerk kommt, 
sollten wir uns Gedanken machen, was 
wir dazu beitragen können und wie wir 

_ 
10 Die Interviews mit Expert*innen des VCI und der IG BCE sind im Früh-
jahr 2021 von den Verfassern durchgeführt worden. 

das auffangen können, um Regelungen 
[…] zuvorzukommen. Brauchen wir 
überhaupt ein Regelwerk, wenn wir ehr-
lich [sind] und sagen, wir schaffen das 
auch so? Das war der Hintergrund für 
unsere Klimaschutzselbstverpflichtung 
des Jahres 1996 […]. Wir haben gesagt, 
wir schauen massiv in unsere Unterneh-
men hinein und schauen, was ist denn 
da an Energieeffizienz, an Energieein-
sparung, an Treibhausgaseinsparung 
möglich und was können wir in den 
nächsten Jahren verfolgen.» (Expert*in 
VCI)  

Die Idee der Selbstverpflichtung hatte aus Sicht des 
Verbands mehrere strategische Vorteile gegenüber 
gesetzlichen Regelungen. Dazu gehörten ihre grö-
ßere Akzeptanz unter den Unternehmen und die da-
mit einhergehende Verpflichtung, aber auch mögli-
che Innovationsanreize, die von der Selbstverpflich-
tung ausgehen, oder auch ihre Kostenvorteile und 
ihre Marktkonformität. Mit diesen Argumenten 
überzeugte der VCI seinerzeit nicht nur die Bundes-
regierung, sondern auch die Verbände der anderen 
Industriebranchen. Denn nur kurz nach der Selbst-
verpflichtung der chemischen Industrie im März 
1996 gab auch der BDI eine Selbstverpflichtung für 
die gesamte Industrie als Leitlinie aus.  

Die Selbstverpflichtung der chemischen Industrie 
hatte eine Laufzeit bis 2005 und sah vor, bis dahin 
sowohl den Energieverbrauch als auch die energie-
bedingten CO₂-Emissionen um mehr als 30 Prozent 
gegenüber dem Ausgangsjahr 1990 zu senken. Da-
mit war die Zielsetzung der Chemiebranche ambitio-
nierter als die der Wirtschaft insgesamt, deren 
Selbstverpflichtung eine CO₂-Reduktion um 20 Pro-
zent vorsah. Zwar konnte die chemische Industrie 
die selbstgesteckten Ziele bereits im Jahr 1999 reali-
sieren, allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass 
die Zielerreichung durch die Schrumpfung der ost-
deutschen Industrieproduktion und den damit ver-
bundenen Rückgang der Emissionen stark begüns-
tigt wurde. 

Im Jahr 2001 wurde die Selbstverpflichtung dann im 
Rahmen der «Vereinbarung der Bundesregierung 
mit der deutschen Wirtschaft zur Klimavorsorge» ak-
tualisiert, und zwar sowohl als Reaktion auf das Ky-
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oto-Protokoll von 1997 als auch im Angesicht der po-
litischen Klimaziele der damaligen rot-grünen Bun-
desregierung. In der neuen Selbstverpflichtungser-
klärung wurden die Emissionsziele auf weitere Treib-
hausgase wie Stickoxid (N₂O) ausgeweitet. Das in der 
Selbstverpflichtungserklärung für die chemische In-
dustrie ausgegebene neue Ziel lautete, die Emissio-
nen der beiden Treibhausgase bis zum Jahr 2012 um 
45 bis 50 Prozent gegenüber dem Referenzjahr 1990 
zu senken, zugleich die Energieeffizienz zu steigern 
und den Energieverbrauch in diesem Zeitraum um 
35 bis 40 Prozent zu reduzieren. Der VCI verpflich-
tete sich zu einem jährlichen Reporting über Ener-
gieverbrauch und Emissionsentwicklung. Dieser Be-
richterstattung zufolge wurde die avisierte Minde-
rung des Energieverbrauchs bereits im Jahr 2004 er-
reicht, und im Jahr 2006 waren die Emissionsziele zu 
93 Prozent umgesetzt (VCI 2009). Diese Entwicklun-
gen lassen sich vor allem durch Maßnahmen der 
Steigerung der Energieeffizienz erklären, an denen 
die Unternehmen schon deshalb interessiert waren, 
weil sie ihnen deutliche Kostensenkungen verspra-
chen; aber auch Reduzierungen der Produktionska-
pazitäten durch Standortschließungen in Ost-
deutschland dürften erheblich dazu beigetragen ha-
ben. Genauere Aufschlüsselungen der Faktoren, die 
zur Senkung der Emissionen beigetragen haben, lie-
gen nicht vor. Parallel gelang es dem VCI und ande-
ren Wirtschaftsverbänden, mit der rot-grünen Bun-
desregierung im Rahmen des «Spitzenausgleichs» 
Steuererleichterungen für die Industrie bei der Ein-
führung der Ökosteuer zu vereinbaren. Dabei be-
deutete die Selbstverpflichtung ein wichtiges Pfund 
in den Verhandlungen. 

«Erst eine längere Diskussion hat dazu 
geführt, dass wir die Klimaschutzselbst-
verpflichtung als Gegenwert gegen eine 
Entlastung der Ökosteuer einbringen 
konnten. Seitdem existiert dieser Spit-
zenausgleich und alles, was wir bei der 
Ökosteuer haben.» (Expert*in VCI) 

Zum zweiten wichtigen Thema des Klimaschutzes für 
den VCI entwickelte sich seit der Jahrtausendwende 
der Emissionshandel, der schließlich im Jahr 2005 als 
Europäischer Emissionshandel (EU ETS) eingeführt 
wurde, um die Ziele des Klimaschutzabkommens 
von Kyoto umzusetzen. Dem vorausgegangen waren 
intensive Debatten auf europäischer, aber auch auf 
deutscher Ebene, denn auch die Einführung eines 
deutschen Emissionshandels stand seinerzeit zur 
Diskussion. Damals galt für den VCI die Zielsetzung, 
politische Regulierungen des Klimaschutzes, die 

über die Selbstverpflichtung der Unternehmen hin-
ausgingen, nach Möglichkeit aufzuhalten oder, 
wenn sie nicht zu verhindern wären, in ihrer Regulie-
rungsgehalt zu minimieren. Dies gelang auf nationa-
ler Ebene in Deutschland zunächst erfolgreich, weil 
hier die Einführung eines Emissionshandelns ganz 
abgewendet werden konnte. Die Einführung auf eu-
ropäischer Ebene hingegen war ein Preis dafür, der 
nicht zu umgehen war. Hier ging es dem VCI – in en-
ger Zusammenarbeit mit dem europäischen Wirt-
schaftsverband European Chemical Industry Council 
(CEFIC) – vor allem darum, Preise und Mechanismen 
so zu gestalten, dass möglichst wenig Kostenbelas-
tungen für die Unternehmen entstehen. 

In das EU ETS waren neben den Anlagen der Energie-
wirtschaft von Beginn an auch die energieintensiven 
Industrien einbezogen, zu denen die Grundstoffche-
mie gehört. Im Jahr 2013 wurde das EU ETS dann 
auch auf weitere Branchen ausgeweitet, zu denen 
die chemische Industrie als Ganzes gezählt wurde. 
Erfasst wurden davon allerdings nur größere Anla-
gen, sodass kleinere und mittlere Unternehmen 
(KMU) zumeist nicht in das System integriert waren. 
Dies änderte sich allerdings mit der Implementie-
rung des nationalen Brennstoffemissionshandels im 
Jahr 2020, von dem nun alle Unternehmen betroffen 
sind, die fossile Ressourcen nutzen. Das EU ETS hat 
sich seit seiner Einführung zu einem zentralen Be-
reich entwickelt, den der Verband mit hoher Arbeits-
intensität bearbeitet.  

«Damit hatten wir länger gehadert und 
uns auch sehr intensiv eingebracht; weil 
das ein europäisches Thema war, haben 
wir das aber nicht mit der Klimaschutz-
selbstverpflichtung in Verbindung ge-
bracht. Wir haben aber trotzdem eine 
sehr intensive Diskussion geführt. Ge-
rade der Emissionshandel ist auch das – 
ich glaube das einzige – Thema, das uns 
über so lange Zeit, seit über 20 Jahren, 
so intensiv beschäftigt. Wir haben einen 
eigenen Fachausschuss, der sich mit 
dem Thema im Verband beschäftigt. 
Das ist der arbeitsintensivste Fachaus-
schuss, den wir überhaupt haben, ganz 
einfach deshalb, weil uns diese Rege-
lung sehr stark betrifft.» (Expert*in VCI)  

Im Vordergrund stand und steht dabei für den VCI 
die Frage, wie sich im Rahmen des EU ETS die Wett-
bewerbsfähigkeit der Industrie erhalten lässt. Das 
zentrale Argument des Verbands lautet, dass die 
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Wettbewerbsfähigkeit die Voraussetzung für Inves-
titionen und Innovationen bildet, die wiederum für 
die Steigerung der Effizienz und die Umrüstung auf 
ressourcenschonende oder CO₂-neutrale Technolo-
gien benötigt werden. Essenziell sind dabei sowohl 
der Preis des CO₂, der auf den Märkten gebildet 
wird, als auch die Obergrenzen für die Zuteilungen 
der Zertifikate festgelegt werden.  

Tatsächlich sind nach Angaben des VCI (2021f) die 
Inlandsinvestitionen der Chemie- und Pharmain-
dustrie seit dem Tiefpunkt des Jahres 2004 (mit ei-
nem Investitionsvolumen im Inland von etwa 6,8 
Milliarden Euro) in den Folgejahren deutlich auf 
knapp neun Milliarden Euro im Jahr 2020 angestie-
gen; davon entfielen knapp sechs Milliarden Euro 
auf die chemische Industrie. Das Investitionswachs-
tum der chemischen Industrie lag im Zeitraum zwi-
schen 2010 und 2018 bei 2,7 Prozent pro Jahr. Das 
Investitionsvolumen der Großunternehmen war 
durchgängig etwa doppelt so hoch wie das der KMU. 
Allerdings verbirgt der Blick auf die absoluten Zah-
len, dass die Investitionsquote bezogen auf den Um-
satz über den gesamten Zeitraum deutlich unter 
dem Niveau der 1990er-Jahre lag (Gehrke/Weilage 
2018). Zudem bewegte sich das Wachstum der In-
vestitionen deutlich unter dem Investitionstreiber 
Fahrzeugbau mit über acht Prozent.  

Im Vorfeld des Pariser Klimagipfels von 2015 wurde 
über Reformen des EU ETS diskutiert. Ausschlagge-
bend dafür waren die Folgen der Finanzmarktkrise, 
niedrige CO₂-Preise sowie ein großer Zertifikate-
überschuss. Der VCI hatte sich zu den anstehenden 
Reformen in einem Policy Brief positioniert (VCI 
2015b). Der zentrale Punkt war die Forderung nach 
einem «globalen Ansatz»: Ziele und Rahmenbedin-
gungen des Klimaschutzes sollten, soweit möglich, 
vereinheitlicht werden. Es gälte, alle großen Emit-
tenten einzubeziehen, eine einheitliche Bemes-
sungsgrundlage für das empirische Monitoring von 
Emissionen zu schaffen, den Emissionshandel zu glo-
balisieren und in Europa Abwanderungen durch In-
vestitionsverlagerungen ins Ausland zu verhindern. 
Auf diese Weise sollten Wettbewerbsverzerrungen 
durch unterschiedliche Klimaziele der Regionen und 
Staaten verringert werden. Europäische Zölle oder 
Steuern auf Produkte mit niedrigeren Klimastan-
dards lehnte der Verband aber ab. Der VCI verwies 
darauf, dass Deutschland und die EU lediglich für 
zehn Prozent des weltweiten CO₂-Ausstoßes verant-
wortlich seien und zugleich die größten Anstrengun-
gen des Klimaschutzes unternommen hätten, ein 
Beitrag, der durch die Steigerung der Emissionen in 

anderen Ländern (vor allem China) allerdings zu ver-
puffen drohe. Die Reformansätze für das EU ETS 
wurden skeptisch bewertet: 

«Im Juli stellte die EU-Kommission ihre 
Pläne für eine Reform des Emissions-
handels vor. Demnach droht ab 2021 
nicht nur eine drastische Verknappung 
der kostenlosen Zertifikate, sondern 
auch eine Verteuerung der Treibhaus-
Zertifikate. Das eigentliche Ziel – mehr 
Klimaschutz – wird hierdurch jedoch 
keineswegs besser oder eher erreicht. 
Im Gegenteil: Die Belastungen gefähr-
den die Innovationskraft der Industrie 
und hemmen dadurch die Entwicklung 
klimafreundlicher Technologien. Zudem 
steigt die Gefahr, dass ganze Produkti-
onsketten in andere Regionen verlagert 
werden – ohne dass auch nur eine 
Tonne CO₂ mehr eingespart würde.» 
(VCI 2015b: 4) 

Der Verweis auf die Gefahr der Abwanderung von 
Unternehmen in Regionen mit niedrigeren Umwelt-
standards sollte sich von da an zu einer wiederkeh-
renden Argumentationsfigur des Verbands entwi-
ckeln. Zudem forderte der Verband unter anderem 
eine Ausweitung der Strompreis-Kompensationen 
auf weitere Branchen und Unternehmen sowie eine 
großzügigere Bemessung der kostenlosen Zertifikate 
(deren Volumen ab 2021 um 2,2 Prozent jährlich sin-
ken soll), um Spielraum für Wachstum zu gewähren. 
Dies waren aus Sicht des VCI «industriepolitische Ar-
gumente für einen Klimaschutz aus einem Guss» 
(VCI 2015b: 2). Die Konturen einer solchen Industrie-
politik jenseits der Regulierungsfragen des EU ETS 
waren aber im VCI in dieser Phase nur schwach ent-
wickelt. Und auch die Ausgestaltung des EU ETS 
folgte nicht den Vorlagen des Verbands. Im EU ETS 
wurden mit dem «Backloading» (der Verschiebung 
von Zertifikateauktionen) und der «Marktstabilitäts-
reserve» (die Bildung einer Reserve aus zurückgehal-
tenen und nicht zugeteilten Zertifikaten) neue In-
strumente eingeführt, deren Ziel die Verknappung 
der Zertifikate und ein deutlicher Anstieg der Zertifi-
katepreise war. 

Diese Entwicklung zeigte die Grenzen der Ab-
wehrstrategie des VCI auf. Diese Grenzen wurden 
mit dem Pariser Klimaabkommen umso deutlicher, 
weil von nun an eine Verschärfung klimapolitischer 
Regulierungen nicht mehr abwendbar war. Deshalb 
vollzog der VCI in seiner klimapolitischen Strategie in 
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den folgenden Jahren eine Kehrtwende. Der inhaltli-
che Ausgangspunkt dafür war die bereits oben zi-
tierte «Roadmap» für die Entwicklung einer klima-
neutralen Chemie in Deutschland bis 2050, deren 
Analyse vom VCI in Auftrag gegeben und dann publi-
ziert wurde (DECHEMA/FutureCamp 2019). Die 
Roadmap diskutiert die Frage, mit welchen Techno-
logien und unter welchen Voraussetzungen die che-
mische Industrie die politisch gesetzten Klimaziele 
erreichen kann. 

«Es gab zwar verschiedene Studien 
dazu, die aber nie eine konkrete Aus-
sage über die chemische Industrie als 
solche gemacht haben. Inzwischen gibt 
es aber ein europäisches und ein deut-
sches Klimaschutzgesetz. [Im europäi-
schen] ist das Ziel der Treibhausgas-
neutralität bis 2050, im deutschen Ge-
setz inzwischen auf 2045 festgelegt. 
Wenn wir als chemische Industrie in 
Deutschland und Europa weiterarbeiten 
wollen, und wenn wir nur das aufrecht-
erhalten wollen, was wir heute an Wert-
schöpfung haben – jetzt denken wir 
noch gar nicht an großes Wachstum […] 
–, werden wir das nur können, wenn wir 
auch der Welt darlegen können: Wir 
schaffen das mit Treibhausgasneutrali-
tät in der Produktion. Das war der Aus-
gangspunkt für die Roadmap, die wir 
2019 entwickelt haben, [und in der] wir 
uns intensiv damit auseinandergesetzt 
haben: Was bedeutet das, wenn wir 
treibhausgasneutral werden wollen?» 
(Expert*in VCI) 

Damit akzeptierte der VCI erstmals explizit die poli-
tisch gesetzten Prämissen der Dekarbonisierung. Es 
ging nicht mehr um die Vermeidung, sondern um die 
Umsetzung politischer Regulierungen unter Wah-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der chemischen In-
dustrie. Dafür lieferte die Roadmap zentrale inhaltli-
che Bausteine. Dazu gehörten vor allem drei Punkte. 
Erstens gab es die Grundannahme der Studie eines 
niedrigen Strompreises von vier Cent pro Kilowatt-
stunde, die später als politische Forderung über-
nommen wurden. Zweitens sagten die Autor*innen 
der Studie aus, dass auf einem Pfad der Treibhaus-
gasneutralität Technologien unabhängig von ihrer 
Wirtschaftlichkeit bereits dann eingeführt werden 
müssen, wenn sie eine CO₂-Ersparnis erzeugen. 
Technologien einzuführen, bevor sie wirtschaftlich 

sind, das kann von Unternehmen in einem Wettbe-
werbssystem aber nicht erwartet werden. Gefordert 
werden deshalb staatliche Maßnahmen, die die 
Markteinführung neuer Technologien fördern, um 
die Mehrkosten zu decken, die durch ihren nicht 
wirtschaftlichen Einsatz entstehen. Das Gutachten 
beziffert den Bedarf an zusätzlichen Investitionen bis 
2050 mit rund 68 Milliarden Euro. Bezogen auf die 
oben angeführte Investitionssumme von derzeit 
knapp sechs Milliarden Euro pro Jahr bedeutet dies 
ein Anstieg der Investitionen von etwa 30 Prozent 
pro Jahr bis 2050. 

Drittens zeigte die Studie auf, dass die Elektrifizie-
rung der Produktion einen starken Anstieg des Be-
darfs an erneuerbarem Strom um fast 1.200 Prozent 
gegenüber 2020 nach sich ziehen wird. Hinzu kommt 
die Frage der Verfügbarkeit großer Mengen an grü-
nem Wasserstoff. Auch hier sehen die Autor*innen 
der Studie – und später der VCI – die Politik gefor-
dert, die Produktion von Strom aus erneuerbaren 
Energien und seine Verfügbarkeit durch den Ausbau 
der Netzinfrastruktur zu fördern. 

 «Eine wichtige Voraussetzung für na-
hezu alle neuen Technologien ist die 
Verfügbarkeit erneuerbaren Stroms in 
aus heutiger Sicht sehr großen Mengen 
und zu niedrigen Kosten von 4 Cent je 
Kilowattstunde. Ohne diese Rahmenbe-
dingungen lohnt sich die Einführung der 
neuen Technologien zur CO₂-Minderung 
nicht […]. Die neuen Verfahren sind 
nach den hier vorgenommenen Analy-
sen allesamt erst nach 2030, teilweise 
erst nach 2040 unter den gegebenen 
Annahmen wirtschaftlich und damit 
marktfähig. Fördert die Politik diesen 
Prozess sowohl in der Entwicklung als 
auch in der Markteinführung, könnten 
bestimmte Verfahren auch früher im 
Einsatz sein.» (DECHEMA/FutureCamp: 
10) 

Die Ergebnisse der Roadmap flossen dann in das 
neue «Transformationsprogramm» des VCI für die 
Industrie ein, das als politische Aufgabe betrachtet 
wird und aus Sicht des VCI folgende Punkte umfas-
sen soll (VCI 2020e): 

• Der Ausbau der Forschungsförderung als 
Grundlage für Innovationen in nachhaltigen Pro-
dukten und Prozessen durch Investitionen in Pro-
jektförderung und eines besseren Zugangs zu 
Wagniskapital; 
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• Der Umbau der Energie- und Rohstoffversor-
gung durch Ausweitung der Kapazitäten und Inf-
rastruktur zur Produktion erneuerbarer Energien 
zu niedrigen Preisen sowie die Entwicklung einer 
Wasserstoff- und Kreislaufwirtschaft; 

• Die Bereitstellung von Mitteln für die Finanzie-
rung der Transformation in den Unternehmen 
und zur Unterstützung für die Einführung von 
Technologien, die Treibhausemissionen senken, 
aber noch nicht wirtschaftlich sind. 

Ähnliche Positionen wurden auch im Rahmen des 
Verbands Energieintensive Industrien in Deutsch-
land (EID) formuliert, in dem sich der VCI mit den an-
deren Wirtschaftsverbänden der energieintensiven 
Branchen zusammengeschlossen hat, um gemein-
same Positionen in der Energie- und Klimapolitik zu 
formulieren und zu vertreten. Der EID spricht sich für 
einen Investitionsmix aus, der langfristige Investiti-
onsprogramme für Planung, Genehmigung und Bau 
neuer Anlagen mit kurzfristigen Investitionen ver-
knüpft, die die Firmen vor zusätzlichen Belastungen 
durch die Bepreisung von CO₂-Emissionen schützen 
sollen (EID 2020).  

Schon vor dieser inhaltlichen Neuausrichtung hatte 
der VCI auch seine Diskursstrategie geändert. Er ent-
wickelte neue Formen eines Dialogs mit anderen 
Akteuren aus Politik und Zivilgesellschaft – darunter 
mehrere Umweltverbände – zum Thema ökologi-
sche Transformation. Den Startpunkt dazu markierte 
der «Stakeholder-Dialog Dekarbonisierung», den 
der Verband im Sommer 2017 als Veranstaltungs-
reihe mit Expert*innen aus Zivilgesellschaft, Wissen-
schaft und Wirtschaft konzipiert und durchgeführt 
hat (zum Folgenden VCI 2019).  

Insgesamt fanden in diesem Rahmen fünf Work-
shops und Dialogrunden statt; als NGOs waren Ger-
manwatch, der World Wide Fund For Nature (WWF), 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND) und der Naturschutzbund Deutschland 
(NABU) beteiligt. Der Dialog hatte das Ziel, zentrale 
Themen und Schlüsselfragen der Dekarbonisierung 
zu identifizieren und zu bearbeiten, beginnend mit 
der Definition von Dekarbonisierung, auf die dann 
die Festlegung der Themen und ihrer Schlüsselfra-
gen, die Erarbeitung von Empfehlungen und Kom-
mentierungen sowie schließlich die Vertiefung mit 
Blick auf die konkreten Herausforderungen der che-
mischen Industrie folgte. Aus der Sicht des VCI war 
der Dialog von dem gemeinsamen Bekenntnis aller 
Akteure zu den Klimaschutzzielen des Pariser Klima-

gipfels geprägt. Auch habe es das Einverständnis ge-
geben, dass Dekarbonisierung nicht als kohlenstoff-
freie Chemie verstanden wird, sondern als Prozess 
mit dem Ziel der Treibhausneutralität, dass der 
Schwerpunkt auf Vermeidung und Reduktion von 
Treibhausgasen liegen sollte und dass dabei soziale 
und wirtschaftliche Aspekte der Nachhaltigkeit aus-
gewogen zu beachten seien. 

Am Ende dieser fünf Workshops veröffentlichten die 
beteiligten Akteure eine gemeinsame Erklärung zum 
Ausbau erneuerbarer Energien (VCI 2020g), in der 
sie mehrere Feststellungen und Forderungen formu-
lierten. Die zentrale Feststellung lautete, dass eine 
Transformation der chemischen Industrie ohne den 
weiteren Ausbau erneuerbarer Energien nicht mög-
lich sei und dass dafür die regulatorischen, wirt-
schaftlichen, ökologischen und sozialen Vorausset-
zungen geschaffen werden müssten. Dazu sei ein 
Ausbaupfad zu präzisieren mit Blick auf: den Ausbau 
der Infrastruktur und Speicherleistungen; den Aus-
bau der Windenergie; bessere Ausbaurahmenbedin-
gungen; den Ausbau der Fotovoltaik als zweiten He-
bel; die Vollendung des europäischen Strommark-
tes; sowie den Auf- und Ausbau von Strukturen für 
treibhausgasneutrale Brenn-, Kraft- und Rohstoffe.  

Die Forderung des Ausbaus erneuerbarer Energien 
ergibt sich fast als logische Konsequenz aus den Prä-
missen, denen der Dialog folgte. Weniger eindeutig 
waren die Schlussfolgerungen mit Blick auf die 
Transformation der chemischen Industrie. Hier be-
tonte der VCI (2019) den differenzierten und ergeb-
nisoffenen Charakter des Dialogprozesses. Trotzdem 
konnte der Verband drei zentrale Punkte festhalten, 
in denen ein Konsens erzielt worden war: Die chemi-
sche Industrie benötigt faire Rahmenbedingungen 
im globalen Wettbewerb, um die Transformation 
durchführen zu können (wobei die regulativen Rah-
menbedingungen dazu nicht bestimmt wurden); die 
chemische Industrie soll eine Vorreiterrolle bei Pro-
zessinnovationen spielen und Abwanderungen der 
Unternehmen sind zu vermeiden; der konstruktive 
Dialog soll fortgesetzt und ausgeweitet werden.  

Der VCI entwickelte daraufhin eine neue Diskurs-
plattform, mit der er auch das Bundesumweltminis-
terium überzeugte, das dieses Projekt für einen Zeit-
raum von zwei Jahren mit etwa 600.000 Euro för-
dert. Die Plattform «Chemistry4Climate» ging An-
fang Mai 2021 an den Start und ist mit dem klaren 
Ziel verbunden, konkrete Konzepte für den Weg aus 
den Treibhausgasemissionen zu entwickeln.  
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«Wir haben in einem nächsten Schritt 
dann auch gesagt, dass wir es als Ver-
band nicht nur bei der theoretischen Be-
trachtung der Roadmap belassen, son-
dern wir committen uns dazu, dass wir 
tatsächlich bis 2050 treibhausgasneut-
ral werden – und wenn wir das machen, 
müssen wir auch einen praktischen Weg 
aufweisen, wie das bis dahin gelingen 
kann. Die Roadmap hat mehr Fragen 
aufgeworfen als beantwortet. Deshalb 
haben wir […] jetzt die Chemistry4Cli-
mate als Stakeholder-Plattform aufge-
setzt, wo wir mit der Breite der Politik 
und der Gesellschaft diskutieren wollen 
und müssen. Da werden Dinge disku-
tiert werden müssen, die weit über die 
Chemie hinausgehen, zum Beispiel eine 
Versorgung mit erneuerbaren Energien, 
ein Ausbau einer Infrastruktur, die so-
wohl erneuerbare Energien als auch 
Wasserstoff bereitstellt, und ähnliche 
Dinge, das geht weit über die Chemie 
hinaus und betrifft auch andere. Wir 
wollen das mit einer breiten Stakehol-
derschaft in der Gesellschaft diskutieren 
und wollen ganz konkrete Konzepte ent-
wickeln […], wie welche Dinge gemacht 
werden können und welche Rahmenbe-
dingungen wir dazu brauchen.» (Ex-
pert*in VCI)  

Bisher beteiligten sich 70 Akteure aus Industrie, 
Nicht-Regierungsorganisationen und Politik an der 
Plattform. Es wurden drei Arbeitsgruppen eingerich-
tet: zum Thema «Energie und Infrastruktur», in der 
es unter anderem um die Planung der Infrastruktur 
mit erneuerbaren Energien und Wasserstoff gehen 
soll, zum Thema «Kreislaufwirtschaft und Roh-
stoffversorgung», in der Fragen einer neuen Roh-
stoffbasis und ihrer technologischen Umsetzung dis-
kutiert werden, sowie schließlich eine Arbeits-
gruppe, die regulatorische Rahmenbedingungen 
und Politikinstrumente definieren soll (VCI 2021b). 
Die Plattform ist übrigens nicht das erste Dialogfor-
mat, das der VCI mit Akteuren der Zivilgesellschaft 
praktiziert; vor einigen Jahren gab es ein Vorläufer-
projekt, das den Austausch zwischen Verband und 
Industrie auf der einen und anderen Stakeholdern 
auch und vor allem aus dem Kreis der Umweltver-
bände auf der anderen Seite in Gang bringen sollte. 
Dabei sind aus Sicht der Expert*in des Verbands er-
staunliche Gemeinsamkeiten bei der Frage deutlich 

geworden, ob die chemische Industrie in Deutsch-
land erhalten werden soll.  

Neben der Entwicklung inhaltlicher Positionen und 
der Teilnahme am politischen Diskurs als Lobbyorga-
nisation nach außen hat der VCI auch neue Wege der 
Unterstützung seiner Mitglieder nach innen entwi-
ckelt. Das Thema Energie und Klimaschutz wurde zu 
einem Kernthema des Verbands ausgebaut und wird 
in Ausschüssen und Netzwerken diskutiert. Voraus-
gegangen ist dieser Entwicklung eine Kommunikati-
ons- und Informationspolitik, in der die Mitglieder 
über die Bedeutung des Themas aufgeklärt wurden. 
War der Klimaschutz noch vor einigen Jahren ein 
Thema vor allem für die Großbetriebe der Branche, 
ist er nun auch im Mittelstand angekommen, der die 
große Mehrheit der Mitglieder des Verbands stellt. 
Verantwortlich dafür ist aus Sicht der befragten Ex-
pert*in auch das Brennstoffemissionshandelsgesetz, 
das die Energiepreise auch für die Unternehmen er-
höht hat, die bislang nicht unter den Emissionshan-
del der EU im Rahmen des EU ETS fielen, weil ihre 
Anlagen dafür zu klein waren. Für diese Unterneh-
mensgruppe geht es aber zunächst noch nicht um 
Großinvestitionen für neue Technologien, sondern 
um vielfältige Maßnahmen zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz. Der Verband richtete deshalb Netz-
werke zum Thema Energieeffizienz für diese Unter-
nehmensgruppe ein, damit sie sich untereinander 
austauschen und voneinander lernen können. 

«Was wir als Verband auch ins Leben 
gerufen haben, war vor einigen Jahren 
die Netzwerkbildung für Energieeffizi-
enz, […] damit sich die Unternehmen, 
KMU, die selber gar nicht die nötige 
Manpower, die nötige Expertise haben, 
intensiv mit dem Thema Energie ausei-
nandersetzen, sich in Netzwerken zu-
sammenschließen, wo sie voneinander 
lernen können, und das umsetzen. Das 
ist gut genutzt worden. Das ist sogar 
mehr genutzt worden, als ich am An-
fang gedacht habe. Als wir mit dieser 
Initiative begonnen haben – das war 
auch eine Vereinbarung […] mit dem 
Wirtschaftsministerium […], dass wir 
für solche Netzwerke sorgen –, da wa-
ren nach ein, zwei Jahren locker 150 Un-
ternehmen der chemischen Industrie in 
irgendwelchen Netzwerken. Das ist die 
Unterstützung, die wir für unsere Unter-
nehmen geben können.» (Expert*in 
VCI) 
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Mit Bezugnahme auf die Ergebnisse des bereits er-
wähnten Forschungsprojekts «DoTrans» der Auto-
ren kann schließlich noch ergänzt werden, dass hohe 
Energiepreise, Planungsunsicherheit und langwie-
rige Genehmigungsverfahren für viele Unternehmen 
in der Tat einen Standortnachteil im internationalen 
Wettbewerb bedeuten können, man dieser Heraus-
forderung aber auch pragmatisch begegnen kann. 
So betonten einige der interviewten Unternehmens-
vertreter*innen, dass es unrealistisch sei – in wel-
chem wirtschaftlichen Bereich auch immer –, von 
Planungssicherheit auszugehen oder diese zu for-
dern. Es komme vielmehr darauf an, mit der gegebe-
nen Unsicherheit umzugehen und sich ihr adäquat 
zu stellen. Nur Unternehmen, die sich am schnells-
ten auf verändernde Umweltbedingungen einlassen 
können, würden demnach zukünftig bestehen. Des-
halb übererfüllen einzelne Unternehmen gegenwär-
tig geltende Regularien bei der Einführung neuer 
Produktionstechnologien, um etwaigen Gesetzesän-
derungen einen Schritt voraus zu sein. Dies gilt ins-
besondere für investitionsintensive Anlagen, die 
über mehrere Jahrzehnte Bestand haben müssen 
und nicht umstandslos technisch angepasst werden 
können. Die Notwendigkeit langfristiger und weitrei-
chender Investitionen steht allerdings in einem 
Spannungsverhältnis zu kurzfristigen Gewinninte-
ressen der Shareholder. Wo diese Interessen weni-
ger dominant sind, wie zum Beispiel im Fall von stif-
tungsgeführten Unternehmen, lassen sich proaktive 
Nachhaltigkeitsmaßnahmen im Umkehrschluss ein-
facher durchsetzen. 

6.2 Gewerkschaften und Betriebsräte  

Aufgrund ihrer Organisationsdomänen in den Bran-
chen Energie und Bergbau ist die IG BCE nicht nur 
mit den Folgen der Dekarbonisierung in der chemi-
schen Industrie beschäftigt, sondern befasst sich tra-
ditionell auch mit Fragen der Energieerzeugung und 
der Gewinnung fossiler Rohstoffe. Diese Sektoren 
haben in den letzten Jahrzehnten zahlreiche Trans-
formationen durchlaufen. Dazu zählen die Struktur-
krise des Bergbaus in den 1960er- und 1970er-Jah-
ren, der in den 2000er-Jahren beschlossene Ausstieg 
aus der Steinkohlefinanzierung und -förderung 
ebenso wie der Atomkonsens im Jahr 2002 und der 
neu gestaltete Atomausstieg im Jahr 2012. In all die-
sen Transformationen ging es für die IG BCE um die 
Bewältigung der sozialen Auswirkungen politischer 
Entscheidungen für die Beschäftigten und um recht-
liche oder tarifliche, aber auch betriebliche Lösun-

gen, um einen sozialverträglichen Transformations-
prozess sicherzustellen. Dazu gehörten sowohl Vor-
ruhestandsregelungen als auch Qualifizierungspro-
gramme oder die Einrichtung von Vermittlungsge-
sellschaften, die einen sozialverträglichen Personal-
abbau und einen möglichst weitgehenden Erhalt der 
materiellen Besitzstände in den betroffenen Bran-
chen und Unternehmen garantieren sollten. 

Zwar wiesen diese Transformationen einige Verbin-
dungen zu ökologischen Aspekten auf, doch standen 
ökologische Fragen nicht im Vordergrund der politi-
schen Entscheidungen, sondern vielmehr die Wirt-
schaftlichkeit im Falle der Steinkohleförderung und 
das Risiko nuklearer Katastrophen im Falle des 
Atomausstiegs. Bis zum zweiten Atomausstieg, der 
Energiewende des Jahres 2011, folgte Energiepolitik 
nicht den Maßgaben einer Umweltpolitik, und des-
halb war das Umweltthema bis dahin auch für die IG 
BCE allenfalls von sekundärer Bedeutung. Dies än-
derte sich mit der Energiewende der Bundesregie-
rung, in deren Rahmen erstmals konkrete klimapoli-
tische Zielsetzungen wie die Steigerung des Anteils 
der erneuerbaren Energien am Energieverbrauch 
auf 60 Prozent bis zum Jahr 2050 entwickelt wurden. 
Nicht zufällig fällt in diese Zeit die erste intensivere 
Beschäftigung der IG BCE mit dem Thema in Form ei-
nes Buchs des Gewerkschaftsvorsitzenden Michael 
Vassiliadis (2010), das nicht nur zeitlich einige Paral-
lelen zur Initiative des «Kurswechsels» in der IG Me-
tall durch den damaligen Vorsitzenden Berthold Hu-
ber aufwies (Huber 2010). Zwar ist eine Gewerk-
schaft mehr als ihre Vorsitzenden, doch wird das 
Thema der sozial-ökologischen Transformation vom 
Vorstand des IG BCE und seinem Vorsitzenden ge-
prägt, in dessen Verantwortungsbereich zugleich 
das entsprechende Ressort fällt. Anhand der Bei-
träge und Reden von Vassiliadis lässt sich deshalb die 
Entwicklung von Problemdeutungen und Hand-
lungsstrategien – von Frames der Transformation 
also (Benford/Snow 2000) – der IG BCE gut nach-
zeichnen.  

In seinem Buch bettet Vassiliadis das Thema Ökolo-
gie in den breiteren Kontext eines Fortschrittsbe-
griffs ein, den er als Gegenbegriff zu Shareholder-Va-
lue-Orientierungen oder Personalabbau platziert 
und als Zugewinn an Lebensqualität, Demokratie 
und Bildung zu positionieren versucht. Der Klima-
wandel ist in dieser Lesart neben der Schwächung 
der sozialen Sicherung oder den Problemen des Bil-
dungssystems eine der zentralen Bedrohungen des 
Fortschritts. Eine Kernbotschaft lautet, dass ökologi-
sche Nachhaltigkeit nicht von sozialer Nachhaltigkeit 
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zu trennen sei. «Der politische Versuch, den Fort-
schritt nur auf dem Feld der Ökologie zuzulassen, 
muss scheitern oder in eine Sackgasse führen.» (Va-
ssiliadis 2010: 10) Zugleich aber sei, so lautet eine 
weitere zentrale These des Buchs, der nachhaltige 
gesellschaftliche Fortschritt eng mit dem technologi-
schen Fortschritt verbunden. Der technologische 
Fortschritt ermögliche durch Innovationen und Effi-
zienzverbesserungen ökologischen Fortschritt. 
Schließlich stehe gerade der Industriesektor für gut 
bezahlte Arbeitsplätze, starke Mitbestimmungs- und 
Beteiligungsrechte und durchsetzungsfähige Ge-
werkschaften. Ökonomie, Ökologie und soziale 
Nachhaltigkeit formen deshalb Vassiliadis zufolge 
ein «magisches Dreieck», das zusammen zu denken 
und zu entwickeln sei und in dem nicht eine Kompo-
nente priorisiert werden dürfe. Es ist nach Vassiliadis 
dann die zentrale Aufgabe einer Industriepolitik, den 
technologischen Fortschritt so zu rahmen und zu för-
dern, dass industrielle Entwicklung mit ökologischer 
Nachhaltigkeit und einer Stärkung von Beteiligung, 
Demokratie und sozialer Sicherung verbunden wer-
den kann. Den Gewerkschaften und vor allem der IG 
BCE schreibt er dabei die Aufgabe zu, eine Zukunfts-
debatte anzustoßen, in der die Optionen des Fort-
schritts diskutiert werden. 

Vor allem der Begriff der Industriepolitik sollte sich 
später zum Kernmerkmal der strategischen Positio-
nierung der IG BCE in der Transformationsdebatte 
entwickeln. Im angesprochenen Buch jedoch wurde 
der Begriff inhaltlich kaum definiert; damit blieb of-
fen, wie genau der Einklang von ökologischer, öko-
nomischer und sozialer Nachhaltigkeit erreicht wer-
den könnte. Klar war aber, dass der Fokus auf 
Wachstum und Fortschritt liegen sollte. In einem 
Vortrag auf einer Konferenz zum Thema Grünes 
Wachstum im Jahr 2016 hat der Vorsitzende der IG 
BCE sich deshalb kritisch mit Konzepten einer Post-
wachstumsgesellschaft auseinandergesetzt und das 
dort gezeichnete Bild einer Wirtschaft, die den Res-
sourcenverbrauch reduziert und ihr Wohlstands- 
und Konsumniveau nicht mehr erhöht, kritisiert.  

«Wir sprechen der Wachstumskritik in 
Teilen ihre Berechtigung nicht ab. Sie 
kann aber vor allem eines nicht einlö-
sen. Sie kann ein hohes Lebensniveau, 
eine gute Versorgung mit entsprechen-
den Gütern und Dienstleistungen für die 
Mehrheit der Bevölkerung nicht sichern. 
Eine stagnierende und schrumpfende 
Ökonomie würde zum Verlust guter Ar-
beit führen und die Innovationskraft der 

Wirtschaft insgesamt schwächen.» (Va-
ssiliadis 2016: 6) 

Allerdings, so betont Vassiliadis in diesem Zusam-
menhang, löse auch eine marktradikale und am 
Shareholder Value orientierte Ökonomie diesen An-
spruch nicht ein; deshalb brauche es ein «ökologisch 
reguliertes Wachstumsmodell» (ebd.: 7), das ein 
klima- und sozialverträgliches Wachstum durch 
«marktwirtschaftlich orientierte Steuerungs- und 
Anreizsysteme» fördert. In diesem Rahmen sollten 
nicht nur neue Technologien wie Speichertechnolo-
gien stärker gefördert werden, sondern auch Be-
triebsräte und Beschäftigte aktiv in ökologische Um-
strukturierungsprozesse wie die Energie- und Mate-
rialeffizienz einbezogen werden und den Erhalt gu-
ter Arbeit sicherstellen. 

Einen zentralen Einfluss für die weitere Positionsbe-
stimmung der IG BCE mit Blick auf die Ausgestaltung 
einer Industriepolitik hatte die Mitwirkung in der 
Mitte 2018 von der Bundesregierung eingerichteten 
Kohlekommission, die Empfehlungen zum Ausstieg 
aus der Kohleverstromung entwickeln sollte. Anders 
als die früheren Maßnahmen zur Gestaltung des 
Strukturwandels in der Kohlewirtschaft stand der 
Auftrag der Kohlekommission explizit unter den Vor-
zeichen der Energiewende und damit der ökologi-
schen Transformation. Weil es dabei um durchaus 
zahlreiche Arbeitsplätze in der Kohleförderung ging, 
entstand für die Gewerkschaft damit erstmals expli-
zit die Frage, wie dieses «jobs versus environment 
dilemma» (Räthzel/Uzzell 2011) aufzulösen sein 
könnte.  

In dieser Frage positionierte sich die Gewerkschaft 
zunächst klar für den Erhalt der bestehenden Ar-
beitsplätze. Vor Einrichtung der Kommission plä-
dierte Michael Vassiliadis in einem Interview mit 
dem Deutschlandfunk (Vassiliadis 2017) dafür, den 
Ausstieg aus der Kohleverstromung nicht zu termi-
nieren. Dafür zog er vier Gründe heran: (1) Aufgrund 
der Laufzeit der Genehmigungsfristen würde die 
Kohleverstromung ohnehin bis Mitte der 2040er-
Jahre auslaufen, weil dann die Anlagen aufgrund ih-
res Alters abgeschaltet werden müssten; (2) der Bei-
trag des Kohleausstiegs zum globalen Klimaziel sei 
gering; (3) bei den erneuerbaren Energien sei die 
Frage der Speicherkapazität noch nicht gelöst; und 
(4) mit dem Ende der Kohleverstromung müsste 
auch der Braunkohletagebau schließen und die da-
mit verbundenen Arbeitsplätze gingen verloren. Es 
ging um den Erhalt der rund 15.000 Arbeitsplätze im 



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

28 

Braunkohletagebau und die Vertretung der Beschäf-
tigungsinteressen der in der Branche hoch organi-
sierten Beschäftigten. Wie stark diese Interessen 
waren, zeigte sich in mehreren Protestaktionen, die 
die Gewerkschaft in dieser Phase organisierte.  

 «Am Anfang des Kohleausstiegs gab es 
ja eine Protestaktion in Berlin nach dem 
Motto ‹Wir sind da›. Annalena 
Baerbock war dort als Rednerin eingela-
den. Sie wurde ausgebuht. Da gab es 
auch Plakate mit der Aufschrift ‹Klima 
ist Terrorismus›, [die] Stimmung war 
also sehr hart.» (Expert*in IG BCE) 

Auch viele Betriebsräte der ost- und westdeutschen 
Bergbauunternehmen plädierten für einen länger 
gestreckten Ausstieg. Mit der Einrichtung der Kohle-
kommission war aber klar, dass der Ausstieg aus der 
Kohleverstromung unvermeidlich sein würde. Es 
ging also vor allem um die Fragen des Wie und des 
Wann, nicht mehr um das Ob. Dass die Arbeitneh-
mervertreter*innen in der Kohlekommission dann 
schließlich doch einem fixen Ausstiegstermin zu-
stimmten, lag vor allem daran, dass die Kommission 
einen neuen Ausweg aus dem Dilemma zwischen 
Ökologie und Beschäftigung entwickelt hatte: Eine 
aktive Industriepolitik sollte den ökologischen Struk-
turwandel rahmen und sozial ausgestalten. Diese 
Neuorientierung prägt den Bericht der Kohlekom-
mission, in dem neben der schrittweisen Beendi-
gung der Kohleverstromung bis 2038 – mit Prüfung, 
ob ein Ausstieg bereits in 2035 möglich ist – weitere 
Empfehlungen für einen neuartigen industriepoliti-
schen Rahmen formuliert wurden. Härten für Be-
troffene sollten durch Kompensationen für Strom-
preiserhöhungen abgefedert, Kraftwerksbetreiber 
entschädigt und arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men für die Unterstützung der Beschäftigten mit 
dem Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen ver-
bunden werden; und schließlich sollten Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Zukunftsfähigkeit der be-
troffenen Regionen durch Ansiedlung von For-
schungseinrichtungen, Modernisierung der Digital- 
und Verkehrsinfrastruktur oder die Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren zu steigern. Diese 
Form der Industriepolitik und der damit verbunde-
nen Bereitstellung von Ressourcen für die soziale Be-
wältigung der Transformation wurde für die IG BCE 
zu einem neuen Leitmotiv; sie diente fortan als wich-
tiges Bindeglied zwischen ökologischen Zielen und 
Beschäftigungssicherung. 

«Werden soziale und klimatologische 
Ziele und Strategien explizit verknüpft, 
offenbart sich, dass der abstrakte Ziel-
konflikt zwischen ‹Arbeit und Umwelt› 
im Konkreten häufig ein Konflikt der ge-
sellschaftlichen Ressourcen ist. Die tiefe 
Dekarbonisierung erfordert enorme In-
vestitionen, und die daraus resultie-
rende soziale Umschichtung verlangt 
enorme Kompensationen […]. Damit 
wird auch die Rolle der Industriepolitik 
deutlich: Denn durch die Unterstützung 
und damit den Erhalt einer wettbe-
werbsfähigen Industrie in der Zeit der 
Transformation wird die volkswirt-
schaftliche, finanzielle Grundlage der-
selben Transformation gesichert.» 
(Borgnäs 2021) 

Diese Argumentation wurde wenig später mit dem 
Konzept einer «nachhaltigen Industriepolitik» – so 
der Titel eines von Michael Vassiliadis und Kajsa 
Borgnäs herausgegeben Buchs (2020) – gerahmt. 
Damit war ein grundlegender Positionswechsel der 
Gewerkschaftsspitze verbunden: Die defensive Ver-
teidigungshaltung gegenüber ambitionierten Dekar-
bonisierungszielen wich der Befürwortung einer in-
dustriepolitisch orientierten Transformation.  

Eine wichtige Grundlage dafür bildeten die Thesen 
zu einer «gerechten Energiewende», die in einer 
Studie der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 
(2019) erarbeitet wurden. Die Autor*innen der Stu-
die gehen davon aus, dass eine Dekarbonisierung 
mit den Pariser Klimazielen nicht mehr nur im Ener-
giesektor vorangetrieben werden kann, sondern in 
allen Bereichen der Wirtschaft forciert werden muss 
– und dass es dafür industrie- und technologiepoliti-
sche Weichen zu stellen gilt, die den Prinzipien der 
sozialen Gerechtigkeit und der guten Arbeit ver-
pflichtet sind. Die Autor*innen bündeln diese Strate-
gie einer neuartigen Industriepolitik in mehreren 
Thesen. Dazu gehören unter anderem folgende 
Punkte:  

• die Verbindung von Klimaschutzmaßnahmen 
mit einer gerechten Kostenverteilung, einer lang-
fristigen Strukturpolitik und neuen – und qualita-
tiv guten – Beschäftigungschancen;  

• die Schaffung verlässlicher Rahmenbedingun-
gen für die energieintensive Industrie wie ein 
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langfristiger Carbon-Leakage-Schutz11, EU-weite 
Industriestrompreise, die Förderung neuer 
Schlüsseltechnologien oder die Setzung staatli-
cher Anreize für Investitionen in Umwelttechno-
logien, die nicht kurzfristig wirtschaftlich sind;  

• staatliche Investitionen in Netzausbau, Netz-
stabilität und Versorgungssicherheit der Strom-
netze;  

• die Stärkung regionaler Innovationslandschaf-
ten und der Ausbildung;  

• die Entwicklung eines tragfähigen Steuerungs-
regimes der Energiewende, das Effektivität und 
Kosteneffizienz mit Transparenz, Verteilungsge-
rechtigkeit, dem Verursacherprinzip (wer wenig 
zur Karbonreduzierung beiträgt, muss mehr zah-
len) und Planungssicherheit verbindet;  

• und schließlich eine politische Flankierung 
durch ein breites Spektrum von Akteuren, in das 
sich Gewerkschaften und Arbeitnehmer*innen 
stärker einbringen können.  

Der letzte Punkt ist mit einem expliziten Arbeitsauf-
trag für die Gewerkschaft verbunden: Sie sollen ers-
tens als Innovationtreiber eigenständige Lösungsan-
sätze für die Dekarbonisierung formulieren; zwei-
tens soziale Arbeitsstandards aufrechterhalten und 
die Sozial- und Arbeitspolitik mit der Klimapolitik 
verzahnen; und drittens eine Weiterbildungsoffen-
sive entfachen, die mit einer Modernisierung der in-
ner- und außerbetrieblichen Bildungssysteme ver-
bunden wird. Mit diesen Aufgaben setzte sich die 
Gewerkschaft in den folgenden Jahren auseinander.  

Ein zentrales Moment dieser Entwicklung war die 
Schärfung des eigenen klimapolitischen Profils und 
der kritische Umgang mit der Politik der Bundesre-
gierung. In seiner Rede zur Jahrespressekonferenz 
der IG BCE von 2020 verwies Michael Vassiliadis 
(2020) auf den nach der Roadmap-Studie des VCI 
stark ansteigenden Strombedarf einer klimaneutra-
len Produktion der chemischen Industrie ab Mitte 
der 2030er-Jahre und warf die Frage auf, was bislang 
getan wird, um diesen Bedarf klimagerecht decken 
zu können: 

«Wo soll all der Grünstrom herkom-
men? Das ist genau die Frage, die uns 
umtreibt. Und bei der wir nicht nachlas-
sen werden, Antworten einzufordern. 

_ 
11 Gemeint ist damit die Produktionsverlagerung in andere Länder aus 
Gründen hoher Klimaschutzkosten. 

Bund und Länder haben ein Klimapaket 
geschnürt, dass uns in der Hinsicht ent-
täuscht hat. Sie sehen zu, wie der Aus-
bau der Windkraft schrumpft und 
schrumpft – obwohl sie, vor allem auf 
hoher See, die einzige alternative Ener-
giequelle mit großem Potenzial ist […]. 
Warum uns das als Gewerkschaft be-
schäftigt? Weil wir mindestens mittel-
fristig Hunderttausende guter Industrie-
jobs in Gefahr sehen, wenn wir hier zu 
Lande keine sichere und bezahlbare 
Versorgung mit ausreichend CO₂-freiem 
Strom sicherstellen können.» (Vassilia-
dis 2020) 

Diese Forderung aktualisierte der Gewerkschafts-
vorsitzende in seiner Rede zum 1. Mai 2021, so zi-
tiert in einer Mitteilung der IG BCE. Dort bezeichnete 
er das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Kli-
maschutzgesetz als Weckruf für die Politik und ver-
wies darauf, dass bislang allein der mit der IG BCE 
verhandelte Kohlekompromiss einen detaillierten 
Pfad für die Reduktion von CO₂ definiert habe.  

«Deutschland und Europa bräuchten 
dringend ein Konzept, wie der Umbau 
zu einer CO₂-freien Wirtschaft mit ei-
nem Modernisierungs- und Investitions-
schub für den Industriestandort einher-
gehen und Gute Arbeit der nächsten Ge-
neration schaffen könne. Das muss das 
gleichberechtigte Ziel sein, eingebettet 
in eine Strategie, wie die Klimaziele 
schnell und tatsächlich zu erreichen 
sind.» (IG BCE 2021) 

Die Position der IG BCE konkretisierte Michael Vassi-
liadis in einem Thesenpapier, das er zusammen mit 
dem Grünen-Politiker Anton Hofreiter verfasste 
(Hofreiter/Vassiliadis 2021). Darin äußern die Auto-
ren die Überzeugung, dass sich der Erfolg der Trans-
formation daran bemesse, Industriearbeit und in-
dustrielle Wertschöpfung in Deutschland und Eu-
ropa zu erhalten, und dass dafür politische Gestal-
tung und Unterstützung nötig seien, die Beschäfti-
gungsperspektiven und demokratische Beteiligung 
sicherstellen müssen. Diese Einschätzung präzisie-
ren die Autoren in sechs Thesen. Demnach 

• seien Klima- und Beschäftigungsziele gleichran-
gig; neben Pfaden zur Klimaneutralität müsse 
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deshalb eine aktive Industriepolitik die Moderni-
sierung der Standorte fördern und den absehba-
ren Re- und Weiterqualifizierungsbedarf durch 
eine Qualifizierungsgarantie absichern; 

• müsse die aktive Industriepolitik klimaneutrale 
Technologien in der Entwicklung und in der 
Markteiführung unterstützen, verbunden mit ei-
nem wirksamen und nachvollziehbaren CO₂-Preis 
und der zuverlässigen Verfügbarkeit erneuerba-
rer Energie zu wettbewerbsfähigen Preisen; 

• sollte die Transformation mit Schutzmaßnah-
men für Unternehmen und Beschäftigte einher-
gehen, vor allem mit Blick auf mögliche Wettbe-
werbsnachteile durch international unterschied-
liche CO₂-Preise; 

• bedürfe es eines beschleunigten Ausbaus er-
neuerbarer Energien mit deutlich höheren Aus-
baumengen für Wind- und Solarenergie; 

• sollten Initiativ- und Mitbestimmungsrechte in 
Fragen der Personalentwicklung und der Verbes-
serung der Klimabilanz gesetzlich verankert wer-
den, ebenso wie eine Ausweitung der Unterneh-
mensmitbestimmung auf Unternehmen ab 1.000 
Beschäftigten und die Einführung eines Schlich-
tungsverfahrens bei Abstimmungsgleichheit im 
Aufsichtsrat; 

• seien neue Wege des Dialogs und des Interes-
senausgleichs im politischen Raum und in der Zi-
vilgesellschaft zu entwickeln, die es ermöglichen, 
gemeinsame Lösungen für Probleme zu suchen 
(ebd.). 

Einen weiteren Akzent für die Entwicklung einer 
Transformationsstrategie setzte die IG BCE durch die 
Forderung nach einem Transformationsfonds. Aus-
gangspunkt dafür war ein Gutachten, das die Stif-
tung Arbeit und Umwelt zusammen mit dem Institut 
für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) 
erstellt hat (Stiftung Arbeit und Umwelt der IG 
BCE/IMK 2021). Die Autor*innen des Gutachtens be-
tonen die Probleme mangelnder Rentabilität klima-
neutraler Technologien und unzureichender Aus-
stattungen der Unternehmen mit Eigenkapital und 
schlagen als Lösung die Schaffung eines schuldenfi-
nanzierten Transformationsfonds in Höhe von 120 
Milliarden Euro vor, der Beteiligungen des Bundes 
mit Blick auf klimafreundliche Technologien, Pro-
duktionsprozesse und Produkte bündelt und rendi-
teorientierte Großinvestitionen in den Industriesek-
toren fördern soll. Durch die Beteiligung könne dem-

nach der Bund an den Renditen partizipieren, ein Be-
teiligungsvermögen aufbauen und es vermeiden, 
Kosten zu sozialisieren und Gewinne zu privatisie-
ren. Zugleich könnte er somit die Umsetzung der Kli-
maziele beeinflussen und eine Beteiligung der Ge-
werkschaften einfordern. 

Damit standen die Grundpfeiler des industriepoliti-
schen Transformationskonzepts, das die IG BCE seit 
dem Kohlekompromiss schrittweise erarbeitet hat: 
der Ausbau erneuerbarer Energien und der dazuge-
hörigen Infrastrukturen, konsequente CO₂-Beprei-
sung und konkurrenzfähige Strompreise, die Förde-
rung von Innovationen und Investitionen, die Unter-
stützung von Beschäftigungssicherung und Qualifi-
kationsanpassungen sowie die Erweiterung der Mit-
bestimmungs- und Beteiligungsmöglichkeiten von 
Interessenvertretungen und Beschäftigten. Dies er-
fordert freilich erhebliche Investitionsanstrengun-
gen des Staates als industriepolitischem Akteur, die 
aus Sicht der Gewerkschaft für den Erhalt der Indust-
rieproduktion in Deutschland unabdingbar sind.  

«Die Grundstory von uns ist, die Techno-
logien sind grundsätzlich da. Aber sie 
sind teurer. Nachhaltige nicht fossile 
Technologien sind teurer als fossile. Und 
diese Kosten können Unternehmen im 
harten Wettbewerb nicht tragen – und 
auch die Arbeitnehmer nicht. Die Gesell-
schaft muss, wenn man die Klimaziele 
umsetzen will, diese Kosten tragen, zu-
mindest in Teilen. Das ist eine Kosten-
frage, und dafür braucht man Konzepte, 
nicht nur Forschungsförderung, son-
dern auch Markteintrittsförderung. Und 
man braucht die Infrastruktur: erneuer-
bare Energien, Wasserstoff, Netze. Das 
ist die Aufgabenteilung. Die Technolo-
gien sind da, die Unternehmen sind be-
reit, die Arbeitnehmer wollen das, weil 
sonst die hochwertigen Produktionsket-
ten nach China gehen. Aber dafür muss 
die Gesellschaft die Kosten tragen und 
Infrastruktur bereitstellen.» (Expert*in 
IG BCE) 

Die Industriepolitik steht insgesamt bislang im Fokus 
der Transformationsstrategie der IG BCE. Auf der be-
trieblichen Ebene bei den Betriebsräten ist das 
Thema deutlich weniger präsent und kaum Gegen-
stand ihrer Mitbestimmungspolitik. Dies liegt zu-
nächst einmal daran, dass die Rahmenbedingungen 
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der Transformation aktuell auf Industrieebene be-
stimmt werden und sie in den Betrieben noch wenig 
Niederschlag gefunden haben. Wie erste Ergebnisse 
des DoTrans-Projektes nahelegen, ist darüber hinaus 
die Kenntnis über die technologischen und betriebs-
wirtschaftlichen Implikationen des Klimawandels in 
den Betrieben noch unzureichend. Im Vergleich zur 
Digitalisierung ist dieses Kompetenzdefizit im Fall 
der Dekarbonisierung allerdings deutlich stärker 
ausgeprägt. Insgesamt können die Betriebe weniger 
Maßnahmen ergreifen, um dieses Defizit zu kom-
pensieren: Vielfach existieren in den Unternehmen 
zum einen noch keine eigenständigen Unterneh-
menseinheiten, die sich mit diesen Fragen beschäf-
tigten und mit denen sich die Betriebsrät*innen aus-
tauschen könnten (es wird immer wieder darauf hin-
gewiesen, dass die Dekarbonisierungsexpertise auf 
einzelne Personen beschränkt ist), zum anderen 
seien auch die diesbezüglichen Angebote aufseiten 
der IG BCE und der externen Berater*innen noch rar. 
Ein*e Betriebsratsvorsitzende*r, die bzw. der im 
Rahmen des DoTrans-Projektes interviewt wurde, 
bringt das mangelnde Wissen hinsichtlich der Dekar-
bonisierung wie folgt auf den Punkt: 

«Wir machen da nichts selbstständig 
[…], weil wir im Prinzip keine Ahnung 
davon haben. Das ist so. Wir müssen 
uns auf die Aussagen von denen verlas-
sen, die uns das vorstellen […] und er-
klären […]. Es gibt viele Dinge, da 
braucht man ein Studium für, und das 
haben die wenigsten von uns. Was nutzt 
mir ein Maschinenbaustudium, wenn 
da irgendeiner mit irgendwelchen Ener-
giesachen ankommt, die mehr ins Elekt-
ronische oder sonst wo reingehen. Das 
ist schon eine ganz andere Hausnum-
mer. Wir müssen uns auf das verlassen, 
was uns da erzählt wird.» (Betriebsrats-
vorsitzende*r) 

Insgesamt lassen sich im Anschluss an das For-
schungsprojekt «DoTrans» drei Umgangsweisen der 
Betriebsrät*innen mit der sozial-ökologischen 
Transformation unterscheiden: 

1. Verteidigungshaltung: Aussagen von Betriebs-
rät*innen, die diesem Typus entsprechen, haben als 
primäres Ziel insbesondere die Verhinderung von 
(weiterem) Stellenabbau bzw. das Aufstellen eines 
angemessenen Sozialplans, wenn der Stellenabbau 
bereits beschlossen ist. 

2. Proaktive Haltung «Wirtschaftlichkeit»: Mit 
Aussagen dieses Typs adressieren Betriebsrät*innen  
die Zukunftsfähigkeit des Unternehmens und damit 
verbunden eine Einflussnahme auf Investitionsent-
scheidungen als Ziel des Betriebsrates. 

3. Proaktive Haltung «Arbeits- und Beschäfti-
gungsfähigkeit»: Im Vergleich zum vorherigen Typ 
zielt die artikulierte Proaktivität nicht auf das Ge-
samtunternehmen und dessen Konkurrenzfähigkeit 
ab, sondern auf die Arbeits- und Beschäftigungsfä-
higkeit der Belegschaften. Benanntes Ziel ist vor al-
lem die Verbesserung der Qualifikation und der Ge-
sundheitsschutz der Arbeitnehmenden. 

6.3 Gemeinsame Initiativen der Verbände 

Die IG BCE und der VCI als Wirtschaftsverband pfle-
gen eine enge inhaltliche Kooperation bei der Aus-
richtung der Klima- und Energiepolitik. In diesem Po-
litikfeld findet sich nach Aussage der Expert*in des 
VCI die intensivste Zusammenarbeit mit der Gewerk-
schaft. Zwischen den Verbänden besteht demnach 
ein permanenter Austausch. Dabei geht es weniger 
darum, gemeinsam Positionen zu entwickeln; viel-
mehr formulieren die beiden Organisationen ihre je-
weiligen Positionen getrennt voneinander, tauschen 
sich aber darüber aus und vergleichen sie. Zumeist 
zeigt sich ein hohes Maß an Übereinstimmung, das 
sich auf einer Schnittmenge gemeinsamer Interes-
sen der Verbände gründet. 

«Das liegt an den gemeinsamen Inte-
ressen. In den Positionen weisen wir 
kaum Unterschiede auf […]. Es ist nicht 
so, dass wir die Dinge gemeinsam ent-
wickeln, sondern wir legen die Dinge ne-
beneinander, die wir haben, und erken-
nen dann, da passt ja wirklich kaum et-
was dazwischen […]. Und daraus entwi-
ckeln wir dann gemeinsame Dinge, ge-
rade im Energie- und Klimabereich. Da 
unterscheiden wir uns gerade in der 
Chemie auch noch einmal von anderen 
Industrien […]. Wobei es für mich fast 
eine Selbstverständlichkeit ist, wenn ich 
für bestimmte Dinge mein Pendant bei 
der IG BCE anrufe und sage: ‹Wie sehen 
Sie das? Können wir da gegebenenfalls 
etwas gemeinsam machen?› Das ist 
eine ganz hervorragende Zusammenar-
beit.» (Expert*in VCI) 
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Jüngst wurde in diesem Rahmen ein gemeinsames 
Strategiepapier von VCI und IG BCE für den Wasser-
stoffrat entwickelt, der vom Bundeswirtschaftsmi-
nisterium im Rahmen der Wasserstoffstrategie des 
Bundes eingerichtet wurde (IG BCE/VCI 2020) und in 
den beide Verbände Vertreter*innen entsenden, im 
Fall der Gewerkschaft der Vorsitzende Michael Vas-
siliadis. Darin bekennen sich VCI und IG BCE zu den 
Zielen der Treibhausgasneutralität in Verbindung 
mit industriellem Wachstum und guter Arbeit als Ba-
sis des gesellschaftlichen Wohlstands. Eine treib-
hausgasarme Wasserstoffwirtschaft benennen sie 
als zentrale Vorbedingung für die Dekarbonisierung 
der chemischen Industrie. Folgende Punkte heben 
sie dabei unter anderem hervor:  

• Angesichts der Annahme einer Versiebenfa-
chung des Wasserstoffbedarfs in der chemischen 
Industrie bis 2050, der insbesondere für die 
Naphta-Synthese entstehen wird, plädieren die 
Verbände für eine technologieoffene Betrach-
tung neuer Verfahren, die sich an ihrem CO₂-Ab-
druck bemessen sollte;  

• Zwar seien dabei internationale Kooperation 
und Importe wichtig, doch sollten diese so gestal-
tet werden, dass es nicht zu einer Abwanderung 
von Wertschöpfungsstufen kommt;  

• IG BCE und VCI betonen, dass der Ausbau der 
Wasserstoffwirtschaft nur mit einem forcierten 
Ausbau der erneuerbaren Energien und der Infra-
struktur gelingen könne; zudem sind aus Sicht 
der Verbände die in der Wasserstoffstrategie ge-
planten Elektrolysekapazitäten nicht ausrei-
chend; 

• Weil auch für Wasserstoff eine Transportinfra-
struktur entwickelt werden muss, fordern sie 
eine integrierte Planung der Netze für Strom, Gas 
und Wasserstoff; 

• Als Finanzierungsinstrument für Investitionen 
sowohl der Wasserstofferzeuger als auch der in-
dustriellen Umsetzung empfehlen sie Contracts 
for Difference, deren genaue Ausgestaltung noch 
zu bestimmen sei; 

• Insgesamt plädieren IG BCE und VCI für eine 
Verdoppelung der in der Wasserstoffstrategie 
der Bundesregierung als Ziel bis 2030 anvisierten 
fünf Gigawatt Gesamtleistung, um die Importab-
hängigkeit zu reduzieren. Zudem regen die Ver-
bände eine rasche Umsetzung der in der Wasser-
stoffstrategie vorgesehenen Dialogformate an 

und schlagen vor, dazu Synergien mit der Platt-
form Chemistry4Cimate des VCI zu nutzen (ebd.). 

Diese Form der inhaltlichen Kooperation der Ver-
bände in politischen Entscheidungsprozessen ist auf-
grund der zentralen Rolle der politischen Steuerung 
im ökologischen Transformationsprozess von kaum 
zu überschätzender Bedeutung für die Gestaltung 
der Rahmenbedingungen der industriellen Dekarbo-
nisierung. Ein weiterer wichtiger Schritt auf diesem 
Weg folgte im Juli 2021 mit dem «Handlungspakt 
Chemie- und Pharmastandort Deutschland», den 
VCI, BAVC und IG BCE mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft vereinbarten. Darin sicherten die ge-
nannten Akteure zu, sich gemeinsam dafür einzuset-
zen, «die Weichen für eine nachhaltige Wettbe-
werbsfähigkeit des Chemie- und Pharmastandorts 
Deutschlands zu stellen» (BMWi et al. 2021: 1), und 
benennen folgende Maßnahmen:  

• die Stärkung von Innovationen (z. B. durch An-
stieg der staatlichen Ausgaben für FuE oder Ein-
richtung von Wagniskapitalfonds), die Mobilisie-
rung von Fachkräften (durch eine Bildungs- und 
Qualifizierungsoffensive), die Stärkung des Mit-
telstands (u. a. durch Beschleunigung von Geneh-
migungsverfahren oder Stärkung der Datensi-
cherheit), die Gewährleistung einer leistungsfähi-
gen Infrastruktur sowie der Abbau von Handels-
barrieren;  

• Verzahnung mit der Europäischen Industrie-
strategie und Erprobungs- und Demonstrations-
projekte zum Beispiel durch Reallabore und öf-
fentlich geförderte Forschungsprojekte;  

• Entlastungen der Industrie zum Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit (wie der Fortbestand der 
EEG-Zulage oder Strompreiskompensationen), 
Maßnahmen zur Steigerung der Kosteneffizienz 
des EEG und Absenkung der Umlage, Förderpro-
gramme für Effizienzsteigerungen oder Ausbau 
der Wasserstoffinfrastruktur; 

• Einflussnahme auf die europäische Chemikali-
enstrategie; 

• Stärkung der Pharmaindustrie durch Steige-
rung der Resilienz der Wertschöpfungsketten 
und Förderung von Innovationen; 

• ein offener und ergebnisorientierter Dialog in 
regelmäßigen Fachgesprächen und ein Monito-
ring der industriellen Entwicklung und der indust-
riepolitischen Maßnahmen (ebd.: 1 f.).  
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Der Handlungspakt zeigt die Bedeutung der Verbän-
dekooperation für die Entfaltung politischer Initiati-
ven als Branche. Neben diesen politischen Aktivitä-
ten existiert aber auch eine nach innen und auf die 
Chemieunternehmen gerichtete Kooperation, die 
Nachhaltigkeitsinitiative «Chemie³», die im Jahr 
2019 gemeinsam von VCI, BAVC und IG BCE angesto-
ßen wurde. Diese Initiative zielt auf die Stärkung der 
Nachhaltigkeitsaktivitäten der Unternehmen der 
chemischen Industrie. Vorbild dafür sind die Prakti-
ken der Corporate Social Responsibility in den Groß-
unternehmen der Branche, die im Rahmen der Initi-
ative systematisiert und als Leitbild für alle Unter-
nehmen der Branche verankert werden sollen. So 
formuliert die Initiative programmatisch: 

«Nachhaltigkeit ist der Dreiklang aus 
wirtschaftlichem Erfolg auf Basis von In-
novationen und wettbewerbsfähigen 
Rahmenbedingungen, dem Schutz von 
Mensch und Umwelt durch umwelt-
freundliche Produkte und Verfahren, 
hohe Sicherheitsstandards und Produkt-
verantwortung sowie gesellschaftlicher 
und sozialer Verantwortung auf dem 
Fundament der sozialen Marktwirt-
schaft und der Chemie-Sozialpartner-
schaft. Wir setzen uns dafür ein, Ökono-
mie, Ökologie und Soziales immer zu-
sammenzudenken.» (BAVC et al. 2013: 
2)  

Dazu entwickelten die Verbände im Rahmen der Ini-
tiative zwölf Leitlinien, die an die globalen Nachhal-
tigkeitsziele der Vereinten Nationen anknüpfen und 
in deren Zentrum langfristig orientiertes wirtschaft-
liches Handeln, der Schutz von Mensch und Umwelt 
sowie soziale Verantwortung der Unternehmen ge-
genüber der Gesellschaft und als Ausdruck des Be-
kenntnisses zu sozialer Marktwirtschaft und Sozial-
partnerschaft stehen. Ihre Spannbreite reicht von 
nachhaltigen Investitionen und Innovationen über 
die Sicherung guter Arbeit durch Qualifizierung und 
familienfreundliche Arbeitsgestaltung bis hin zum 
Schutz der Umwelt und Ressourceneffizienz. Diese 
Leitlinien wurden in insgesamt 40 Fortschrittsindika-
toren übersetzt, anhand derer die Verbesserungen 
der Nachhaltigkeit messbar gemacht werden sollen. 
Diese Indikatoren erheben die Verbänden und ent-
wickeln daraus dann Roadmaps entwickelt, die 
Handlungsbedarfe aufzeigen und konkrete Maßnah-
men definieren.  

Neben diesem Monitoring von Indikatoren im Rah-
men von Fortschrittsberichten setzt die Initiative auf 
eine Reihe von Veranstaltungen und Informations-
formaten, mit denen die Unternehmen unterstützt 
werden sollen, selbst aktiv zu werden. Dazu zählen 
Webinare zur «Nachhaltigkeit in der Unternehmen-
spraxis», Fachveranstaltungen für die Unterneh-
menspraktiker*innen und die Entwicklung von 
Nachhaltigkeitschecks, die von den Unternehmen 
zur Überprüfung ihrer Nachhaltigkeitsaktivitäten ge-
nutzt werden können. Aus Sicht der Expert*in des 
VCI sind auf diesem Weg gute Fortschritte erzielt 
worden, insbesondere mit Blick auf die Einbeziehung 
der KMU, für die Nachhaltigkeitsaktivitäten zuvor 
nicht auf der Agenda standen. 

«Chemie³, da erfolgt eine kräftige Akti-
vität. Ich bin da immer involviert, wenn 
es um Energie- und Klimathemen geht. 
Da sind Leitfäden entwickelt worden für 
Nachhaltigkeitsdinge, momentan ge-
rade einer für Kreislaufwirtschaftsfra-
gen, [in denen] Praxisbeispiele gesam-
melt werden, um am Ende Leitfäden für 
die Unternehmen herauszugeben: […] 
Das sind positive Beispiele. Und es gibt 
ständig Webinare und andere Veran-
staltungen. Das ist für die Unternehmen 
auch relevant. Ich habe den Eindruck 
gewonnen, dass das inzwischen auch 
bei dem letzten kleineren Unternehmen 
angekommen ist […]. Das war ja der 
Grund, warum wir diese Nachhaltigkeit-
schecks auch für kleinere Unternehmen 
entwickelt und […] unterstützt haben, 
dass die dort durchgeführt werden kön-
nen. Das wurde dann tatsächlich von 
vielen aufgenommen. Wir haben das 
auch als Verband unterstützt und die 
ersten Checks dieser Art gesponsert, um 
das Ganze ins Laufen zu bringen.» (Ex-
pert*in VCI) 

Schließlich gehören auch die oben zitierten neuen 
Dialogformate wie die Plattform Chemistry4Climate 
in den Bereich gemeinsamer Aktivitäten zwischen 
Wirtschafts- und Arbeitsgeberverbänden und der IG 
BCE. Denn auch die Gewerkschaft nimmt aktiv an 
den Diskussionen in den Arbeitsgruppen der Platt-
form teil. Doch werden zugleich die engeren Gren-
zen der Arbeitsbeziehungen auf dieser Plattform 
überschritten, weil sie weitere politische und zivilge-
sellschaftliche Akteure und NGOs – in Form mehre-
rer Umweltverbände – einbezieht. Die Interaktionen 
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zwischen Umweltverbänden und den Interessenver-
bänden von Kapital und Arbeit werden nun abschlie-
ßend beleuchtet. 

6.4 Nichtregierungsorganisationen 

Die Umweltverbände spielen eine wichtige Rolle im 
Transformationsdiskurs der chemischen Industrie. 
Ihre Aktivitäten in der chemischen Industrie began-
nen, als in Folge der Umweltkonferenz in Rio de 
Janeiro erste Klimaziele formuliert und erste Ansätze 
einer politischen Regulierung von Emissionen und 
Energieerzeugung entwickelt wurden. Seit dieser 
Zeit steht – freilich neben anderen Branchen – die 
chemische Industrie als energieintensive Branche im 
Fokus der Forderung der NGOs nach Klimaschutz. 
Wenig überraschend plädieren die Umweltverbände 
traditionell für einen deutlich schnelleren und 
grundlegenderen Transformationsprozess als die In-
teressenverbände von Kapital und Arbeit, nicht zu-
letzt, weil sie weniger Rücksicht auf wirtschaftliche 
Interessen oder Fragen der sozialen Nachhaltigkeit 
nehmen müssen. In diesem Bestreben lassen sich 
deutlich zwei Phasen der Interaktion mit den traditi-
onellen Verbänden unterscheiden, die mit den oben 
nachgezeichneten Entwicklungsphasen der Gewerk-
schaft und des Wirtschaftsverbands korrespondie-
ren.  

Die erste Phase zeichnete sich durch Konflikte über 
Zielsetzungen und Geschwindigkeit des Klimaschut-
zes aus. Diese Konflikte brachen erstmals offen in 
den Diskussionen über die Einführung des Emissi-
onshandels aus. Der institutionelle Rahmen dafür 
war die «Arbeitsgemeinschaft Emissionshandel», 
die zu Beginn der 2000er-Jahre von der damaligen 
rot-grünen Bundesregierung unter Regie des Um-
weltministeriums eingerichtet worden war und in 
die Vertreter*innen der Bundesregierung, der Wirt-
schaft sowie Umweltverbände einbezogen waren. 
Das erklärte Ziel der Arbeitsgemeinschaft war die Er-
arbeitung eines Konsenses zur Entwicklung eines 
deutschen Emissionshandels als Teil des zukünftigen 
europäischen Emissionshandels, den Umweltver-
bände als wichtiges ökonomisches Instrument im 
Kampf gegen den Klimawandel einstuften. Die Um-
weltverbände, die von Germanwatch und dem WWF 
repräsentiert wurden, traten nach einem Jahr aus 
der Arbeitsgemeinschaft aus. Anlass dafür war eine 
Sitzung, in der aus ihrer Sicht «die BASF, der Verband 
der Chemischen Industrie (VCI) und einige andere 
Unternehmen» deutlich gemacht hatten, dass sie ei-
nen europäischen Emissionshandel verhindern woll-
ten (Germanwatch 2001). Kurz zuvor hatte der VCI 

eine Anzeige gegen den Emissionshandel in den Me-
dien geschaltet, und eine Unternehmensgruppe um 
die BASF hatte einen Brief an den Bundeskanzler mit 
der Bitte geschrieben, sich gegen den europäischen 
Emissionshandel einzusetzen. 

Am Ende wurde der europäische Emissionshandel 
trotz des Widerstands der Wirtschaftsverbände ein-
geführt. Allerdings war er deshalb aus Sicht der Um-
weltverbände noch lange keine Erfolgsgeschichte. 
Im Gegenteil, nach Einschätzung einiger NGOs 
diente der Emissionshandel zunächst weit mehr als 
profitable Einnahmequelle für die Unternehmen 
statt als Instrument zur Reduzierung von CO₂-Emis-
sionen. Die Verbände konnten dabei auf eine Studie 
der britischen Non-Profit-Organisation Sandbag Cli-
mate Campaign (heute Ember) als empirische 
Grundlage verweisen, die zusammen mit den NGOs 
BUND und Germanwatch veröffentlicht wurde. Vor 
allem in der zweiten Handelsperiode ab 2008 hatte 
demnach die Bundesregierung die Unternehmen mit 
überschüssigen Handelszertifikaten ausgestattet; 
laut der Studie hatten bis 2010 die zehn größten 
deutschen Profiteure des Emissionshandels, darun-
ter Thyssen-Krupp oder die BASF, CO₂-Zertifikate im 
Wert von 800 Millionen Euro akkumuliert (German-
watch 2011). Es wurden der Studie zufolge mehr Zer-
tifikate emittiert als Kohlendioxid. Die NGOs forder-
ten daraufhin, die Effizienz des Systems zu erhöhen 
und endlich ambitionierte Klimaziele zu formulieren. 

«Die Politik darf den Drohgebärden der 
Industrie keinen Glauben mehr schen-
ken. Es ist an der Zeit, den Emissions-
handel effizienter zu machen und Un-
ternehmen deutlich mehr Anreize zu ge-
ben, ihren eigenen Energieverbrauch zu 
reduzieren. Dafür muss dringend das 
CO₂-Minimierungsziel der EU von 20 auf 
mindestens 30 Prozent bis 2020 ange-
hoben werden.» (Ebd.) 

Im Jahr 2015 veröffentlichte Germanwatch zusam-
men mit der neu gegründeten NGO Influence Map 
und Lobby Control erstmals eine «Influence Map», 
in deren Rahmen die Lobby-Aktivtäten von Indust-
rieunternehmen und Verbänden mit Blick auf den 
Klimaschutz untersucht wurden. Der zentrale Be-
fund der Studie lautet, dass unter den 100 größten 
Unternehmen weltweit 45 Prozent aktiv Gesetze 
zum Klimaschutz bekämpfen und 95 Prozent der 
Mitglieder in Unternehmensverbänden versuchen, 
Klimaschutzgesetze zu verhindern. Als größte Klima-
schutzblockierer in Deutschland wurden der VCI als 
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Wirtschaftsverband und BASF als Unternehmen na-
mentlich genannt. Dazu kommentierte German-
watch: 

«Seit Jahrzehnten blockiert BASF direkt 
und durch den Lobbyverband VCI ambi-
tionierte Gesetze und Ziele für den Kli-
maschutz […]. Ob Wärmenutzungsver-
ordnung, ökologische Steuerreform, 
Emissionshandel – immer spielte BASF 
eine Schlüsselrolle dabei, die Gegner zu 
organisieren.» (Germanwatch 2015a) 

Aber auch die Beziehungen zwischen der IG BCE und 
den Umweltverbänden gestalteten sich zeitweise 
konfliktreich. Hier drehten sich die Konflikte aller-
dings nicht um die chemische Industrie, sondern um 
die Kohlepolitik und den Kohleausstieg. Bereits ei-
nige Jahre vor der Einsetzung der Kohlekommission 
kam es zu einem Streit zwischen der IG BCE und 
Greenpeace, der in einem offenen Brief der IG BCE 
und einer öffentlichen Antwort der NGO gipfelte. 
Ausgangspunkt dafür war das «Schwarzbuch Kohle-
politik», das Greenpeace im Frühjahr des Jahres 
2013 veröffentlicht hatte. Darin wurde der «Kohle-
Filz» angeprangert und neben Politiker*innen auch 
Gewerkschaftsvertreter*innen persönliche Berei-
cherung und Interessenpolitik für Konzerne vorge-
worfen, konkret mit Blick auf ihren Sitz in Aufsichts-
räten und ihre Aufsichtsratstantiemen. In dem offe-
nen Brief wies die IG BCE darauf hin, dass die Auf-
sichtsratstantiemen zu 90 Prozent an die Hans-Böck-
ler-Stiftung des DGB abgeführt würden, und ver-
wahrte sich dagegen, die demokratisch legitimierte 
Aufsichtsratsmitbestimmung zu diskreditieren (IG 
BCE 2013). Zugleich kündigte die Gewerkschaft an, 
den Dialog mit anderen Umweltverbänden weiter-
führen zu wollen. In einer Antwort auf diesen Brief 
erwiderte Greenpeace, dass die Aufsichtsratsvergü-
tungen auch dann zu «Verbindlichkeiten und Befan-
genheiten» führen würden, wenn sie in größeren 
Teilen abgeführt werden. Zugleich kritisierte die 
NGO die personellen Vernetzungen in einem Ge-
flecht von Politik und Wirtschaft, in die auch Ge-
werkschafter*innen einbezogen wären (Greenpeace 
2013). 

Sachlicher war die Kritik, die mehrere Umweltver-
bände im Jahr 2015 an die Gewerkschaften IG BCE 
und ver.di als wichtigste Gewerkschaften des 
Stromsektors formulierten; hierin verteidigten sie 
die damalige Entscheidung der Bundesregierung, 
von Braunkohlekraftwerken einen zusätzlichen Kli-
maschutzbeitrag einzufordern. Die Gewerkschaften 

hatten dies als Menetekel einer Schließung der 
Braunkohlekraftwerke und des Braunkohletagebaus 
kritisiert. Demgegenüber verwiesen die Verbände 
darauf, dass dies nur die Kraftwerke mit den stärks-
ten Emissionen beträfe und nicht als Ausstiegsszena-
rio zu verstehen sei. Dennoch betonten sie die Un-
ausweichlichkeit des Strukturwandels und forderten 
die Gewerkschaften auf, diesen mitzugestalten statt 
ihn zu blockieren (Germanwatch 2015b).  

Diese Frontlinien waren später auch in der Kohle-
kommission unverkennbar, in der die einbezogenen 
Umweltverbände auf einen möglichst frühen Aus-
stiegstermin und möglichst ambitionierte Ziele für 
die Emissionsreduzierung drängten (eine eingehen-
dere Analyse bei Beer et al. 2021). Der dann in der 
Kommission erzielte Kompromiss zeigte jedoch, dass 
Gewerkschaft und NGOs bereit und in der Lage wa-
ren, aufeinander zuzugehen; die Gewerkschaft ak-
zeptierte einen verbindlichen Ausstiegstermin und 
die Verbände die zeitliche Streckung des Ausstiegs. 
Doch der Konsens blieb fragil. Dies zeigte sich nur 
wenige Wochen nach der gesetzlichen Umsetzung 
des Kompromisses am Konflikt um die Ankündigung 
von RWE, die Abschaltungsziele nicht einzuhalten. In 
dieser Situation intervenierten mehrere Umweltver-
bände und pochten darauf, dass die bis 2022 anvi-
sierte Abschaltung von 3.000 Megawatt Leistung aus 
zwei Braunkohlekraftwerken des Konzerns in Nord-
rhein-Westfalen auch eingehalten werden müsse 
und man ansonsten von dem Kompromiss zurück-
treten würde. Auch die Forderung nach einem 
früheren Ausstieg hielt die NGO aufrecht. 

Mit Blick auf die chemische Industrie hingegen ver-
änderten sich die vormals angespannten Bezie-
hungsmuster zwischen NGOs und den Verbänden 
von Kapital und Arbeit. Hier lässt sich von einer 
neuen Interaktionsphase sprechen. Eine zentrale 
Voraussetzung dafür war die strategische Neuorien-
tierung der Verbände: die Akzeptanz der Klimaneut-
ralität der Industrie als Zielvorgabe und die Suche 
nach Wegen, diese Zielvorgabe unter Bewahrung 
der industriellen Strukturen, der Profitabilität der 
Unternehmen und – so die Position der IG BCE – der 
Beschäftigung, guter Arbeitsbedingungen und star-
ker Mitbestimmungsstrukturen zu erreichen. Dies 
war die inhaltliche Grundlage für eine Neuausrich-
tung des Dialogs.  

Hinzu kam, dass der VCI als neue organisatorische 
Grundlage neue Dialogformen mit den NGOs initi-
ierte. Den Startpunkt dafür bildete der oben ange-
sprochene «Stakeholder-Dialog Dekarbonisierung», 
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der im Sommer 2017 startete und an dem German-
watch, WWF, BUND und NABU beteiligt waren. Ger-
manwatch fasste das Ergebnis dieser Diskussionen 
durchaus optimistisch zusammen:  

«Der vom VCI initiierte ‹Stakeholder-Di-
alog Dekarbonisierung› […] empfiehlt in 
seinem ersten Bericht […] unter ande-
rem die Nachfragestärkung von klima-
neutralen Produkten der chemischen In-
dustrie durch eine Weiterentwicklung 
der öffentlichen Beschaffung (Green 
Public Procurement). Zudem sollen EU, 
Bund und Länder ihre Innovationsförde-
rung stärken, zum Beispiel in Pilotpro-
jekten. Wichtige offene Diskussions-
punkte […] sind die Nutzung von Diffe-
renzverträgen […], Standards und Bei-
mischungsquoten sowie das Produktla-
beling. Ermutigend ist, dass auch in der 
energieintensiven chemischen Industrie 
mehr und mehr Unternehmen ernst-
hafte Strategien zur Erreichung von Kli-
maneutralität diskutieren und teilweise 
bereits beschlossen haben.» (German-
watch 2019: 8) 

Die Fortführung des Dialogs sollte dann aber nicht 
mehr im Rahmen des Stakeholder-Dialogs erfolgen, 
sondern im neuen Format der oben beschriebenen, 
von der Bundesregierung geförderten Dialogplatt-
form Chemistry4Climate, die im Frühsommer 2021 
an den Start ging. 

7 Zusammenfassung und offene Fragen 

Die Dekarbonisierung erfordert von den Unterneh-
men der chemischen Industrie einen grundlegenden 
Umbruch sowohl der Produktionstechnologien als 
auch der Produkte. Der Verzicht auf Kohlenstoff als 
Treiber des Klimawandels setzt eine umfassende 
Elektrifizierung der Produktion und eine Umstellung 
der Rohstoffbasis auf Wasserstoff und andere rege-
nerative Rohstoffe wie Biomasse voraus. Um die ak-
tuellen Klimaziele zu erreichen, müssen neue Pro-
duktionstechnologien eingeführt werden, bevor sie 
gegenüber den konventionellen Technologien wirt-
schaftlich sind (plus dem Preisaufschlag des europä-
ischen Zertifikatehandels). Zugleich zieht die damit 
verbundene Elektrifizierung der Produktion einen 
stark ansteigenden Strombedarf nach sich. Unver-
zichtbare Voraussetzungen der Transformation sind 

deshalb der rasche Ausbau der Produktion grünen 
Stroms durch Windkraft und Solaranlagen und die 
Weiterentwicklung der Versorgungsnetze zur Si-
cherstellung der Versorgung mit grünem Strom. Fra-
gen der Technologie und Wirtschaftlichkeit sind in 
der Forschung zur Dekarbonisierung der chemischen 
Industrie deutlich besser ausgeleuchtet als Einschät-
zungen zur Beschäftigungsentwicklung und zur Ent-
wicklung der Arbeitsbedingungen. Während die Be-
schäftigungsprognosen einigermaßen einheitlich 
eine leichte Absenkung des Beschäftigungsvolu-
mens in der Branche vorhersagen, ist der Wandel 
von Arbeit bislang kaum scharf bestimmt. Klar 
scheint nur, dass für die Beschäftigten die Kompe-
tenz für die Entwicklung und Nutzung der neuen 
Technologiewissen an Bedeutung gewinnen dürfte. 

Der Konsens der Forschung zur Klimawende in der 
Chemie ist von den Branchenverbänden der Unter-
nehmen und der Gewerkschaft IG BCE inzwischen als 
Handlungsbedingung und -anforderung übernom-
men worden. Insbesondere der VCI hatte lange ge-
gen politische Regulierungen votiert und erfolgreich 
eine Selbstverpflichtung der Unternehmen mit der 
deutschen Politik vereinbaren können. Der europäi-
sche Zertifikatehandel musste zwar nolens volens 
hingenommen werden, doch gelang es auch hier län-
gere Zeit, durch üppige Ausstattung mit Zertifikaten 
wirtschaftlichen Druck von den Unternehmen fern-
zuhalten. Nach dem Pariser Klimaschutzabkommen 
und den daran anschließenden nationalen Verpflich-
tungen zur Klimareduzierung hingegen war der Weg 
der Vermeidung von politischen Regulierungen nicht 
mehr gangbar. Anknüpfend an die Roadmap-Studie 
schlug der Verband eine neue Strategie mit neuer in-
haltlicher Ausrichtung ein. Nicht mehr die Vermei-
dung politischer Klimaregulierungen, sondern die 
Umsetzung der politischen Ziele unter Beibehaltung 
einer wettbewerbsfähigen Industrie stand nun im 
Zentrum des Verbandshandelns. Der Verband for-
dert seitdem von der Politik, die Bedingungen der 
Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen, die sich aus der 
Studie ableiten ließen. Daraus stechen vor allem drei 
Bedingungen hervor: ein niedriger Strompreis, eine 
sichere Versorgung mit ausreichenden Mengen grü-
nen Stroms und die finanzielle Unterstützung der 
Entwicklung und Markteinführung klimaneutraler 
Technologien vor dem Zeitpunkt ihrer Wirtschaft-
lichkeit. Nur unter diesen Bedingungen lässt sich aus 
Sicht des Verbands eine wettbewerbsfähige Trans-
formation organisieren; ohne sie droht die Verlage-
rung von Produktionskapazitäten, das Carbon 
Leakage. 
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Auch die Gewerkschaft IG BCE schloss sich dieser 
Sichtweise an. Hier waren es die Erfahrungen bei der 
Ausarbeitung des Ausstiegs aus Kohleförderung und 
-verstromung in der Kohlekommission, die einen 
Wandel der Einschätzungen nach sich zog. Mit dem 
Kohlekompromiss und den vielfältigen arbeitsmarkt- 
und strukturpolitischen Fördermaßnahmen war eine 
neue Art von Industriepolitik verbunden, die von 
nun an zum Leitbild für die Gewerkschaft wurde. Die 
Gewerkschaft unterstützt seitdem wie der VCI die 
Ziele der Dekarbonisierung und versucht Druck auf 
die zügige Gestaltung der politischen Rahmenbedin-
gungen auszuüben. Auf dieser Grundlage haben die 
Verbände einige gemeinsame Initiativen gestartet. 
Dabei setzt die IG BCE allerdings ihren eigenen Ak-
zent mit weiteren Schwerpunkten. Dazu zählen zum 
einen die Förderung der Qualifizierung und die Um-
setzung einer Qualifizierungsinitiative und zum an-
deren der Ausbau der Mitbestimmung durch Erwei-
terungen der betrieblichen Mitbestimmung bei der 
Technikeinführung und der Einführung eines 
Schlichtungsverfahrens für die Unternehmensmit-
bestimmung im Aufsichtsrat.  

Die Umweltverbände schließlich befanden sich 
lange in Frontstellung zum VCI. Sie übten Kritik an 
der Abwehr politischer Regulierungen und schärfe-
rer Preisbildungen im EU ETS und forderten ihrer-
seits einen deutlich strengeren Kurs der Klimapolitik. 
Auch das Verhältnis der Umweltverbände zur IG BCE 
war nicht ungetrübt; dies lag vor allem am Festhal-
ten der Gewerkschaft an der Kohleförderung. Die 
Umweltverbände forderten lange vor der Kohlekom-
mission einen Ausstieg aus der Kohle, die IG BCE 
stand wegen der Beschäftigungsinteressen ihrer 
Mitglieder aus dem Bereich zur Kohleförderung. Mit 
dem Kohlekompromiss und dann mit dem Um-
schwenken der Branchenverbände auf den Dekarbo-
nisierungskurs änderten sich jedoch die Vorzeichen. 
Die Umweltverbände nahmen die Einladung des VCI 
zu den neuen Dialogformaten an. Die Frontstellung 
wich einem sachlichen und zugleich kritischen Dis-
kurs. 

Trotz der recht einheitlichen wissenschaftlichen Be-
fundlage und der neuen Orientierungen der Ver-
bände zur Dekarbonisierung der chemischen Indust-
rie bleiben einige offene Fragen bestehen. Eine erste 
Frage bezieht sich auf die finanzielle Unterstützung 
der Transformation durch Politik und Gesellschaft. 
Zwar leuchtet es ein, dass in einem kapitalistischen 
Marktumfeld die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen gewahrt bleiben muss. Finanzielle Unter-
stützungen wie bei Carbon Contracts for Difference 

erscheinen daher angemessen. Allerdings stellt sich 
die Frage, ob solche Unterstützungen als einseitige 
Leistung des Staates gewährt werden sollten oder 
ob damit auch Verpflichtungen der Unternehmen 
beispielsweise zur Beschäftigungssicherung verbun-
den werden sollten. Zudem sollte auch ein Eigenbei-
trag der Unternehmen gefordert werden, sofern es 
ihre Gewinnsituation zulässt. Es ist politisch wohl 
nur schwer zu vermitteln, dass der Klimaaufschlag 
für neue Technologien nur aus den Steuern gezahlt 
werden soll.  

Damit eng verbunden ist die zweite Frage nach dem 
politischen Einfluss der öffentlichen Hand. Sollte sich 
dieser nur auf die Gestaltung der Rahmenbedingun-
gen beschränken oder sollte er sich auch auf die Um-
setzung der Dekarbonisierung erstrecken? Darauf 
zielt der Vorschlag eines Transformationsfonds der 
IG BCE, der als Finanzierungsinstrument mit Einfluss-
nahmen des Staates als Eigentümer verbunden wer-
den könnte. Ein anderer Schwerpunkt könnte die – 
wie auch immer geartete – Verpflichtung der Unter-
nehmen zu klimagerechten Produktionsverfahren 
auch im Ausland sein. Auf diese Weise könnte das 
Damoklesschwert des Carbon Leakage zumindest et-
was entschärft werden, das von den Unternehmer-
verbänden betont wird. 

Damit hängt drittens schließlich auch die Frage zu-
sammen, wie die von der IG BCE geforderte Auswei-
tung der Mitbestimmung in der Gestaltung von 
Transformationsprozessen umgesetzt werden 
könnte. Mitbestimmung kann sich dabei potenziell 
auf mehrere Aspekte dieser Prozesse beziehen: die 
Auswahl von Technologien, die Einführung der Tech-
nologien und die Bearbeitung ihrer Folgen für Ar-
beitsorganisation, Arbeitsbedingungen oder Qualifi-
kationsbedarfe. Die betriebliche Mitbestimmung ist 
üblicherweise für die hinteren Schritte dieses Pro-
zesses rechtlich besser gewappnet als für die frühe-
ren, auch wenn es in allen Punkte Ergänzungsbedarf 
gibt. Dies gilt umso mehr für Fragen der Entwicklung 
neuer Geschäftsfelder und – und hier ist die Verbin-
dung zum vorigen Punkt – die Investitionsplanung 
und die Frage des Investitionsvolumens und der Aus-
landsinvestitionen. Für Mitbestimmungsrechte in 
diesen Fragen wäre eine Ausweitung der Unterneh-
mensmitbestimmung erforderlich, die sich auf neue 
Schlichtungsverfahren beziehen kann, aber auch auf 
die erforderlichen Quoren für die Verlagerung von 
Produktion oder Standorten. Hier könnte man sich 
die Regelung der VW AG zum Vorbild nehmen, nach 
der solche Verlagerungen einer Zustimmung von 
zwei Dritteln der Aufsichtsratsmitglieder bedürfen.  



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

38 

8 Literatur 

Agora Energiewende. 2019. Die Kohlekommission. Ihre Empfehlungen und deren Auswirkungen auf den 
deutschen Stromsektor bis 2030, Berlin, unter: www.agora-energiewende.de/veroeffentlichungen/die-koh-
lekommission/. 

Agora Energiewende. 2020. Klimaneutrale Industrie. Schlüsseltechnologien und Politkoptionen für Stahl, 
Chemie und Zement, Berlin, unter: https://static.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2018/Dekar-
bonisierung_Industrie/164_A-EW_Klimaneutrale-Industrie_Studie_WEB.pdf. 

Baumhauer, Maren, Britta Beutnagel, Rita Meyer und Kira Rempel. 2019. Produktionsfacharbeit in der che-
mischen Industrie: Auswirkungen der Digitalisierung aus Expertensicht. Düsseldorf:  Hans-Böckler-Stiftung, 
Working Paper Forschungsförderung 144. 

BAVC – Bundesarbeitgeberverband Chemie. 2020. Berufsstruktur-Erhebung 2020. Wiesbaden, unter: 
www.bavc.de/downloads/bildung/BAVC-Berufestrukturerhebung_2020.pdf. 

BAVC – Bundesarbeitgeberverband Chemie, IG BCE – Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie und 
VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2013. Chemie³. Die Nachhaltigkeitsinitiative, unter: www.chemie-
hoch3.de/fileadmin/user_upload/Home/Presse/Publikationen/Chemie3-Flyer-Nachhaltigkeitsinitiative.pdf. 

Beer, David L., Konrad Gürtler, Jeremias Herber und Tobias Haas. 2021. Wie legitim ist der Kohlekompro-
miss? Spannungsfelder und Verhandlungsdynamiken im Prozess der Kohlekommission. Zeitschrift für Poli-
tikwissenschaft 31/2021. 

Benford, Robert D., und David A. Snow. 2000. Framing Processes and Social Movements: An Overview and 
Assessment. Annual Review of Sociology 1/2000: 611–639.  

Borgnäs, Kajsa. 2021. Arbeit vs. Umwelt – ein Zielkonflikt? Neue Gesellschaft. Frankfurter Hefte, unter: 
www.frankfurter-hefte.de/artikel/arbeit-vs-umwelt-ein-zielkonflikt-3128/.  

BMWi – Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 2021. Die Energie der Zukunft. 8. Monitoring-Be-
richt zur Energiewende – Berichtsjahre 2018 und 2019, Berlin, unter: www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publika-
tionen/Energie/achter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft.pdf?__blob=publicationFile&v=24. 

BMWi – Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, VCI – Verband der Chemischen Industrie, IG BCE – 
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie und BAVC – Bundesarbeitgeberverband Chemie. 2021. 
Handlungspakt Chemie- und Pharmastandort Deutschland, unter: www.bmwi.de/Redaktion/DE/Down-
loads/C-D/chemie-und-pharmapakt.pdf?__blob=publicationFile&v=10.  

DECHEMA und FutureCamp. 2019. Roadmap Chemie 2050. Auf dem Weg zu einer treibhausgasneutralen 
chemischen Industrie in Deutschland. Kurzfassung, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/vci/downloads-
vci/publikation/2019-10-09-studie-roadmap-chemie-2050-treibhausgasneutralitaet-kurzfassung.pdf. 

Dehnbostel, Peter. 2007. Lernen im Prozess der Arbeit, Münster: Waxmann Verlag. 

Dehnbostel, Peter. 2008. Lern- und kompetenzförderliche Arbeitsgestaltung. Berufsbildung in Wissenschaft 
und Praxis 2/2008: 5–8. 

DEHSt – Deutsche Emissionshandelsstelle. 2014. Zuteilung 2013–2020. Ergebnisse der kostenlosen Zutei-
lung von Emissionsberechtigungen an Bestandsanlagen für die 3. Handelsperiode 2013–2020. Berlin, unter: 
www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Zuteilungsbericht.pdf?__blob=publication-
File&v=2. 

DEHSt – Deutsche Emissionshandelsstelle. 2020. Treibhausgasemissionen 2019. Emissionshandelspflichtige 
stationäre Anlagen und Luftverkehr in Deutschland (VET-Bericht 2019). Kurzfassung. Berlin, unter: 
www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/VET-Bericht-2019_Summary.pdf?__blob=publi-
cationFile&v=4. 



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

39 

DEHSt – Deutsche Emissionshandelsstelle. 2021. Beihilfen für indirekte CO2-Kosten des Emissionshandels 
(Strompreiskompensation) in Deutschland für das Jahr 2019. Berlin, unter: www.dehst.de/Shared-
Docs/downloads/DE/spk/Auswertungsbericht_2019.pdf?__blob=publicationFile&v=4. 

Deloitte und VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2017. Chemie 4.0. Wachstum durch Innovation in 
einer Welt im Umbruch. München, unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/vci-deloitte-studie-
chemie-4-punkt-0-langfassung.pdf. 

Destatis – Statistisches Bundesamt. 2008. Klassifikation der Wirtschaftszweige. Mit Erläuterungen. Wiesba-
den, unter: www.destatis.de/static/DE/dokumente/klassifikation-wz-2008-3100100089004.pdf. 

Destatis – Statistisches Bundesamt. 2020. Umweltökonomische Gesamtrechnungen. Wiesbaden, unter: 
www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/UGR/_inhalt.html. 

Diekmann, Jains, und Angela Jäger. 2014. Die Chemieindustrie. Innovationen jenseits von Technik, Fraun-
hofer ISI, Mitteilungen aus der ISI-Erhebung zur «Modernisierung der Produktion» 67. 

DIW Econ. 2015. Die Beschäftigungseffekte der Energiewende. Eine Expertise für den Bundesverband Wind-
Energie e. V. und die Deutsche Messe AG, Berlin, unter: https://diw-econ.de/wp-content/uplo-
ads/804_DIW-Econ_Besch%C3%A4ftigungseffekte-der-Energiewende_v5.0.pdf. 

EID – Energieintensive Industrien in Deutschland. 2020. Anforderungen der Energieintensiven Industrien in 
Deutschland (EID) an eine europäische und nationale Energie- und Klimapolitik im Rahmen der Corona-Krise, 
www.energieintensive.de/fileadmin/Energieintensive/2020-05-15_EID_zu_Erholung_nach_Corona.pdf 

Frieling, Ekkehard, Heike Bernard, Debora Bigalk und Rudolf F. Müller. 2006. Lernen durch Arbeit. Entwick-
lung eines Verfahrens zur Bestimmung der Lernmöglichkeiten am Arbeitsplatz. Münster: Waxmann Verlag. 

Gehrke, Birgit, und Insa Weilage. 2018. Branchenbericht Chemieindustrie. Der Chemiestandort Deutschland 
im Spannungsfeld globaler Verschiebungen von Nachfragestrukturen und Wertschöpfungsketten unter Mit-
arbeit von Vivien-Sophie Gulden und Kai Ingwersen, Hans-Böckler-Stiftung Studie 395. Düsseldorf: Hans-
Böckler-Stiftung, unter: http://hdl.handle.net/10419/181670. 

Gerbert, Philipp, Patrick Herhold, Jens Burchardt, Stefan Schönberger, Florian Rechenmacher, Almut Kirch-
ner, Andreas Kemmler und Marco Wünsch. 2018. Klimapfade für Deutschland, hrsg. von Prognos und BCG, 
im Auftrag des BDI, unter: https://bdi.eu/publikation/news/klimapfade-fuer-deutschland/. 

Geres, Roland, Andreas Kohn, Sebastian Lenz, Florian Ausfelder, Alexis Michael Bazzanella und Alexander 
Mölle. 2019. Roadmap Chemie 2050. Auf dem Weg zu einer treibhausgasneutralen chemischen Industrie in 
Deutschland, München, unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/2019-10-09-studie-roadmap-
chemie-2050-treibhausgasneutralitaet.pdf. 

Germanwatch. 2001. BASF und VCI lassen «Arbeitsgemeinschaft Emissionshandel» platzen, Pressemittei-
lung unter: https://germanwatch.org/de/2475. 

Germanwatch. 2011.  Millionenprofite statt Klimaschutz, Pressemitteilung, 8.11.2011, unter: https://germa-
nwatch.org/de/3290. 

Germanwatch. 2015a. Influence Map zeigt Lobbyarbeit von Konzernen gegen Klimaschutz auf, unter: 
https://germanwatch.org/de/10835.  

Germanwatch. 2015b. «Lassen Sie die Kirche im Dorf…». Offener Brief der Umweltverbände an die Gewerk-
schaften IG BCE und ver.di, unter: https://germanwatch.org/de/10175. 

Germanwatch. 2019. Einstieg in die klimaneutrale Industrie, unter: https://germanwatch.org/si-
tes/default/files/Kurzpapier_Einstieg_klimaneutrale_Industrie.pdf. 

Greenpeace. 2013. Greenpeace antwortet auf Kritik der Gewerkschaft, unter: www.greenpeace.de/the-
men/energiewende/fossile-energien/greenpeace-antwortet-auf-kritik-der-gewerkschaft.  



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

40 

Grimm, Veronika, Markus Janser und Michael Stops. 2021. Kompetenzen für die Wasserstofftechnologie 
sind jetzt schon gefragt. Neue Analyse von Online-Stellenanzeigen, IAB Kurzbericht 11/2021, Nürnberg, un-
ter: http://doku.iab.de/kurzber/2021/kb2021-11.pdf. 

Hoch, Markus, Jannis Lambert, Almut Kirchner, Richard Simpson, Myrna Sandhövel und Tabea Mündlein. 
2019. Jobwende. Effekte der Energiewende auf Arbeit und Beschäftigung, hrsg. von der Friedrich-Ebert-Stif-
tung. Bonn, unter: http://library.fes.de/pdf-files/fes/15696-20210201.pdf. 

Hofreiter, Anton, und Michael Vassiliadis. 2021. Aufbruch in ein neues Industriezeitalter. Gemeinsames The-
senpapier, unter: https://igbce.de/resource/blob/189528/2bc1caafe3d39812f707b77ee0e1a12d/Thesen-
papier%20Aufbruch%20in%20ein%20neues%20Industriezeitalter.pdf. 

HRForecast. 2021. Zukünftige Berufsprofile. Future Skills Report Chemie, hrsg. von BAVC und IG BCE, Wies-
baden/Hannover, unter: https://future-skills-chemie.de/wp-content/uploads/2021/03/Zuku%CC%88nftige-
Berufsprofile-6.pdf. 

Huber, Bethold. 2010. Kurswechsel für Deutschland. Die Lehren aus der Krise. Frankfurt a. M./New York: 
Campus Verlag 

IG BCE – Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. 2013. Schwarzbuch Kohlepolitik. Offener Brief, 
unter: https://igbce.de/resource/blob/4842/66945c9dd4b91bb28ee8062eaf3c5d46/brief-greenpeace-
data.pdf. 

IG BCE – Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. 2020. Einigung auf Sicherheitsnetz und Zukunfts-
pakt für Kohlebeschäftigte bei RWE, unter: thttps://igbce.de/igbce/zukunftspaket-bei-rwe-170272. 

IG BCE – Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. 2021. Tag der Arbeit: Vassiliadis fordert enge 
Verknüpfung von Klima- und Beschäftigungszielen, unter: https://igbce.de/igbce/ig-bce-vorsitzender-vassi-
liadis-fordert-enge-verknuepfung-von-klima-und-beschaeftigungszielen-188274. 

IG BCE – Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie und VCI – Verband der Chemischen Industrie. 
2020. Gemeinsame Strategie von IG BCE und VCI zu einer Wasserstoffwirtschaft. Hannover/Frankfurt a. M., 
unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/2020-09-29-ig-bce-vci-h2-strategie-final.pdf. 

ILO – Internationale Arbeitsorganisation. 2011. Skills for Green Jobs. A Global View. Synthesis Report based 
on 21 Country Studies, Genf, unter: www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---dcomm/---
publ/documents/publication/wcms_159585.pdf. 

Malanowski, Norbert, Jonathan Niehaus und Marc Awenius. 2017. Digitalisierung in der Chemischen Indust-
rie. In Digitalisierung und Industrie 4.0. Technik allein reicht nicht, 139–162, Hrsg. Michael Vassiliadis. Han-
nover: Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. 

Matuschek, Ingo, Frank Kleemann und Thomas Haipeter. 2018. Industrie 4.0 und die Arbeitsdispositionen 
der Beschäftigten. Zum Stellenwert der Arbeitenden im Prozess der Digitalisierung der industriellen Produk-
tion, FGW-Studie 11, Düsseldorf, unter: www.fgw-nrw.de/fileadmin/images/pdf/FGW-Studie-DvA-I40-11-
Matuschek-komplett-web.pdf. 

Kirchner, Almut, Jan Limbers und Johann Weiss. 2019. Beschäftigungseffekte der BDI-Klimapfade, erstellt 
im Auftrag der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE. Berlin, unter: www.arbeit-umwelt.de/wp-con-
tent/uploads/190404_Studie_BeschaftigungEffekteKlimapfadeBDI_StiftungIGBCE.pdf. 

Räthzel, Nora, und David Uzzel. 2011. Trade Unions and Climate Change: The Jobs versus Environment Di-
lemma. Global Environmental Change 4/2011: 1215–1222. 

Seyda, Susanne, Beate Placke und Helen Hickmann. 2020. Weiterbildung in der Chemie-Branche. Sonder-
auswertung der IW-Weiterbildungserhebung 2020, Köln, unter: www.bavc.de/downloads/bildung/IW-Wei-
terbildungserhebung-Sonderauswertung-Chemie-2020.pdf. 

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE. 2019. Gerechte Energiewende: Sieben Thesen zu Herausforderun-
gen und Chancen aus industriegewerkschaftlicher Sicht, Berlin, unter: www.arbeit-umwelt.de/wp-con-
tent/uploads/190115_StudieGerechteEnergiewende_StiftungIGBCE.pdf. 



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

41 

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE. 2021a. Branchenausblick 2030+: Die Chemieindustrie. Berlin, unter: 
www.arbeit-umwelt.de/wp-content/uploads/211025_ig_publikationen_Studie_Chemieindustrie_web.pdf. 

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE. 2021b. Wasserstoffbasierte Industrie in Deutschland und Europa. 
Berlin, unter: www.arbeit-umwelt.de/wp-content/uploads/Studie_Wasserstoff_Industrie_StiftungIG-
BCE_enervis.pdf. 

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE und IMK – Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung. 
2021. Ein Transformationsfonds für Deutschland. Gutachten. Berlin, unter: www.arbeit-umwelt.de/transfor-
mationsfonds-fuer-deutschland/. 

Vassiliadis, Michael. 2010. Für den Fortschritt. Industriepolitik für das 21. Jahrhundert. Berlin:  Berliner vor-
wärts Verlagsgesellschaft. 

Vassiliadis, Michael. 2016. Nachhaltiges Wachstum als gewerkschaftliche Konzept. Perspektive einer Indust-
riegewerkschaft. Rede anlässlich der Konferenz «Grünes Wachstum und Nachhaltigkeit – Chancen für Ar-
beit und Wirtschaft» am 3.2.2016, Düsseldorf, unter: https://nrw.dgb.de/archiv/++co++2d665948-ca96-
11e5-8498-52540023ef1a. 

Vassiliadis, Michael. 2017. Wir müssen über Verkehr, Bauen, Konsum insgesamt reden. Interview, Deutsch-
landfunk, 9.11.2017, unter: www.deutschlandfunk.de/gewerkschaft-ig-bce-zur-energiewende-wir-mues-
sen-ueber.694.de.html?dram:article_id=400246. 

Vassiliadis, Michael. 2020. Jahrespressekonferenz 2020 der IG BCE, unter: www.presseportal.de/down-
load/document/636293-rede-michael-vassiliadis-jpk-2020.pdf. 

Vassiliadis, Michael, und Kajsa Borgnäs. Hrsg. 2020. Nachhaltige Industriepolitik. Strategien für Deutschland 
und Europa, Frankfurt a. M./New York: Campus Verlag. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2009. Selbstverpflichtungen im Rahmen des Klimaschutzes, Frank-
furt a. M., unter: www.vci.de/langfassungen-pdf/uebersicht-selbstverpflichtungen-stand-januar-2009.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2015a. Chemieparks in Deutschland. Investieren an wirtschaftlich 
attraktiven Standorten – mitten in den Märkten Europas, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/ergaenzende-
downloads/220111-chemieparks-in-deutschland-deutsche-fassung.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2015b. Politikbrief Klima, Frankfurt a. M., unter: 
www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/politikbrief/vci-politikbrief-2-2015-klima.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2017. Die deutsche chemische Industrie 2030. VCI-Prognos-Studie 
– Update 2015/2016, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/vci-prognos-stu-
die-die-deutsche-chemische-industrie-2030-update-2015-2016-mit-alternativszenarien.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2018a. Branchenporträt der deutschen chemisch-pharmazeuti-
schen Industrie, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/ergaenzende-downloads/2018-08-08-foliensatz-bran-
chenportraet-deutsche-chemisch-pharmazeutische-industrie.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2018b. Mehr Starthilfe für junge Chemieunternehmen, Pressemit-
teilung, 13.9.2018, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/langfassungen/langfassungen-pdf/2018-09-13-mehr-
starthilfe-fuer-junge-chemieunternehmen-forum-startup-chemie.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2019. Stakeholder-Dialog Dekarbonisierung. Dialogbericht, Frank-
furt a. M., unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/2019-04-30-stakeholder-dialog-dekarbonisie-
rung-zwischenfazit.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020a. Chemiewirtschaft in Zahlen 2020, Frankfurt a. M., unter: 
www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/chiz-historisch/chemiewirtschaft-in-zahlen-2020.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020b. Chemische Industrie 2020. Auf einen Blick, Frankfurt a. M., 
unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/publikation/chemische-industrie-auf-einen-blick.pdf. 



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

42 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020c. Energiewende. Daten und Fakten, Frankfurt a. M., unter: 
www.vci.de/vci/downloads-vci/top-thema/daten-fakten-energiewende.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020d. Investitionen deutschen Chemie- und Pharmaindustrie, 
Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/ergaenzende-downloads/botschaften-datenlage-investitionen.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020e. Nationale und europäische Industriestrategien. VCI-Posi-
tion Kompakt, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/vci-positionen-kompakt/vci-position-
kompakt-nationale-und-europaeische-industriestrategien.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020f. Wasserstoffstrategie. VCI-Position kompakt, Frankfurt a. 
M., unter: www.vci.de/vci/downloads-vci/vci-positionen-kompakt/vci-position-kompakt-wasserstoffstrate-
gie.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2020g. Den Ausbau erneuerbarer Energien beschleunigen. Ge-
meinsame Erklärung des VCI-Stakeholder-Dialogs, Frankfurt a. M., über www.vci.de/langfassungen/langfas-
sungen-pdf/2020-03-12-vci-stakeholder-dialog-dekarbonisierung-erklaerung-erneuerbare-energien.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2021a. Chemiewirtschaft in Zahlen, Frankfurt a. M., unter: 
www.vci.de/ergaenzende-downloads/04-kapitel-beschaeftigung-und-einkommen.xlsx. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2021b. Chemistry4Climate gewinnt 70 Partner, Pressemitteilung, 
3.5.2021, Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/langfassungen/langfassungen-pdf/2021-05-03-chemistry4cli-
mate-gewinnt-70-partner.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2021c. Energiestatistik in Daten und Fakten, Frankfurt a. M., un-
ter: www.vci.de/ergaenzende-downloads/energiestatistik-daten-fakten.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2021d. Innovationsstandort Deutschland in Daten und Fakten, 
Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/ergaenzende-downloads/forschung-und-entwicklung-chemie-kurz.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2021e. Koalition beim Lieferkettengesetz grundsätzlich einig, 
Frankfurt a. M., unter: www.vci.de/themen/nachhaltigkeit/wirtschaft-menschenrechte/koalition-beim-lie-
ferkettengesetz-grundsaetzlich-einig-referentenentwurf-erschienen.jsp. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie. 2021f. Daten und Fakten: Investitionen im Fokus. Stand November 
2021, unter: www.vci.de/ergaenzende-downloads/daten-fakten-investitionen-2018.pdf. 

VCI – Verband der Chemischen Industrie/BAVC – Bundesarbeitgeberverband Chemie. 2021. Einigung birgt 
Licht und Schatten, Pressemitteilung, 28.5.2021, Frankfurt a. M., unter: www.bavc.de/down-
loads/News/2021-05-28-Einigung-birgt-Licht-und-Schatten.pdf.  

VCI – Verband der Chemischen Industrie, IG BCE – Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie und 
BAVC – Bundesarbeitgeberverband Chemie. 2019. Ausbildung fördert Nachhaltigkeit in Unternehmen der 
chemischen Industrie. Leitfaden, Frankfurt a. M./Hannover/Wiesbaden, unter: www.chemie-
hoch3.de/fileadmin/user_upload/Home/Handlungshilfen/Leitfaeden/chemiehoch3-anlin-leitfaden.pdf. 



20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

43 

Autoren 

 

 

Alexander Bendel  
Wissenschaftlicher Mitarbeiter der Abteilung  
Arbeitszeit und Arbeitsorganisation (AZAO)  
 
Mail: alexander.bendel@uni-due.de 
Telefon: +49 203 37 94529 

 

 

Prof. Dr. Thomas Haipeter  
Leiter der Forschungsabteilung 
Arbeitszeit und Arbeitsorganisation (AZAO) 
 
Mail: thomas.haipeter@uni-due.de 
Telefon: +49 203 37 91812 

mailto:alexander.bendel@uni-due.de
mailto:thomas.haipeter@uni-due.de


20222022 | 05  Die chemische Industrie zwischen Globalisierung und Industrie-
politik  

 

44 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

IAQ-Forschung 2022 | 05 

Redaktionsschluss: 09.03.2022 

 
Institut Arbeit und Qualifikation 
Fakultät für Gesellschaftswissenschaften 
Universität Duisburg-Essen 

47048 Duisburg 

 

IAQ-Reihen: 

https://www.uni-due.de/iaq/reihen.php  
 
 
IAQ-Forschung (ISSN 2366-0627) erscheint seit 
2015 in unregelmäßiger Folge als ausschließlich 
elektronische Publikation. Der Bezug ist kosten-
los. 

Redaktion: 

Thomas Haipeter 

thomas.haipeter@uni-due.de 

 
IAQ im Internet 
https://www.uni-due.de/iaq/ 

 

 

https://www.uni-due.de/iaq/reihen.php
mailto:thomas.haipeter@uni-due.de
mailto:thomas.haipeter@uni-due.de
https://www.uni-due.de/iaq/


Dieser Text wird via DuEPublico, dem Dokumenten- und Publikationsserver der Universität
Duisburg-Essen, zur Verfügung gestellt. Die hier veröffentlichte Version der E-Publikation
kann von einer eventuell ebenfalls veröffentlichten Verlagsversion abweichen.

DOI: 10.17185/duepublico/76371
URN: urn:nbn:de:hbz:465-20220801-150800-5

Alle Rechte vorbehalten.

https://duepublico2.uni-due.de/
https://duepublico2.uni-due.de/
https://doi.org/10.17185/duepublico/76371
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:hbz:465-20220801-150800-5

	Abkürzungsverzeichnis
	1 Einleitung
	2 Allgemeine Branchencharakteristika
	2.1 Branchenstruktur
	2.2 Beschäftigtenzahlen
	2.3 Qualifikation der Beschäftigten

	3 Treiber und Rahmenbedingungen der Transformation
	3.1 CO₂-Ziele und gesetzliche Vorgaben
	3.2 Weitere Transformationsprozesse

	4 Instrumente, Felder und Erfolgsbedingungen der Transformation
	4.1 Technologieinnovationen und damit verbundene Kosten
	4.2  (Infrastruktur-)Voraussetzungen
	4.3 Staatliche Programme

	5 Absehbare Konsequenzen für die Arbeit
	5.1 Quantitative Beschäftigungseffekte
	5.2 Qualitative Beschäftigungseffekte
	5.3 Arbeitsorganisation

	6 Herangehen der Akteure
	6.1 Unternehmensverbände
	6.2 Gewerkschaften und Betriebsräte
	6.3 Gemeinsame Initiativen der Verbände
	6.4 Nichtregierungsorganisationen

	7 Zusammenfassung und offene Fragen
	8 Literatur
	Autoren
	Redaktionsschluss: 09.03.2022

	Redaktion:
	IAQ-Reihen:

